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Zusammenfassung 

Auch wenn das interne Kontrollsystem (IKS) bereits seit längerer Zeit ein wesentlicher Aspekt 

der Corporate Governance von Unternehmen ist, erfuhr das Konzept in der jüngeren Vergan-

genheit vermehrte Aufmerksamkeit und wird zunehmend auch gesetzlich gefordert. Umfang-

reiche regulatorische Anforderungen gelten unter anderem für deutsche Versicherungsunter-

nehmen, da das IKS einen wesentlichen Baustein des am 01.01.2016 in Kraft getretenen eu-

ropäischen Aufsichtsregimes Solvency II darstellt. Trotz der vermehrten Aufmerksamkeit für 

das Konstrukt, bestehen nach wie vor Unklarheiten in dessen Definition und Abgrenzung zu 

anderen Elementen des Governance-Systems. Zwar hat die wissenschaftliche Auseinander-

setzung mit der Thematik in den letzten Jahren zugenommen, Untersuchungen des Konstruk-

tes im Rahmen der branchenspezifischen Anforderungen in der Versicherungswirtschaft konn-

ten allerdings kaum gefunden werden.  

Im Rahmen der vorliegenden Dissertation wird das IKS auf Basis der vorhandenen Literatur 

zunächst grundlegend untersucht und eine Definition des IKS im weiteren Sinne als umfas-

sendes Governance-Instrument hergeleitet. Hiernach umfasst das Konstrukt die sechs Sub-

systeme Kontrollumfeld, Steuerungssystem, Risikosystem, Überwachungssystem, Informa-

tions- und Kommunikationssystem sowie Beurteilungssystem. Darüber hinaus werden die re-

gulatorischen Anforderungen, die Solvency II an das IKS und angrenzende Governance-Ein-

heiten stellt, intensiv analysiert. Auf Basis der gewonnenen Erkenntnisse leistet die Arbeit so-

dann einen konzeptionellen Beitrag zur Gestaltung eines effizienten IKS im Versicherungsun-

ternehmen, das als umfassendes Governance-Instrument sowohl die regulatorischen Anfor-

derungen erfüllt als auch Nutzen für die Versicherungsunternehmen stiftet.  

Die theoretischen Erkenntnisse werden im nächsten Schritt empirischen Daten gegenüberge-

stellt, die im Rahmen einer Fragebogenstudie unter deutschen Versicherern gewonnen wur-

den. Die empirische Studie geht einerseits der Frage nach, welche Beziehungen zwischen den 

unterschiedlichen Teilsystemen bestehen und welche Subsysteme zum Nutzen des IKS bei-

tragen. Andererseits gibt sie einen Überblick über den Status-Quo der internen Kontrollen in 

der deutschen Versicherungswirtschaft. Insgesamt kann von einer guten Ausgestaltung des 

IKS in den Versicherungsunternehmen ausgegangen werden kann, wenngleich nicht alle Teil-

bereiche gleich weit entwickelt sind. Es zeigt sich, dass es umfassende Beziehungen zwischen 

den unterschiedlichen Teilbereichen des IKS im weiteren Sinne gibt und dass mit Ausnahme 

des Risikosystems alle Subsysteme einen positiven direkten oder indirekten Einfluss auf den 

Nutzen des IKS haben. Als Haupttreiber konnte das Informations- und Kommunikationssystem 

identifiziert werden. 
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Abstract 

Internal controls have been part of corporate governance for a long time. Even so, the concept 

has received more and more attention in the recent past and is increasingly required by law. 

Extensive regulatory requirements apply to German insurance companies, amongst others, as  

the internal control system is an essential element of the European Solvency II regulations, 

which came into force on 01.01.2016. Despite the mounting attention to the construct, ambi-

guities remain regarding the definition of internal control and its distinction to other elements 

of the governance system. Although the scientific discussion of the topic has progressed over 

the years, there are hardly any extant studies of the internal control system within the frame-

work of the sector-specific requirements for the insurance industry.  

Firstly, the concept of internal control systems is fundamentally examined in the available lit-

erature and a definition of an internal control system in a broader sense as a comprehensive 

instrument of corporate governance is derived. According to this the construct consists of six 

subsystems, namely control environment, management system, risk system, monitoring sys-

tem, information and communication system, and assessment system. Beyond that, the regu-

latory requirements imposed on internal control and other elements of the governance system 

by Solvency II are comprehensively examined. Based on the knowledge gained, a conceptual 

contribution is made regarding the design of an efficient internal control system in insurance 

companies. As an extensive part of the governance system, this derived concept both meets 

the regulatory requirements and also creates benefits for the insurance companies.  

Thereafter, the theoretical findings are compared with empirical data, which were obtained by 

a questionnaire study distributed amongst German insurers. On the one hand, the study ex-

amines the relationships between the subsystems of the internal control system, as well as the 

question which parts of the construct contribute to its benefit. On the other hand, the study 

shows the status quo of internal control in the German insurance industry. Overall, a good 

design of the internal control system in the insurance companies can be assumed, even though 

not all parts of the construct are equally developed. The study shows that there are diverse 

relationships between the different subsystems of the internal control in a broader sense and 

that, with exception of the risk system, all subsystems contribute directly or indirectly to the 

benefit of the internal controls. The information and communication system was identified as 

key driver. 
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1 Einleitung 

1.1 Motivation der Arbeit 

Durch mehrere spektakuläre Finanz- und Unternehmensskandale1 rückte der Themenkomplex 

Corporate Governance seit Beginn des Jahrtausends immer mehr in den Fokus. Der Begriff 

bezeichnet die zielgerichtete Führung und Überwachung eines Unternehmens2 und beinhaltet 

unterschiedliche Teilaspekte.3 Ein bedeutendes Instrument der Corporate Governance ist das 

interne Kontrollsystem (IKS), das auch als dessen Kernaspekt angesehen wird.4 Allerdings 

bestehen bis heute Unklarheiten darüber, was genau unter einem IKS zu verstehen ist, da 

unterschiedliche Definitionen für den Begriff existieren und dieser nicht immer einheitlich ver-

wendet wird.5  

Die uneinheitliche Verwendung des Begriffes ist auch auf einen Bedeutungswandel des IKS 

zurückzuführen. Im deutschsprachigen Raum dominierte zunächst das Verständnis von Kon-

trolle als Vergleich von Ist- mit Soll- bzw. Norm-Zuständen. Ende des 20. Jahrhundert verbrei-

tete sich allerdings auch in Deutschland eine weiter gefasste Definition des IKS.6 Großen Ein-

fluss auf diesen Wandel hatte das Rahmenwerk Internal Control ï Integrated Framework des 

Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission (COSO)7, das u.a. auch 

Eingang in die deutsche Prüfungspraxis8 fand. Hiernach ist das IKS definiert als ein Prozess, 

der durch die Überwachungs- und Leitungsorgane, das Management und andere Mitarbeiter 

einer Organisation ausgeführt wird, um hinreichende Sicherheit bezüglich des Erreichens von 

Zielen aus den Bereichen betriebliche Abläufe, Berichterstattung und Regeleinhaltung zu ge-

währleisten. Das IKS umfasst nach COSO nicht nur reine Kontrolltätigkeiten, sondern auch 

vier weitere Komponenten, nämlich Kontrollumfeld, Risikoanalyse, Information und Kommuni-

kation sowie Überwachung.9  

Sowohl national als auch international wurden in den vergangenen zwei Jahrzehnten mehrere 

Gesetze erlassen, welche die Einrichtung von internen Kontrollen und weiteren Governance-

Mechanismen fordern.10 Als wegweisend kann der US-amerikanische Sarbanes-Oxley-Act 

(SOX) betrachtet werden, der als Reaktion auf Bilanzmanipulationen in Milliardenhöhe durch 

das Energieunternehmen Enron und das Telekommunikationsunternehmen WorldCom11 im 

 
1 Eine Übersicht geben z.B. Rockness / Rockness (2005), S. 36-38. 
2 Vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S. 2. 
3 Vgl. Brown et al. (2011), S. 98. 
4 Vgl. CEIOPS (2003), S. 14. 
5 Vgl. Horváth et al. (2015), S. 458. 
6 Vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S. 16. 
7 Vgl. COSO (2013). Das ursprünglich 1992 veröffentlichte Konzept wurde im Jahr 2013 als überarbeitete und 
erweiterte Version veröffentlicht. Vgl. COSO (2013), S. i. 
8 Vgl. IDW (2017), PS 261 n.F. 
9 Vgl. COSO (2013), S. 3-5; vgl. auch Bungartz (2014), S. 50. 
10 Vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S. 3f. 
11 Vgl. Rockness / Rockness (2005), S. 36, 38. 
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Jahr 2002 ratifiziert wurde.12 Ziel des Gesetzes ist es u.a., das IKS in den Unternehmen zu 

stärken und die Rechnungslegung zu verbessern.13  

Auch im Versicherungssektor, der aufgrund seiner zentralen Funktion in der Volkswirtschaft 

zu den am stärksten regulierten Branchen zählt,14 werden umfangreiche Anforderungen an 

das Governance-System gestellt. Grundlage hierfür ist das am 01.01.2016 in Kraft getretene, 

europaweit geltende Regelwerk Solvency II.15 Mit der Einführung der Solvency II-Vorschriften 

erfolgte eine grundlegende Reform der Versicherungsaufsicht mit dem übergeordneten Ziel, 

den Schutz der Versicherungsnehmer zu verbessern.16 Das Regelwerkt verfolgt eine Drei-

Säulen-Struktur und umfasst neben quantitativen Anforderungen auch qualitative Anforderun-

gen an den Aufsichtsprozess und das Governance-System sowie Transparenz- und Veröffent-

lichungsvorschriften.17 Die Einrichtung eines IKS bildet neben dem Risikomanagementsystem 

das zentrale Element des Governance-Systems nach Solvency II.18 Es soll zumindest folgende 

Bestandteile umfassen: Verwaltungs- und Rechnungslegungsverfahren, einen internen Kon-

trollrahmen, angemessene Melderegelungen und eine Compliance-Funktion.19 Trotz dieser 

Vorgaben gibt es allerdings in der Gesetzgebung wenige konkrete Umsetzungshinweise, so-

dass die genaue Ausgestaltung des Systems den Versicherungsunternehmen überlassen 

bleibt. Dies stellt insbesondere vor dem Hintergrund der Unklarheit des IKS-Begriffes eine 

Herausforderung dar. 

Im Folgenden wird zunächst der Forschungsstand zum IKS untersucht, bevor daran anschlie-

ßend die identifizierte Forschungslücke aufgezeigt und die Forschungsfragen der Arbeit aus-

führlich dargestellt werden. Die Einleitung schließt mit einem Überblick über den Aufbau dieser 

Arbeit.  

1.2 Stand der Literatur 

1.2.1 Überblick über den Forschungsstand 

Die Unklarheit darüber, was genau unter einem IKS zu verstehen ist, spiegelt sich auch in der 

Forschung zu den internen Kontrollen wider. Ebenso wie das Konzept selbst, ist auch die For-

schung zum IKS uneinheitlich und zum Teil wenig vergleichbar, da ihr unterschiedliche Rich-

tungen zugrunde liegen. MAIJOOR unterscheidet die folgenden drei Forschungsrichtungen: 1) 

IKS aus der Perspektive der externen Revision, 2) IKS aus der Perspektive der Organisations-

 
12 Vgl. Zhang (2007), S. 79. 
13 Vgl. Hütten / Stromann (2003), S. 2224f., vgl. Menden / Kralisch (2008), S. 235. 
14 Vgl. Theis (2015), S. 1. 
15 Vgl. Probst (2016), S. 1. 
16 Vgl. Probst (2016), S. 3; vgl. Schubert (2005), S. 36. 
17 Vgl. Graf (2008), S. 16f.; vgl. Probst (2016), S. 10. 
18 Vgl. Wolf (2013), S. 679. 
19 Vgl. Art. 46 Abs. 1 SII-RL. 
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theorie und 3) IKS aus der ökonomischen Perspektive. Die meisten Arbeiten lassen sich dem-

nach der Perspektive der externen Revision zuordnen. Hier stehen traditionelle Kontrollen des 

Rechnungswesens und ihr Einfluss auf die Verlässlichkeit der Finanzberichterstattung im Fo-

kus. In Arbeiten aus der Perspektive der Organisationstheorie hingegen werden breitere Kon-

trollkonzepte zugrunde gelegt und Kontrollen werden im Kontext der Effektivität von Organisa-

tionen untersucht. Diese Forschungsrichtung umfasst ebenfalls die Kontrollen der Rechnungs-

legung, geht allerdings auch darüber hinaus. Die Agency-Theorie dominiert die Forschung 

zum IKS aus ökonomischer Perspektive, die sich auf top-level Kontrollen fokussiert. Nach 

MAIJOOR war das IKS insgesamt allerdings lange Zeit ein eher vernachlässigtes Thema in der 

Forschung.20 

Mit der zunehmenden öffentlichen Wahrnehmung des IKS und des Governance-Systems, ins-

besondere durch SOX, wurde die Forschung zum IKS umfangreicher und es wurden in jünge-

rer Vergangenheit zahlreiche, vor allem empirische Studien publiziert. Diese beschränken sich 

allerdings häufig weiterhin auf das durch SOX verpflichtende21 rechnungslegungsbezogene 

IKS. Dennoch wurden in den letzten Jahren auch Arbeiten veröffentlicht, die ein umfassende-

res IKS-Konzept zugrunde legen und damit der Perspektive der Organisationstheorie zuge-

ordnet werden können. Hierzu zählt auch die vorliegende Arbeit. Die folgenden Ausführungen 

konzentrieren sich auf diese beiden, sich teilweise überschneidenden Perspektiven. Zudem 

wird der Fokus auf Veröffentlichungen der letzten 15 Jahre, d.h. ab ca. 2004, gelegt. 

Die branchenübergreifenden Arbeiten zum IKS können in drei Cluster eingeteilt werden, näm-

lich empirische Untersuchungen, Forschung zum IKS aus theoretischer Perspektive sowie 

praktisch geprägte Publikationen. Da eine komplette Darstellung der Literatur aufgrund des 

mittlerweile großen Umfangs nicht möglich ist, werden im Folgenden einige bedeutende Ar-

beiten beispielhaft hervorgehoben. Daraufhin wird die Literatur zum IKS in der Versicherungs-

branche näher untersucht. 

1.2.2 Branchenübergreifende Forschung zum IKS 

1.2.2.1 Empirische Studien 

Unternehmen, die unter die Regelungen von SOX fallen, sind u.a. dazu verpflichtet, wesentli-

che Mängel in ihrem IKS aufzuzeigen.22 Diese offengelegten Kontrollschwächen eignen sich 

als Proxy-Variable zur Messung der Qualität des IKS und werden in vielen empirischen Unter-

suchungen verwendet, weshalb die Anzahl dieser Studien in den letzten ca. 15 Jahren stark 

 
20 Vgl. Maijoor (2000), S. 102, 105f. 
21 Für Details zu den SOX-Anforderungen vgl. Kapitel 2.3.2. 
22 Die Unternehmen müssen ein rechnungslegungsbezogenes IKS einrichten, dieses regelmäßig überprüfen und 
wesentliche Schwächen darstellen (Sec. 302 SOX). Zudem müssen sie im Jahresabschluss die Effektivität ihres 
IKS beurteilen, was durch den Abschlussprüfer überprüft werden muss (Sec. 404 SOX). Unternehmen mit wesent-
lichen Kontrollschwächen nach Sec. 302 müssen in ihrer Berichterstattung schlussfolgern, dass ihr IKS nicht effek-
tiv ist. Vgl. Feng et al. (2009), S. 190, insb. Fußnote 1. 
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angestiegen ist. Im Folgenden werden beispielhafte Arbeiten beschrieben, um einen Überblick 

über den aktuellen Stand der empirischen Forschung zu erhalten.  

Mehrere Studien untersuchen die Beziehung zwischen dem IKS und der Qualität der Finanz-

berichterstattung bzw. daraus resultierenden Unternehmenscharakteristika. Sowohl ASH-

BAUGH-SKAIFE ET AL.23 als auch DOYLE ET AL.24 analysieren den Zusammenhang zwischen den 

nach SOX offengelegten Kontrollschwächen und der Qualität der Rechnungsabgrenzungen, 

die wesentlich zur Verlässlichkeit der Finanzberichterstattung beitragen und daher als Stell-

vertretergröße für diese genutzt werden.25 Beide Untersuchungen zeigen, dass Defizite im IKS 

mit einer niedrigeren Qualität der Rechnungsabgrenzung einhergehen. DOYLE ET AL. identifi-

zieren als Treiber für diesen Effekt Schwächen in den unternehmensweiten Kontrollen.26 Die 

Ergebnisse von ASHBAUGH-SKAIFE ET AL. weisen darauf hin, dass die niedrigere Qualität eher 

auf unbeabsichtigte Fehler, die durch Mängel im IKS entstehen, als auf bewusste Manipulati-

onen zurückzuführen ist.27 ASHBAUGH-SKAIFE ET AL.28 untersuchen zudem in einer weiteren 

Studie die Auswirkungen von Kontrolldefiziten auf Unternehmensrisiken und Eigenkapitalkos-

ten. Die Autoren kommen zu dem Ergebnis, dass Unternehmen mit Mängel im IKS signifikant 

höhere Risiken sowie Eigenkapitalkosten aufweisen. Ändert sich die Wirksamkeit des IKS, 

führt dies ebenfalls zu signifikanten Änderungen in den Eigenkapitalkosten. Dies ist darin be-

gründet, dass ineffektive interne Kontrollen zu einer weniger verlässlichen Finanzberichterstat-

tung führen, wodurch das Informationsrisiko der Investoren steigt. Dies führt wiederum zu hö-

heren Eigenkapitalkosten.29  

Vor allem neuere Studien untersuchen nicht mehr nur die Beziehung zwischen dem IKS und 

der Finanzberichterstattung, sondern analysieren darüber hinaus weitere Zusammenhänge, 

etwa zwischen der Güte des IKS und der betrieblichen Effizienz30, der Performance von Fusi-

onen und Übernahmen31 oder dem Risiko für Fraud32. CHENG ET AL. nehmen an, dass Mängel 

im rechnungslegungsbezogenen IKS auch die Qualität der internen Berichterstattung beein-

trächtigen und daher zu schlechteren Entscheidungen innerhalb des Unternehmens führen. In 

Einklang mit ihrer These zeigen die Autoren, dass Unternehmen mit einem defizitären IKS eine 

signifikant geringere betriebliche Effizienz haben als Unternehmen ohne Kontrollmängel. Eine 

Verbesserung der Kontrollen führt nach der Studie auch zu einer Steigerung der Effizienz im 

 
23 Vgl. Ashbaugh-Skaife et al. (2008). 
24 Vgl. Doyle et al. (2007a). 
25 Vgl. Ashbaugh-Skaife et al. (2008), S. 218, S. 247. 
26 Vgl. Doyle et al. (2007a), S. 1141. 
27 Vgl. Ashbaugh-Skaife et al. (2008), S. 217. 
28 Vgl. Ashbaugh-Skaife et al. (2009). 
29 Vgl. Ashbaugh-Skaife et al. (2009), S. 1-4. 
30 Vgl. Cheng et al. (2018) und ähnlich auch Feng et al. (2015). 
31 Vgl. Harp / Barnes (2018). 
32 Vgl. Donelson et al. (2017). 
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Unternehmen.33 HARP / BARNES gehen ebenfalls davon aus, dass bei Unternehmen mit Män-

geln im rechnungslegungsbezogenen IKS auch die Qualität der internen Informationen niedri-

ger ist. Dadurch werden schlechtere Übernahmeentscheidungen getroffen und eine effektive 

Überwachung des Managements wird verhindert. Sie können nachweisen, dass Kontrolldefi-

zite vor einer Übernahme zu signifikant geringerer Performance nach dem Kauf und unge-

wöhnlich negativen Renditen führen.34 DONELSON ET AL. finden einen starken Zusammenhang 

zwischen wesentlichen Kontrollmängeln nach SOX und zukünftigen Fraud-Enthüllungen, der 

auf schwache unternehmensweite Kontrollen und damit ein schwaches Kontrollumfeld, das 

den Unternehmen die Möglichkeit zum Fraud bietet, zurückzuführen ist.35  

Im Gegensatz zu den zuvor genannten Studien benutzen CHEN ET AL. zur Messung des IKS 

nicht die nach SOX offengelegten Kontrolldefizite, sondern konstruieren mit öffentlich verfüg-

baren Daten einen internal control index, um die Qualität des IKS quantitativ zu erfassen. Mit 

Hilfe des Index, der alle fünf COSO-Komponenten beinhaltet, untersuchen die Autoren das 

IKS fast aller chinesischer Aktiengesellschaften zwischen 2007 und 2010. Sie validieren den 

Index, indem sie bekannte Zusammenhänge bestätigen können. Zudem finden sie einen zuvor 

noch nicht untersuchten positiven Zusammenhang des Index mit dem earnings response co-

efficient, der kurzfristig vor allem auf das Kontrollumfeld, langfristig auf die Komponente Infor-

mation und Kommunikation zurückgeführt werden kann. Dies weist darauf hin, dass die Qua-

lität des IKS zur Glaubwürdigkeit der Finanzberichterstattung beiträgt. Der Index zeigt zudem, 

dass die durchschnittliche Ausgestaltung des IKS in China im Untersuchungszeitraum noch 

Verbesserungspotential aufweist, wenngleich eine positive Entwicklung beobachtet werden 

konnte.36 

Ferner wurden Studien gefunden, die untersuchen, welche Faktoren die Qualität und Ausge-

staltung des IKS beeinflussen. DOYLE ET AL.37 analysieren den Zusammenhang von nach SOX 

offengelegten wesentlichen Kontrollschwächen mit unterschiedlichen Unternehmensmerkma-

len. Die Autoren stellen fest, dass kleinere, jüngere, finanziell schwächere, komplexere, 

schnell wachsende und / oder sich in einer Umstrukturierung befindende Unternehmen eher 

Mängel im rechnungslegungsbezogenen IKS aufweisen.38 JOKIPII39 fasst das IKS im Sinne der 

Organisationstheorie als weiter gefasstes Konstrukt auf und untersucht in ihrer in Finnland 

durchgeführten Fragebogenstudie den Einfluss der im Unternehmen verfolgten Strategie, der 

Größe, der Organisationsstruktur sowie der wahrgenommenen Unsicherheit der Unterneh-

mensumwelt auf die Ausgestaltung des IKS und in der Folge auf die Effektivität des Systems. 

 
33 Vgl. Cheng et al. (2018), S. 1103-1105. 
34 Vgl. Harp / Barnes (2018), S. 235f. 
35 Vgl. Donelson et al. (2017), S. 45-47. 
36 Vgl. Chen et al. (2017), S. 337-340, 348. 
37 Vgl. Doyle et al. (2007b). 
38 Vgl. Doyle et al. (2007b), S. 193. 
39 Vgl. Jokipii (2010); siehe auch Jokipii (2006). 
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Sie kommt zu dem Ergebnis, dass vor allem die Unsicherheit der Umwelt, aber auch die Ver-

folgung der Prospector-Strategie40 einen positiven Einfluss auf die Ausgestaltung der internen 

Kontrollen haben. Diese beeinflusst zudem die Effektivität des IKS in hohem Maße.41 

Abschließend konnten Arbeiten identifiziert werden, deren Fokus auf der tatsächlichen Ausge-

staltung und Umsetzung des IKS liegt. Entgegen der meisten US-amerikanischen Studien zum 

IKS stützen sich HERMANSON ET AL.42 in ihrer Untersuchung nicht auf öffentliche Informationen, 

sondern führten eine Online-Befragung mit etwa 500 Revisionsmitarbeitern und -leitern zum 

rechnungslegungsbezogenen IKS durch. Im Fokus der Arbeit stehen die COSO-Komponenten 

Kontrollumfeld, Risikoanalyse und Überwachung. Insgesamt schätzen die Befragten die Kon-

trollstärke als relativ hoch ein, wobei die wirksamsten Kontrollen der Komponente Überwa-

chung zugeordnet werden. Verbesserungspotentiale ergeben sich vor allem in der Beurteilung 

des tone at the top sowie bei der Nachverfolgung von Regelverstößen. Die Autoren konnten 

zudem Unterschiede zwischen verschiedenen Industriezweigen sowie börsennotierten und 

sonstigen Unternehmen feststellen.43  

Erwähnenswert sind darüber hinaus zwei deutschsprachige, deskriptive Studien. HIENDLMEIER 

/ MAIER44 verfolgen in ihrer Fragebogenstudie das Ziel, den Status quo des IKS in deutschen 

Unternehmen zu erheben, Handlungsfelder zu ermitteln und Trends aufzuzeigen. Insgesamt 

schªtzten die 30 teilnehmenden Unternehmen ihr IKS nur als Ăbefriedigendñ ein, was nach den 

Autoren an hohen Kosten und unklaren gesetzlichen Anforderungen liegen könnte. Sie 

schlussfolgern, dass das IKS in vielen Unternehmen als Pflichtübung angesehen wird, das 

vorranging zur Erfüllung gesetzlicher Anforderungen dient.45 In ihrer europaweiten Untersu-

chung stellen BUNGARTZ / STROBL46 die Frage nach den konkreten Werttreibern eines IKS und 

der Quantifizierung des Mehrwertes, indem das IKS im Kontext von Unternehmenstransaktio-

nen betrachtet wird. Die überwiegende Mehrheit der Befragten ist der Meinung, dass ein funk-

tionsfähiges IKS einen nachhaltigen Mehrwert schafft, der vor allem auf weniger negative 

Überraschungen, höhere Transparenz sowie höhere finanzielle Stabilität zurückzuführen ist. 

Ferner sieht die Mehrheit der Unternehmen einen Kaufpreiszuschlag für ein etabliertes und 

funktionsfähiges IKS als lohnend an. Zudem zeigen die Unternehmen großteils die Bereit-

schaft, nachträglich in ein IKS zu investieren. Die Autoren schlussfolgern, dass die befragten 

Unternehmen einen klaren Mehrwert in einem IKS sehen.47 

 
40 Unternehmen, die diese Strategie verfolgen, bieten typischerweise viele unterschiedliche Produkte in verschie-
denen Märkten an. Vgl. für die verschiedenen Strategie-Typen vgl. Jokipii (2006), S. 54f. 
41 Vgl. Jokipii (2010), S. 115, 118, 135. 
42 Vgl. Hermanson et al. (2012). 
43 Vgl. Hermanson et al. (2012), A31, A44. 
44 Vgl. Hiendlmeier / Maier (2009). 
45 Vgl. Hiendlmeier / Maier (2009), S. 119, 123. 
46 Vgl. Bungartz / Strobl (2012). 
47 Vgl. Bungartz / Strobl (2012), S. 138, 140-143. 
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1.2.2.2 IKS aus theoretischer Perspektive 

Wie bereits erwähnt, gibt es weder eine allgemeingültige Definition des IKS noch ein einheitli-

ches Verständnis über die Inhalte und Abgrenzung des Systems. Im zweiten Forschungsclus-

ter werden daher Veröffentlichungen zusammengefasst, die das IKS, seine Teilkomponenten 

sowie Schnittstellen aus theoretischer Sicht untersuchen und sich mit der Frage, was unter 

einem IKS48 zu verstehen ist, beschäftigen. Im Gegensatz zu vielen der soeben dargestellten 

empirischen Studien, beschränken sich diese Arbeiten i.d.R. nicht auf das rechnungslegungs-

bezogene IKS, sondern erforschen das IKS aus der Perspektive der Organisationstheorie. 

Auffällig ist, dass überdurchschnittlich viele theoretische Publikationen wie auch Vorschläge 

zur praktischen Umsetzung des IKS aus der Schweiz stammen, wo das Thema bereits inten-

siver erforscht wird und eine größere Relevanz zu haben scheint. In fast allen Publikationen 

wird die Definition der internal control des COSO und seine fünf Komponenten aufgegriffen, 

weshalb das Rahmenwerk als richtungsweisend für die Forschung zum IKS bezeichnet und 

zumindest teilweise dieser Forschungsrichtung zugeordnet werden kann.  

Mehrere Arbeiten verfolgen das Ziel, das IKS von verwandten Unternehmensfunktionen und -

systemen abzugrenzen, weshalb es im Kontext der Corporate Governance dargestellt und mit 

Überlegungen zum Risikomanagement49, zur internen Revision50 oder zum Controlling51 in 

Einklang gebracht wird. Da im Laufe der Arbeit noch ausführlich auf die Definition und Ent-

wicklung des IKS sowie auch die Abgrenzung von weiteren Governance-Bestandteilen einge-

gangen wird, erfolgt an dieser Stelle keine ausführliche Erläuterung unterschiedlicher Sicht-

weisen.  

Hervorzuheben sind die Monografien von JENAL52, SOMMER53 und HUNZIKER54, die eine ver-

tiefte theoretische Analyse des IKS mit einer empirischen Untersuchung verbinden und damit 

sowohl dem ersten als auch dem zweiten Forschungscluster zugeordnet werden können. So-

wohl JENAL als auch SOMMER gehen der Frage nach, wie das Zusammenwirken unterschied-

licher control-Funktionen stattfinden kann und unterscheiden in Anlehnung an das St. Galler 

Management-Modell eine normative, eine strategische und eine operative Ebene.55 Nach einer 

kritischen Analyse der Grundlagen zum IKS geht JENAL auf die integrierte internal control ein. 

 
48 Es muss beachtet werden, dass die Literatur nicht einheitlich die Begrifflichkeit internes Kontrollsystem verwen-
det, sondern teilweise ähnliche Bezeichnung wie Interne Steuerung und Kontrolle (vgl. Ruud / Jenal (2004)), Inter-
nal Control (vgl. Ruud / Jenal (2005); vgl. Hunziker (2015)) oder Internes Überwachungssystem (vgl. Paetzmann 
(2005)) gebraucht werden. 
49 Vgl. Neubeck (2003), S. 60-65; vgl. Leitch (2008); vgl. Pollanz (2001); vgl. Spira / Page (2003); vgl. Wien / 
Kirschner (2012).  
50 Vgl. Petrascu / Attila (2013); vgl. Ruud / Jenal (2005), S. 458f.; vgl. Schneider (2003). 
51 Vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S. 15-19; vgl. Horváth et al. (2015), S. 458-460; vgl. Paetzmann (2005), S. 
275-279; vgl. Schneider (2003).  
52 Vgl. Jenal (2006). 
53 Vgl. Sommer (2010). 
54 Vgl. Hunziker (2015); siehe auch Hunziker / Blankenagel (2015) und Hunziker (2017). 
55 Vgl. Jenal (2006), S. 243; vgl. Sommer (2010), S. 96f. 
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Sie stellt verschiedene Formen und Intensitäten der Zusammenarbeit von control-Funktionen, 

wie z.B. dem Risikomanagement, dem Controlling oder dem internen Audit, dar und entwickelt 

ein Konzept zur Integration der verschiedenen Funktionen sowohl auf normativer als auch auf 

strategischer und operativer Ebene. Mittels vier Fallstudien kann sie ihre zentralen Ergebnisse 

empirisch bestätigen. Abschließend baut JENAL ihre Überlegungen aus, indem sie Beurtei-

lungs- und Überwachungsaspekte mitaufnimmt und ein Konzept zur ganzheitlichen Assurance 

entwirft.56 SOMMER hingegen untersucht das Zusammenwirken der internal control, des Risi-

komanagements, des internen Audits und der externen Revision. Sie erarbeitet drei unter-

schiedliche Varianten der Zusammenarbeit, nämlich 1) des Risikomanagements mit der inter-

nal control als prozessabhängige Funktionen, 2) des prozessabhängigen Risikomanagements 

mit der prozessunabhängigen internen Revision und 3) des internen Audits mit der externen 

Revision. Mittels drei Fallstudien stellt die Autorin ihre Ansätze der Realität gegenüber und 

kann ihre konzeptionellen Überlegungen sowie deren praktische Anwendbarkeit bestätigen.57 

Auf Basis einer umfassenden theoretischen Analyse leitet HUNZIKER ein mehrdimensionales 

Konstrukt zur Erfolgsmessung der internal control sowie unternehmensinterne Erfolgsfaktoren 

her und überprüft die unterstellten Zusammenhänge empirisch. Der Autor definiert die internal 

control zunächst aus verschiedenen Perspektiven und grenzt sie von artverwandten Manage-

mentkonzepten wie dem Risikomanagement ab, um in einem nächsten Schritt aus der Litera-

tur fünf Erfolgskriterien abzuleiten und zu operationalisieren, nämlich Zielerreichungsgrad, 

Wirtschaftlichkeit, Ressourcenrealismus, Koordinationseffizienz und organisatorische Flexibi-

lität der internal control. Die empirische Untersuchung in Schweizer Unternehmen konnte be-

stätigen, dass diese mit Ausnahme des Ressourcenrealismus den Erfolg der internal control 

erfassen. Zudem analysiert der Autor den Gesamterfolg der internal control und identifiziert 

Verbesserungspotential in den Bereichen organisatorische Flexibilität, Koordinationseffizienz 

und Wirtschaftlichkeit. Darüber hinaus leitet er zehn Einflussfaktoren auf den Erfolg des IKS 

her. Die empirische Untersuchung konnte bei acht der zehn Faktoren58 den positiven Einfluss 

bestätigen. Zusätzlich kann der Autor nachweisen, dass die Beziehung von der Unterneh-

mensgröße und der Lebenszyklusphase des Unternehmens beeinflusst wird.59  

1.2.2.3 IKS aus praktischer Perspektive 

Neben den primär theoretischen Arbeiten gibt es eine Vielzahl an Publikationen, welche die 

praktische Implementierung eines IKS im Unternehmen in den Vordergrund stellen und das 

Ziel verfolgen, Handlungsempfehlungen zum Aufbau und zur Etablierung eines IKS zu geben. 

 
56 Vgl. Jenal (2006), S. 241-246. 
57 Vgl. Sommer (2010), S. vii, 337f. 
58 Einen signifikant positiven Einfluss auf den Erfolg der internal control haben die Faktoren Kompetenzen, interne 
Interaktionen, Monitoring, direkte control-Mechanismen, flexible control-Mechanismen, Nachvollziehbarkeit der 
control-Mechanismen, Formalisierungsgrad der internal control, Entscheidungsdelegation der internal control. Vgl. 
Hunziker (2015), S. 294. 
59 Vgl. Hunziker (2015), S. 285-299. 
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Hierunter können auch die Rahmenwerke zum IKS, insbesondere das COSO Internal Control-

Rahmenwerk60, eingeordnet werden. Obwohl dieses mit der Definition des IKS auch eine the-

oretische Komponente beinhaltet, ist es vor allem auf die praktische Umsetzung der internen 

Kontrollen im Unternehmen gerichtet.61 

Es existieren diverse Leitfäden und Empfehlungen zur Umsetzung eines IKS. Beispielhaft ge-

nannt seien ein Leitfaden für die Implementierung des IKS in Gemeinden62, praktische Hin-

weise zur Gestaltung und Prüfung des IKS in Unternehmen auf Basis verschiedener Unter-

nehmensprozesse63 oder ein Leitfaden für das IKS in der Schweizer Bundesverwaltung64. 

Diese verzichten allerdings weitgehend auf eine theoretische Auseinandersetzung mit dem 

Konzept des IKS und geben nur eine kurze Definition, die meist der Definition des COSO 

entspricht, sowie eine Beschreibung der einzelnen Komponenten.  

BUNGARTZ gibt einen theoretischen Überblick über das IKS sowie nationale und internationale 

Anforderungen und erläutert ausführlich die Umsetzung der einzelnen COSO-Komponenten. 

Detailliert geht er auf die Dokumentation des IKS ein und führt beispielhafte Prozesse, Pro-

zessrisiken sowie Kontrollhandlungen auf.65 PFAFF / RUUD konzentrieren sich auf die Umset-

zung des IKS in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU). Nach einer kurzen theoretischen 

Untersuchung des IKS, werden die Besonderheiten von KMU und die Herausforderungen und 

Möglichkeiten dieser Unternehmen bei der Implementierung eines IKS erläutert. Die Autoren 

gehen dabei auf die fünf COSO-Komponenten ein und betonen, dass vor allem das Kon-

trollumfeld für kleinere Unternehmen z.B. aufgrund eher flacherer Hierarchien und informelle-

rer Strukturen von besonderer Bedeutung ist. Anhand von Beispielen werden praktische Um-

setzungshinweise gegeben.66 Einen ähnlichen Ansatz verfolgen auch PIENING ET AL., die ein 

Rahmenkonzept mit sieben Bausteinen zur praktikablen Umsetzung eines einfachen, transpa-

rent dokumentierten und wirksamen IKS in mittelgroßen Unternehmen vorstellen.67 

Zusammenfassend ist die nicht-branchenspezifische Forschung zum IKS vor allem durch em-

pirische Studien zumeist aus dem US-amerikanischen Raum geprägt, die den Einfluss des 

IKS auf das Unternehmen untersuchen. Dabei steht häufig das rechnungslegungsbezogene 

IKS im Vordergrund, da die nach SOX offenzulegenden wesentlichen Kontrollmängel als 

Proxy-Variable für die Güte des IKS verwendet werden. In jüngerer Zeit wurden zudem meh-

rere Arbeiten veröffentlicht, welche den Umsetzungsstand der internen Kontrollen sowie die 

 
60 Vgl. COSO (2013). 
61 Vgl. COSO (2013), S. ii. 
62 Vgl. Hunziker et al. (2012). 
63 Vgl. Klinger / Klinger (2011). 
64 Vgl. EFV (2009). 
65 Vgl. Bungartz (2014). 
66 Vgl. Pfaff / Ruud (2007). 
67 Vgl. Piening et al. (2008). 
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Einflussfaktoren auf die Ausgestaltung und den Erfolg des IKS untersuchen. Theoretische Ar-

beiten beschäftigen sich hingegen in erster Linie mit der Frage, was unter einem IKS zu ver-

stehen ist und wie das Konzept von anderen Unternehmensfunktionen und -systemen abge-

grenzt werden kann. Die konkrete Umsetzung des IKS in einzelnen Unternehmen bzw. Unter-

nehmenskategorien steht im Fokus der praktisch geprägten Veröffentlichungen. 

1.2.3 Literatur zum IKS im Versicherungssektor 

1.2.3.1 Empirische Studien 

Die Literatur, die sich mit dem IKS speziell in der Versicherungsbranche befasst, ist weitaus 

weniger umfassend und wird im Folgenden dargestellt. Dabei wird entsprechend der obigen 

Struktur zunächst auf empirische Studien und daran anschließend auf nicht-empirische Arbei-

ten eingegangen. 

In den Bereich der empirischen Studien zum IKS in der Versicherungsindustrie kann die Mo-

nografie von ARWINGE68 eingeordnet werden. Ziel der Arbeit ist es zu untersuchen, wie die 

Ausgestaltung, die Verwendung und das Ergebnis des IKS durch verschiedene externe und 

unternehmensinterne Faktoren beeinflusst werden. Um dies zu erreichen, führt der Autor eine 

umfassende Fallstudie in einer schwedischen Versicherung durch, indem er Daten zwischen 

2000 und 2010 analysiert. Dabei nimmt die Arbeit eine Governance- und unternehmensweite 

Perspektive der internen Kontrolle ein.69 Der Autor leitet aus der Literatur Faktoren ab, die 

vermutlich einen Einfluss auf die Ausgestaltung und Nutzung des IKS haben und kommt zu 

dem Schluss, dass sich vor allem die beiden Umweltfaktoren Unsicherheit der Umwelt sowie 

Regulatorik und Aufsicht auf das IKS des betrachteten Unternehmens auswirken. Darüber hin-

aus haben zwei unternehmensspezifische Faktoren Einfluss auf das IKS, nämlich die Gover-

nance-Struktur und die Haltung des Managements. Die Umweltfaktoren geben einen Rahmen 

für das IKS vor und prägen die unternehmensspezifischen Faktoren, die allerdings ï je nach 

Ausgestaltung ï die Wirksamkeit des IKS fördern oder beeinträchtigen können. Außerdem 

konnte im Zeitverlauf eine Weiterentwicklung der Ausgestaltung und Verwendung des IKS be-

obachtet werden, die einer Verschiebung von einem lockeren zu einem strengeren, formelle-

ren IKS mit größerer Transparenz in den operationellen Risiken entspricht. Zudem kommt AR-

WINGE zu dem Ergebnis, dass vor allem Verbesserungen in den COSO-Komponenten Kon-

trollumfeld, Risikoanalyse und Überwachung die Effektivität des IKS positiv beeinflusst ha-

ben.70 Die dargestellten Ergebnisse lassen sich allerdings nur für die untersuchte schwedische 

Versicherung belegen und können somit nicht auf den gesamten Versicherungssektor über-

tragen werden. 

 
68 Vgl. Arwinge (2014). 
69 Vgl. Arwinge (2014), S. 22f. 
70 Vgl. Arwinge (2014), S. 221, 226f. 
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Neben der schwedischen Langzeitstudie wurde eine weitere empirische Arbeit zum IKS im 

Versicherungssektor aus dem afrikanischen Raum gefunden. TUNJI ET AL. führten eine Frage-

bogenstudie in nigerianischen Versicherungsunternehmen durch und schlussfolgern, dass ein 

effektives und effizientes IKS einen wesentlichen Einfluss auf die Performance von Versiche-

rungsunternehmen hat.71 Es muss allerdings einschränkend beachtet werden, dass der Studie 

keine hinreichend wissenschaftliche Methodik zugrunde liegt und die Ergebnisse daher nur 

unter Vorbehalt betrachtet werden sollten.  

Darüber hinaus konnten keine weiteren publizierten72 empirischen Arbeiten speziell zum IKS 

im Versicherungssektor identifiziert werden.  

1.2.3.2 Nicht-empirische Arbeiten 

Zum Abschluss des Literaturüberblicks sollen ausgewählte nicht-empirische Arbeiten zum IKS 

im Versicherungssektor dargestellt werden. BRINKMANN ET AL. geben in ihrem Artikel Empfeh-

lungen zur praktischen Umsetzung des IKS und weisen auf mögliche Problemfelder hin. Nach 

Auffassung der Autoren, sollten die Unternehmen zur Aufrechterhaltung einer gleichbleiben-

den Qualität Mindeststandards für Kontrollen definieren und einen IKS-Beauftragten zur Koor-

dination einrichten. Die Unternehmen sollten zudem Risiken und Kontrollen miteinander ver-

knüpfen, wodurch Synergien zwischen verschiedenen Governance-Bereichen ermöglicht wer-

den. Damit das IKS den erwünschten Effekt erreicht, ist außerdem die Formulierung eines 

Zielbildes, das von den Stakeholdern mitgetragen wird, notwendig. Verschiedene Informati-

onstechnologie (IT)-Produkte können die Umsetzung des IKS unterstützen.73  

GEHRINGER / FRÖHLER beschreiben einen Ansatz zur Implementierung eines integrierten IKS 

und Risikomanagements, den Risikokonvergenz-Ansatz, um Schwachstellen wie ein fehlen-

des einheitliches Risikoverständnis, unklare Verantwortlichkeiten oder fehlende Transparenz 

zu beseitigen. Damit sollen unterschiedliche Risikomanagement- und Kontrollfunktionen har-

monisiert und operationelle Risiken durch ein IKS reduziert werden. Laut den Autoren ist die 

aktive Beteiligung der Geschäftsleitung zentrale Voraussetzung für die erfolgreiche Umset-

zung des Ansatzes, der aus den folgenden drei Komponenten besteht:74  

1) Implementierung einer Risikolandkarte mit der Erfassung aller wesentlichen Risiken 

und deren Verknüpfung mit Prozessen über Risikokontrollpunkte,  

2) Durchführung von Risiko- und Kontrollassessments zur Analyse und Bewertung der 

Risikokontrollpunkte, 

 
71 Vgl. Tunji et al. (2016), S. 1. 
72 Neben den dargestellten Studien wurden zwei weitere empirische Arbeiten zur Ausgestaltung des IKS in Ghana 
identifiziert, die allerdings nur als working paper bzw. Masterarbeit veröffentlicht wurden. Vgl. Amponsah et al. 
(2015) und darauf aufbauend Amissah (2017). 
73 Vgl. Brinkmann et al. (2015). 
74 Vgl. auch für die folgenden Punkte Gehringer / Fröhler (2013). 
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3) Etablierung eines Reporting, um dem Management einen Überblick über die Angemes-

senheit und Wirksamkeit des IKS zu geben.  

Auch GRIMMER beschreibt ein Projekt zur Implementierung eines IKS am Beispiel einer All-

branchen-Versicherung. Nach allgemeinen Erläuterungen zur Bedeutung des IKS und der Ein-

ordnung des IKS in eine Organisation, beschreibt er vier Phasen des Implementierungspro-

jektes. Um ein IKS einzuführen, muss das Unternehmen zunächst Transparenz schaffen, so-

dann ein IKS-Konzept und -Lösungen erarbeiten, ein detailliertes Umsetzungskonzept planen 

und dieses schließlich schrittweise umsetzen und laufend überwachen.75 

Die dargestellten nicht-empirischen Arbeiten betrachten das IKS vor allem aus der Sicht der 

Praxis und sind von subjektiven Erfahrungen geprägt. Eine ausführliche wissenschaftliche 

Analyse des IKS sowie der regulatorischen Anforderungen fehlt hingegen weitgehend. Zudem 

sind die Artikel bereits vor Inkrafttreten der Solvency II-Regelungen veröffentlicht worden. Ne-

ben den Publikationen, die sich speziell mit dem IKS in Versicherungsunternehmen beschäf-

tigen, konnten ferner nicht-empirische Veröffentlichungen gefunden werden, welche die Cor-

porate Governance von Versicherungsunternehmen, insbesondere im Kontext von Solvency 

II, zum Gegenstand haben und dabei punktuell auch auf das IKS eingehen.76 Diese behandeln 

allerdings weder ausführlich unterschiedliche Definitionen des IKS noch Abgrenzungen zu an-

deren Governance-Bestandteilen.  

1.3 Forschungsfragen 

Wie in zahlreichen empirischen, vorwiegend nicht-branchenspezifischen Studien nachgewie-

sen, hat das IKS einen großen Einfluss auf unterschiedliche Unternehmensaspekte. Allerdings 

hat die dargestellte Übersicht des aktuellen Forschungsstandes gezeigt, dass ein Forschungs-

defizit zum IKS in deutschen Versicherungsunternehmen herrscht. Es konnte keine Arbeit ge-

funden werden, die eine ausführliche theoretische Analyse des IKS mit einer Untersuchung 

der regulatorischen Anforderungen an Versicherungsunternehmen verbindet, was insbeson-

dere vor dem Hintergrund der steigenden Bedeutung des IKS durch Solvency II relevant ist. 

Darüber hinaus wurde die tatsächliche Umsetzung des Systems in der wissenschaftlichen For-

schung bisher stark vernachlässigt. Die folgende Arbeit soll daher dazu beitragen, diese For-

schungslücken zu schließen, indem die nachfolgend aufgeführten Forschungsfragen beant-

wortet werden. 

Trotz der mittlerweile weltweiten Verbreitung des COSO-Rahmenwerkes existieren auch heute 

noch unterschiedliche Auffassungen zum IKS und seiner Abgrenzung zu anderen Bestandtei-

 
75 Vgl. Grimmer (2007). 
76 Vgl. Korus (2016); vgl. Marcelli (2014). 
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len des Governance-Systems. Daher ist es zunächst notwendig, ein grundlegendes Verständ-

nis hinsichtlich des IKS zu schaffen und eine einheitliche Definition des Konzeptes zu erarbei-

ten. Die erste Forschungsfrage lautet somit: 

Forschungsfrage 1: Was ist ein internes Kontrollsystem und aus welchen Bestandteilen be-

steht es? 

Mit dem Inkrafttreten von Solvency II zum 01.01.2016 wurde das IKS ein zentrales Element 

des Governance-Systems von Versicherungsunternehmen und es werden verschiedene ge-

setzliche sowie regulatorische Anforderungen an das System gestellt. Im Rahmen der Litera-

turrecherche konnte keine Arbeit gefunden werden, welche die unterschiedlichen nationalen 

und europäischen Anforderungen, die durch Solvency II an das IKS in Versicherungsunter-

nehmen gestellt werden, ausführlich analysiert und interpretiert. Die zweite Forschungsfrage 

lautet daher: 

Forschungsfrage 2: Welche regulatorischen Anforderungen werden im Rahmen von Solvency 

II an ein IKS in Versicherungsunternehmen gestellt? 

Nach der Analyse der Ausgangslage zur Beantwortung der ersten beiden Forschungsfragen, 

stellt sich die Frage nach der konkreten Umsetzung des IKS unter Berücksichtigung der theo-

retischen Erkenntnisse und regulatorischen Anforderungen, wobei auch betriebswirtschaftli-

che Überlegungen der Unternehmen einbezogen werden sollten. Da durch die Implementie-

rung des IKS Kosten für das Unternehmen entstehen, sollte das System auch einen Nutzen 

generieren, weshalb der Nutzenaspekt und mögliche Umsetzungsstrategien der Unternehmen 

bei der Konzeption berücksichtigt werden sollten. Diese Überlegungen spiegeln sich in der 

dritten Forschungsfrage wider:  

 Forschungsfrage 3: Wie kann das IKS unter Berücksichtigung der theoretischen Erkenntnisse 

und gesetzlichen Anforderungen sinnvoll in den Versicherungsunternehmen umgesetzt wer-

den? 

Wenngleich die Anforderung an das IKS objektiv aus der Gesetzgebung ableitbar sind, sollte 

auch die Frage der praktischen Umsetzung in den Unternehmen Beachtung finden. Es konn-

ten allerdings keine empirischen Studien gefunden werden, welche die Umsetzung und Aus-

gestaltung des IKS in deutschen Versicherungsunternehmen untersuchen. Außerdem gibt es 

wenige Erkenntnisse darüber, welche Teilaspekte des IKS den Nutzen des Systems vorantrei-

ben und somit für die Unternehmen von besonderem Interesse sind. Abschließend sollen da-

her folgende Forschungsfragen untersucht werden: 

Forschungsfrage 4a: Wie wird das IKS in deutschen Versicherungsunternehmen umgesetzt? 

Forschungsfrage 4b: Welche Teilbereiche des IKS haben einen Einfluss auf den Nutzen des 

Systems? 
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1.4 Aufbau der Arbeit 

Um die soeben dargestellten Forschungsfragen zu beantworten, verfolgt die Arbeit den in Ab-

bildung 1 dargestellten Aufbau. Nach der Einleitung im ersten Kapitel schließen sich im zwei-

ten Kapitel allgemeine Grundlagen zum IKS an, wobei zunächst auf die Fundierung des Kon-

zeptes und daran anschließend auf die Entwicklung in den USA und in Deutschland eingegan-

gen wird. Es folgt die Darstellung des Reifegrad-Modells und des Modells der Drei Verteidi-

gungslinien. Der nächste Abschnitt widmet sich den Rahmenwerken zum IKS, wobei insbe-

sondere das COSO-Rahmenwerk ausführlich erläutert wird. Darüber hinaus wird auf die nati-

onale und internationale branchenübergreifende Gesetzgebung eingegangen. Sodann wird 

die Beziehung des IKS zu anderen, eng mit diesem in Verbindung stehenden Bestandteilen 

des Governance-Systems diskutiert. Das Grundlagen-Kapitel endet mit einer Definition des 

IKS im weiteren Sinn (i.w.S.), die im Rahmen der weiteren Arbeit Verwendung findet. 

Fokus des dritten Kapitels ist die Darstellung der rechtlichen Situation zum IKS im deutschen 

Versicherungssektor. Da das Regelwerk Solvency II die Hauptanspruchsgrundlage bildet, wer-

den zunächst dessen Hintergründe erläutert. Im nächsten Schritt folgt die Darstellung der eu-

ropäischen und nationalen Anforderungen, die sich aus den unterschiedlichen Gesetzeswer-

ken ergeben. Diese werden im Einzelnen untersucht und daraufhin zusammengefasst und 

interpretiert. Daran anschließend wird das IKS nach Solvency II vom zuvor definierten IKS 

i.w.S. sowie von weiteren Elementen des Governance-Systems nach Solvency II abgegrenzt.  

Das vierte Kapitel führt die theoretischen Erkenntnisse des zweiten mit den regulatorischen 

Anforderungen des dritten Kapitels zusammen. Eingangs werden die Nutzenaspekte, die den 

Unternehmen durch die Implementierung eines IKS entstehen können, erläutert. Es folgt die 

Beschreibung von zwei grundlegenden Strategien zur Implementierung des IKS, der Minimal- 

und der Optimierungsstrategie. Den Hauptteil dieses Kapitels bildet die Darstellung von 

Schlüsselelementen zur Umsetzung des IKS im Versicherungsunternehmen. Die im zweiten 

Kapitel hergeleiteten Bestandteile des IKS i.w.S. geben dabei die Struktur der Untersuchung 

vor. Das Kapitel endet mit der Herleitung von Hypothesen, welche die Grundlage für die em-

pirische Untersuchung bilden.  

Das fünfte Kapitel beginnt mit der Konstruktion des für die empirische Studie verwendeten 

Fragebogens. Ferner werden die Datenerhebung, -bereinigung und die Untersuchung der Da-

tenqualität beschrieben. Anschließend wird die gewählte Methodik, nämlich die Strukturglei-

chungsanalyse nach dem Partial Least Squares-Verfahren, dargestellt. Die deskriptive und 

statistische Auswertung bildet den nächsten Abschnitt, bevor abschließend die Ergebnisse 

zusammengefasst und interpretiert sowie Handlungsempfehlungen für die Versicherungsun-
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ternehmen abgeleitet werden. Darüber hinaus werden Einschränkungen der Studie und wei-

terer Forschungsbedarf aufgezeigt. Die Arbeit endet mit einer Zusammenfassung und einem 

Ausblick im sechsten Kapitel. 

 

Abbildung 1: Aufbau der vorliegenden Arbeit.77 

  

 
77 Eigene Darstellung. 
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2 Grundlagen zum internen Kontrollsystem 

2.1 Theoretische Hintergründe zum Konzept des IKS 

2.1.1 Fundierung des IKS 

2.1.1.1 Die Prinzipal-Agenten-Theorie 

Die Trennung von Eigentum und Unternehmensleitung und die daraus möglicherweise resul-

tierenden negativen Effekte bilden einen der Hauptgründe für die Notwendigkeit eines effekti-

ven und effizienten Corporate Governance-Systems.78 Aus diesem Grund wird im Folgenden 

auf die Ansätze der Neuen Institutionenökonomik79, vor allem auf die Prinzipal-Agenten-The-

orie, eingegangen. Auch wenn es eine Vielzahl theoretischer Ansätze zu Kontrollauffassungen 

gibt,80 bildet diese eine der wichtigsten Fundierungen für das Konzept der Corporate Gover-

nance und damit auch die Legitimation für die Einrichtung interner Kontrollsysteme. 

Untersuchungsgegenstand der Neuen Institutionenökonomik ist die Auswirkung von Institutio-

nen auf menschliches Verhalten. Institutionen werden Ă(é) als sozial sanktionierbare Erwar-

tungen, die sich auf die Handlungs- und Verhaltensweisen eines oder mehrerer Individuen 

beziehen, charakterisiertñ81, z.B. Verträge oder Organisationsstrukturen. Im Speziellen werden 

Möglichkeiten der effizienten Ausgestaltung von Institutionen untersucht. Dabei bildet die Neue 

Institutionenökonomik kein einheitliches Theoriegebäude, sondern unterteilt sich in die drei 

Teilströme Property-Rights-Theorie, Transaktionskostentheorie sowie Prinzipal-Agenten-The-

orie. Individuelle Nutzenmaximierung und begrenzte Rationalität der Akteure bilden die ge-

meinsamen Annahmen.82 Fokus der Property-Rights-Theorie ist die Gestaltung und Verteilung 

von Rechten, welche die Verfügbarkeit über ein Gut oder die damit verbundenen Erträge re-

geln. Der Transaktionskostenansatz hingegen untersucht und beurteilt unterschiedliche Insti-

tutionen hinsichtlich der mit ihnen verbundenen Transaktionskosten, die etwa bei der Aus-

handlung von Verträgen anfallen.83  

Die Prinzipal-Agenten-Theorie geht zurück auf JENSEN / MECKLING84. Eine sog. Agency-Bezie-

hung entsteht dadurch, dass eine oder mehrere Personen, die Prinzipale, andere Personen, 

die Agenten, damit betrauen, in ihrem Auftrag Aufgaben durchzuführen oder Entscheidungen 

 
78 Vgl. Geiersbach (2011), S. 38. 
79 Grundlage der Neuen Institutionenökonomik ist der 1937 von COASE erschienene Aufsatz The Nature of the 
Firm (vgl. Coase (1937)), in dem erstmals Transaktionskosten in die ökonomische Betrachtung einbezogen wur-
den. WILLIAMSON (vgl. Williamson (1975)) führte den Terminus new institutional economics erstmals ein. Vgl. 
Coase (1998), S. 72. 
80 Vgl. Sjurts (1995), S. 114f. 
81 Picot et al. (2015), S. 57. 
82 Vgl. Picot et al. (2015), S. 57. 
83 Vgl. Thommen / Achleitner (2009), S. 884f. 
84 Vgl. Jensen / Meckling (1976). 
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zu treffen.85 Es handelt sich dabei um eine vertragliche Beziehung zwischen den beiden Par-

teien, die mit Pflichten zu Leistung und Gegenleistung verbunden ist.86 Durch die Trennung 

von Eigentum und Kontrolle ergibt sich ein klassisches Anwendungsgebiet der Prinzipal-Agen-

ten-Theorie: Der Eigentümer eines Unternehmens (Prinzipal) überträgt die Unternehmensfüh-

rung an einen angestellten Manager (Agent).87 Die Trennung von Eigentum und Leitung führt 

zu einer vereinfachten Finanzierung der Unternehmen durch mehrere Kapitalgeber, sodass 

ein hoher Kapitalbedarf gedeckt werden kann. Für die Kapitalgeber entsteht darüber hinaus 

die Möglichkeit zur Teilhabe an mehreren Unternehmen und dadurch zur Risikodiversifikation. 

Andererseits führt die Trennung zu Schwierigkeiten hinsichtlich des Informationsstandes. Ma-

nager verfügen i.d.R. über umfassendere Informationen über das Unternehmen und dessen 

Umfeld, wodurch diese einen Informationsvorsprung gegenüber den Kapitalgebern besitzen. 

Es entsteht eine asymmetrische Informationsverteilung.88 

Unter der Annahme, dass sowohl die Eigentümer als auch die angestellten Manager ihren 

Nutzen maximieren wollen, muss davon ausgegangen werden, dass der Agent nicht immer im 

besten Interesse des Prinzipals handelt.89 Während der Prinzipal an der bestmöglichen Durch-

führung der Aufgaben interessiert ist, berücksichtigt der Agent auch die ihm entstehenden 

Kosten, weshalb seine Zielsetzung in der Maximierung aus Entlohnung abzüglich Arbeitskos-

ten besteht.90 Dieser Interessenkonflikt und die oben angesprochene asymmetrische Informa-

tionsverteilung bilden die zentralen Bestandteile der Prinzipal-Agenten-Theorie. Darüber hin-

aus gelten in den meisten Modellen die folgenden Annahmen: Der Erfolg der Aufgabendurch-

führung wird nicht eindeutig durch den Agenten, sondern auch von exogenen Einflüssen be-

einflusst und es handelt sich um einen risikoaversen Agenten.91  

Die asymmetrische Informationsverteilung der beiden Parteien kann in eine Vor- und eine 

Nachkontraktphase unterteilt werden. Vor Zustandekommen eines Vertrages besteht die Prob-

lematik der Qualitätsunsicherheit, der adverse selection, wonach die Qualität und Erfahrung 

des Managers etwa seine Ausbildung oder Branchenkenntnis dem Eigentümer nicht vollum-

fänglich bekannt sind.92 Nachdem ein Vertrag zwischen den beiden Parteien zustande gekom-

men ist, entsteht aufgrund des Informationsvorsprungs des Agenten das Prinzipal-Agenten-

Problem (moral hazard), das drei unterschiedliche Problemstellungen beinhaltet.93 

 
85 Vgl. Jensen / Meckling (1976), S. 308. 
86 Vgl. Vgl. Alparslan (2006), S. 13. 
87 Vgl. Alparslan (2006), S. 35. 
88 Vgl. Spremann (1991), S. 602-608. 
89 Vgl. Jensen / Meckling (1976), S. 308. 
90 Vgl. Jost (2001), S. 17. 
91 Vgl. Jost (2001), S. 21f. 
92 Zur Lösung dieser vorvertraglichen Problematik werden Screening und Signaling eingesetzt. Beim Screening 
versucht der Prinzipal sein Informationsdefizit hinsichtlich der Eigenschaften des Agenten zu senken, etwa durch 
Qualitätsprüfungen oder Leistungstests. Beim Signaling versucht der Agent vor Vertragsschluss seine Eigen-
schaften preiszugeben. Vgl. Alparslan (2006), S. 29-31. 
93 Vgl. Günther (2004), S. 28-30. 
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Beim Problem des hold-up sind die Handlungen des Managers und auch die exogenen Fak-

toren für die Eigentümer nachvollziehbar, allerdings können diese das Verhalten des Manage-

ments nicht verhindern oder sanktionieren.94 Die hidden-action-Problematik ist dadurch ge-

kennzeichnet, dass der Prinzipal das Verhalten des Managers, insbesondere sein Anstren-

gungsniveau, seine Sorgfalt etc., nicht beobachten kann. Darüber hinaus kennt er auch die 

exogenen Einflüsse, die das Ergebnis ebenfalls beeinflussen können, nicht. Somit ist es dem 

Prinzipal nicht möglich zu beurteilen, ob das Verhalten des Managers angemessen war, da 

kein eindeutiger Zusammenhang zwischen diesem und dem beobachtbaren Ergebnis be-

steht.95 Das hidden-information-Problem ist ähnlich gelagert. Zwar kann in diesem Fall der 

Prinzipal die Handlungen des Managers beobachten, unbekannt sind aber die exogenen Fak-

toren zum Zeitpunkt der Entscheidung. Zur Beurteilung des Ergebnisses ist der Prinzipal somit 

auf die Informationen angewiesen, die er durch den Agenten übermittelt bekommt. Dieser kann 

Informationen allerdings bewusst selektieren oder verfälschen.96 

Der Interessenkonflikt zwischen dem Eigentümer und dem Management, die Umweltunsicher-

heit sowie die asymmetrische Informationsverteilung können also dazu führen, dass der an-

gestellte Manager eines Unternehmens zulasten der Eigenkapitalgeber handelt, um so seine 

eigene Zielsetzung zu verfolgen.97 Als Lösungsansätze zur Reduktion der Prinzipal-Agenten-

Probleme sind einerseits Maßnahmen zur Verminderung der Informationsasymmetrien und 

andererseits Maßnahmen zur Angleichung der Interessen zwischen den Parteien in Betracht 

zu ziehen.98 Letzteres erreicht man mit der Installation von Anreizsystemen (sog. bonding), mit 

denen häufig die Entlohnung des Agenten vom erzielten Ergebnis oder ï in Kombination mit 

Kontrollmechanismen ï vom Verhalten des Agenten abhängig gemacht wird. Durch Informa-

tions- und Kontrollmechanismen (sog. monitoring) kann der Prinzipal seinen Informationsstand 

verbessern und so die Unsicherheit über das Verhalten des Managements oder die exogenen 

Einflüsse verringern.99 Auf diese Weise werden die Agenten dazu angehalten, sich im Inte-

resse der Eigentümer zu verhalten.100 Kontrollen sind auch bei bestehenden Anreizsystemen 

nicht überflüssig, da diese nicht alle Aspekte abdecken können. Kontrollergebnisse können 

etwa als Bemessungsgrundlage für Anreize dienen oder können helfen, unbeabsichtigte Feh-

ler zu entdecken und zu verhindern.101 

Maßnahmen der Corporate Governance sind als Teil der monitoring-Lösung zu betrachten und 

tragen dazu bei, die Informationsnachteile der Prinzipale durch zusätzliche Informationen zu 

 
94 Vgl. Günther (2004), S. 32. 
95 Vgl. Eisenhardt (1989), S. 61; vgl. Günther (2004), S. 30-34.; vgl. Jost (2001), S. 25f. 
96 Vgl. Freidank (2012), S. 10; vgl. Günther (2004) S. 33; vgl. Jost (2001), S. 30f. 
97 Vgl. Alparslan (2006), S. 24f.; vgl. Freidank (2012), S. 10. 
98 Vgl. Alparslan (2006), S. 29. 
99 Vgl. Elschen (1991), S. 1005; vgl. Freidank (2012), S. 10; vgl. Günther (2004), S. 34f. 
100 Vgl. Eisenhardt (1989), S. 60. 
101 Vgl. Laux (1990), S. 7. 
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mindern und so die Agency-Probleme abzuschwächen. Das IKS, auf das sich diese Arbeit 

fokussiert, bildet dabei eine interne Corporate Governance-Maßnahme.102  

2.1.1.2 Die internal control-Hypothese 

Das Vorhandensein eines wirksamen IKS beeinflusst auch die Abschlussprüfung in erhebli-

chem Maße. Der Zweck von Kontrollen im Finanzbereich ist die Sicherstellung einer hohen 

Qualität der Finanzberichterstattung, die erreicht wird, indem Fehler oder betrügerische Hand-

lungen frühzeitig erkannt und verhindert werden.103 Bereits in der Mitte des 20. Jahrhunderts 

erläutern MAUTZ / SHARAF, dass die Wirksamkeit der internen Kontrollen das Ausmaß und die 

Art der Prüfung beeinflusst.104 Je verlässlicher das IKS ist, desto weniger intensiv muss eine 

Prüfung vollzogen werden.105 Dieser Zusammenhang ist auch als internal control-Hypothese 

bekannt.106 Wie ADENAUER ausführt, ist es hierfür notwendig, dass die Ziele des IKS nicht de-

nen der Jahresabschussprüfung entgegenstehen. Der Autor zeigt, dass dies nicht der Fall ist, 

da beide Bereiche u.a. die gemeinsame Zielsetzung verfolgen, einen Einklang von Buchfüh-

rung und Jahresabschluss mit den gesetzlichen und sonstigen Vorschriften sicherzustellen.107 

Auch in die deutsche und internationale Prüfungspraxis hat die internal control-Hypothese Ein-

gang gefunden. Der Prüfungsstandard (PS) 200 des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW), der 

einen Teil der nationalen Umsetzung des International Standard on Auditing (ISA) 200108 dar-

stellt, behandelt u.a. Art und Umfang der Prüfungshandlungen. Bei der Festlegung der Prü-

fungshandlungen sollen demnach neben den Kenntnissen über die Geschäftstätigkeit und des 

Umfeldes sowie den Erwartungen über potentielle Fehler auch die Beurteilung der Wirksam-

keit des rechnungslegungsbezogenen IKS berücksichtigt werden.109 Detaillierte Anforderun-

gen zur Prüfung des IKS beinhaltet der PS 261 n.F. des IDW. Das IKS ist hiernach für die 

Abschlussprüfung nicht vollumfänglich von Interesse. Zu den regelmäßig zu prüfenden Be-

standteilen des IKS gehören das Rechnungslegungssystem und ggfs. das Risikofrüherken-

nungssystem.110 Im Rahmen der Systemprüfung des IKS muss der Prüfer feststellen, ob das 

IKS geeignet ist, die inhärenten Risiken aufzudecken und angemessen auf diese zu reagieren. 

Eine Wirksamkeit ist gegeben, wenn mit hinreichender Sicherheit verhindert wird, dass sich 

Risiken wesentlich auf den Jahresabschluss auswirken.111 Die Prüfung des IKS besteht dabei 

typischerweise aus drei Elementen, nämlich (1) einer Erfassungsprüfung der Arbeitsabläufe 

und der dazugehörigen Kontrollregeln, (2) einer Konzeptionsprüfung, in der die Kontrollregeln 

 
102 Vgl. Brown et al. (2011), S. 111-113. 
103 Vgl. Yu / Neter (1973), S. 273. 
104 Vgl. Mautz / Sharaf (1980), S. 140. 
105 Vgl. Yu / Neter (1973), S. 273. 
106 Vgl. Smieliauskas (1980), S. 1, zitiert nach Adenauer (1989), S. 2. 
107 Vgl. Adenauer (1989), S. 76-78. 
108 Vgl. IAASB (2009), ISA 200. 
109 Vgl. IDW (2015), PS 200, S. 2, 6f. 
110 Vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 14. 
111 Vgl. Marten et al. (2015), S. 306f. 
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auf ihre Angemessenheit zur Fehlerverhütung beurteilt werden und (3) einer Funktionsprüfung, 

in der überprüft wird, ob die internen Kontrollen auch wie beschrieben angewandt werden. 112 

Bei jeder Abschlussprüfung verbleibt das Risiko, dass ein positives Prüfungsurteil trotz vor-

handener Fehler in der Rechnungslegung erteilt wird. Ziel ist es, dieses Prüfungsrisiko, das 

wie in Abbildung 2 dargestellt aus dem Fehlerrisiko und dem Entdeckungsrisiko besteht, auf 

ein akzeptables Maß zu senken. Das Fehlerrisiko setzt sich zusammen aus dem inhärenten 

Risiko, welches das Risiko für wesentliche Fehler eines geprüften Bereichs ohne die Existenz 

eines IKS beschreibt, sowie dem Kontrollrisiko113. Letzteres bezeichnet das Risiko, dass we-

sentliche Mängel durch das IKS nicht verhindert bzw. entdeckt und korrigiert werden. Das Ent-

deckungsrisiko beschreibt die Gefahr, dass der Abschlussprüfer durch seine Prüfungshand-

lungen wesentliche Fehler in der Rechnungslegung nicht entdeckt. Je höher das Fehlerrisiko 

ist, desto niedriger muss das Entdeckungsrisiko sein, um das Prüfungsurteil mit hinreichender 

Sicherheit treffen zu können. Ein wirksames IKS, das zu einem geringeren Fehlerrisiko führt, 

verlangt also weniger Prüfungshandlungen als ein unwirksames.114 Mit anderen Worten be-

deutet dies: Um das Prüfungsrisiko zu senken, müssen entweder das Fehlerrisiko, das Entde-

ckungsrisiko oder beide Risiken gesenkt werden. Besteht ein schwaches oder unwirksames 

IKS, bedeutet dies zugleich ein hohes Kontrollrisiko. Da das inhärente Risiko nicht ohne Än-

derung der Geschäftstätigkeit gesenkt werden kann, verbleibt nur die Senkung des Entde-

ckungsrisikos durch die Erhöhung des Prüfungsumfanges.  

 

Abbildung 2: Risiken der Abschlussprüfung.115 

Das Vorhandensein eines angemessenen und wirksamen IKS erhöht also die Verlässlichkeit 

der unternehmerischen Abläufe, was sich wiederum auf das Ausmaß der Jahresabschluss-

prüfung auswirkt. Wie sich gezeigt hat, wirken sich valide IKS-Strukturen in mehrerlei Hinsicht 

 
112 Vgl. Hömberg (2002), Spalte 1233f. 
113 Dieses wird durch die Wirksamkeitsprüfung des IKS geschätzt. Vgl. Hömberg (2002), Spalte 1234. 
114 Vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 2-4. 
115 Vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 3. 
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positiv auf das Unternehmen aus. Aus diesem Grund erscheint die wissenschaftliche Ausei-

nandersetzung mit dem IKS sinnvoll und notwendig. Im nächsten Schritt werden verschiedene 

Auffassungen zum IKS dargestellt und untersucht, was genau unter dem Terminus internes 

Kontrollsystem zu verstehen ist. 

2.1.2 Erste Entwicklungen zum IKS 

2.1.2.1 Anfänge des IKS in den USA 

Erste Kontrollmerkmale wurden bereits in Aufzeichnungen aus dem Altertum gefunden, etwa 

bei Überlieferungen zu wirtschaftlichen Vorgängen der Ägypter oder Griechen. Im Mittelalter 

gab es in den italienischen Handelshäusern Mitarbeiter, deren Aufgabe es war, die Richtigkeit 

und Vollständigkeit der Aufzeichnungen der Handelsschiffskapitäne zu überprüfen.116 Als ers-

ter Ansatz einer internen Kontrolle kann die Ende des 15. Jahrhunderts in Italien entwickelte 

doppelte Buchführung117 gesehen werden. Danach muss jeder Buchung eine gleichwerte Ge-

genbuchung entgegenstehen, damit Soll und Haben übereinstimmen. So können die rechne-

rische Richtigkeit der Buchungen festgestellt und Fehler lokalisiert werden.118 Sprachlich geht 

das Wort Kontrolle zur¿ck auf das franzºsische Ăcontre-roleñ, das wºrtlich ¿bersetzt Gegen-

probe bedeutet.119 

Für die weitere Betrachtung ist es sinnvoll, die Entwicklung der internal control im angloame-

rikanischen Sprachraum von derjenigen des IKS im deutschen Raum zu unterscheiden. Als 

Reaktion auf Betrugs- und Unterschlagungsfälle in US-amerikanischen Unternehmen entwi-

ckelte sich ab 1917 das Instrument der internal control, das sich in den darauffolgenden Jah-

ren, bedingt durch die wirtschaftliche Situation und eine unbefriedigende Rechnungslegung in 

vielen Unternehmen, stetig entwickelte. Maßgeblich beteiligt an der weiteren Entwicklung der 

internal control war das American Institute of Accountants (AIA, später American Institute of 

Certified Public Accountants, AICPA).120 Im Jahr 1949 veröffentlichte das AIA einen Sonder-

bericht, in dem auf die steigende Bedeutung der internal control eingegangen wird.121 Dem-

nach umfasst das Konzept sowohl den Organisationsplan als auch alle aufeinander abge-

stimmten Methoden und Maßnahmen im Unternehmen, die darauf ausgerichtet sind, die fol-

genden vier Zielsetzungen zu erreichen: 122 

1) Sicherung des betrieblichen Vermögens 

2) Sicherstellung der Richtigkeit und Verlässlichkeit der Daten des Rechnungswesens 

3) Förderung der betrieblichen Effizienz  

 
116 Vgl. Hofmann (1997), S. 53. 
117 Vgl. Pacioli (1997). 
118 Vgl. Lutz (1966), S. 68f. 
119 Vgl. Euler (1992), S. 12. 
120 Vgl. Hofmann (1993), S. 45. 
121 Vgl. AIA (1949). 
122 Vgl. AIA (1949), S. 6.; vgl. Horváth (1992), Spalte 883.  



- 42 - 
 

4) Unterstützung der Einhaltung der vorgeschriebenen Geschäftspolitik.  

Um diese unterschiedlichen Ziele zu erreichen, entwickelte sich eine Einteilung der internal 

control in die folgenden drei Teilbereiche:123   

1) Internal check: Maßnahmen zur Sicherung des Vermögens gegen Irrtum und Betrug 

2) Internal accounting control: Kontrollen des Rechnungswesens 

3) Internal administrative control: Maßnahmen zur Sicherung der Wirtschaftlichkeit be-

trieblicher Abläufe und zur Umsetzung der Geschäftspolitik 

Die internal control spielte zu dieser Zeit bereits eine wichtige Rolle im Rahmen der Abschluss-

prüfung. Zur Komplexitätsreduktion und Klarstellung wurde von der AICPA eine Unterschei-

dung in accounting control, welche die oben genannten Zielsetzungen 1) und 2) umfassen, 

sowie administrative control, welche die Zielsetzungen 3) und 4) adressieren, getroffen. Für 

die Abschlussprüfung waren nur die Kontrollen mit Bezug zur Rechnungslegung (accounting 

control) von Bedeutung.124 Diese Unterscheidung wurde leicht modifiziert auch von der AICPA 

1973 in das erste Statement on Auditing Standards (SAS) übernommen.125  

Der Foreign Corrupt Practices Act von 1977 trieb die Diskussion um die internal control erneut 

voran. Das Gesetz verpflichtete die Unternehmen dazu, sich an die Vorgaben der AICPA zur 

internal accounting control zu halten und betonte die Verantwortung des Managements.126 Mit 

dem SAS 55 der AICPA wurde die Unterscheidung aufgehoben und eine allgemeinere internal 

control structure127 gefordert, deren Fokus allerdings weiterhin auf dem Rechnungswesen 

lag.128 Im Laufe der Zeit entwickelten sich so zahlreiche unterschiedliche Definitionen und Auf-

fassungen des Konzeptes.129 Das Rahmenwerk zur internal control des COSO von 1992 ver-

folgte das Ziel, ein einheitliches Verständnis des Konzeptes zu schaffen.130  

2.1.2.2 Anfänge des IKS in Deutschland 

Im deutschsprachigen Raum wurden erste Überlegungen zur internen Kontrolle in den 20er 

und 30er Jahren angestellt.131 Kontrolle wird hier als Kategorie betrieblicher Vorgänge gese-

hen, die betriebliche Tatbestände überwacht bzw. prüft. Ihr Zweck ist die Sicherung des Un-

ternehmens vor Gefahren oder Schädigungen.132 In den 1950er Jahren wird der Gedanke des 

 
123 Vgl. Hofmann (1993), S. 46; vgl. Horváth (1992), Spalte 883. 
124 Vgl. Adenauer (1989), S. 13f.; vgl. AICPA (1958), S. 36f; vgl. Hay (1993), S. 84. 
125 Vgl. AICPA (1973), S. 20; vgl. Hay (1993), S. 84. 
126 Vgl. Foreign Corrupt Practices Act of 1977; vgl. Hay (1993), S. 84f.; vgl. Horváth (1992), Spalte 883. 
127 Nach dem SAS 55 muss die internal control strucutre die drei Teilbereiche 1) Kontrollumfeld (control environ-
ment), 2) Rechnungswesensystem (accounting system) sowie 3) Kontrolltätigkeit (control procedures) umfassen. 
Vgl. AICPA (1988), S. 3. 
128 Vgl. AICPA (1988), S. 3. 
129 Vgl. Committee on Law and Accounting (1994), S. 899. 
130 Zur internal control nach COSO vgl. Kapitel 2.2.1. 
131 Vgl. Adenauer (1989), S. 7. 
132 Vgl. Kromschröder (1972), S. 11f. 
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amerikanischen internal control auch in Deutschland aufgegriffen. Vor allem NEUBERT133 und 

POUGIN134 hatten mit ihren Arbeiten entscheidenden Einfluss auf die Entwicklung des IKS.135 

Zu dieser Zeit wird die Kontrolle in Anlehnung an den amerikanischen control-Ansatz als In-

strument der Unternehmensführung aufgefasst.136 Ähnlich wie in den USA prägt das IKS auch 

das deutsche Prüfwesen schon seit Langem. Bereits in den 1930er Jahren griff das IDW das 

Konzept implizit auf und konkretisierte es im Laufe der Zeit immer mehr.137  

Obwohl sich Mitte vergangenen Jahrhunderts die Auffassung von Kontrolle als Soll-Ist-Ver-

gleich durchsetzte, herrschte dennoch im deutschen Sprachgebrauch und in der Literatur kein 

einheitliches Verständnis von Kontrolle.138 Im Laufe der Zeit entstanden zahlreiche Varianten 

des Konzeptes mit unterschiedlichen Abgrenzungen hinsichtlich der Reichweite des IKS. Un-

einigkeit herrschte beispielsweise bezüglich der Einbeziehung der internen Revision sowie der 

internal administrative control in das IKS. Dieser Unterschiedlichkeit entsprechend entwickel-

ten sich auch verschiedene Begrifflichkeiten für das Kontrollkonzept im deutschen Sprach-

raum.139 Dazu gehören Internal Control140, internes Kontrollsystem141, interne Kontrolle142 oder 

betriebliches Kontroll-System143. Dominierend im deutschen Raum war in der zweiten Hälfte 

des 20. Jahrhunderts der überwachungstheoretische Ansatz, in dem ein relativ enges Ver-

ständnis des IKS vorherrscht. Erst seit der weltweiten Verbreitung des COSO-Ansatzes wird 

der Fokus in Deutschland immer mehr auf das weite IKS-Verständnis gelegt.144 Nachfolgend 

wird deshalb zunächst auf den überwachungstheoretischen Ansatz eingegangen und sodann 

der internal control-Ansatz näher analysiert. 

2.1.3 Überwachungstheoretischer Ansatz  

Die Überwachung stellt neben den Phasen Planung und Realisation die Grundlage jedes be-

trieblichen Prozesses dar.145 Ihr übergeordneter Zweck ist es, das Unternehmen in seiner Zie-

lerreichung zu unterstützen.146 Die wichtigsten Bestandteile der Überwachung sind die Kon-

trolle und die Revision147.148 Da Kontrollen i.d.R. durch unternehmenszugehörige Personen 

ausgeführt werden, wird auch die Bezeichnung interne Kontrolle verwendet. Die Gesamtheit 

 
133 Vgl. Neubert (1959). 
134 Vgl. Pougin (1959). 
135 Vgl. Adenauer (1989), S. 7f. 
136 Vgl. Kromschröder (1972), S. 13; vgl. Neubert (1959), S. 10. 
137 Vgl. Adenauer (1989), S. 7-9. 
138 Vgl. Kromschröder (1972), S. 11, S. 13f. 
139 Vgl. Horváth (1992), Spalte 883f.  
140 Vgl. Neubert (1959). 
141 Vgl. Pougin (1959). 
142 Vgl. Bossard (1966). 
143 Vgl. Treuz (1974). 
144 Vgl. Paetzmann (2005), S. 271f. 
145 Vgl. Baetge (1993), S. 177. 
146 Vgl. Treuz (1974), S. 42. 
147 Synonym zu Revision wird der Begriff Prüfung gebraucht. Vgl. Baetge (1993), S. 179. 
148 Nach LÜCK umfasst Überwachung neben der Kontrolle und der Revision auch die organisatorischen Siche-
rungsmaßnahmen, bei denen die Überwachung durch laufende, automatische Einrichtungen vorgenommen wird. 
Vgl. Lück (2001a), S. 100f. 
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der Kontrollen eines Unternehmens bzw. eines abgegrenzten Bereichs bildet das interne Kon-

trollsystem.149 Ebenso bezeichnet interne Revision die Prüfung durch betriebseigene Mitarbei-

ter, externe Revision die Prüfung durch Betriebsfremde.150 Wie bereits erwähnt, erfolgt in der 

Literatur allerdings keine einheitliche Begriffsverwendung. So werden die Begriffe Kontrolle 

und Revision teilweise in einem hierarchischen Verhältnis gesehen, bei dem Kontrolle als 

Oberbegriff fungiert und die Revision als spezielle Kontrolle angesehen wird.151 Die Begrifflich-

keit internes Kontrollsystem ist damit auch ein Oberbegriff für Kontrollen und Prüfungen.152 

Ist die Überwachung laufend in den Arbeitsablauf eingebunden und / oder wird sie direkt vom 

Bereichs- oder Prozessverantwortlichen durchgeführt, handelt es sich um eine Kontrolle. Eine 

Prüfung hingegen beschreibt eine unregelmäßige oder periodische Stichprobenüberwachung, 

bei der bereits abgeschlossene Tatbestände oder Vorgänge rückwirkend überprüft werden, 

d.h. die Überwachung ist in diesem Fall nicht in den Arbeitsablauf eingebunden. Die Revision 

wird i.d.R. von Personen durchgeführt, die keine Verantwortung für den überwachten Prozess 

haben.153 Beide Formen der Überwachung stellen jedoch den Vergleich eines Ist-Objektes mit 

einem Soll-Objekt dar, dessen Ergebnis bewertet wird. Entsprechen sich Soll und Ist, wird das 

Ist-Objekt als richtig eingestuft. Kommt es zu Abweichungen, liegt ein Fehler vor, der auf seine 

Tolerierbarkeit geprüft und ggfs. berichtigt werden muss. Die Mitteilung des Ergebnisses an 

den Adressaten wird ebenfalls als Teil des Überwachungsprozesses angesehen, anders als 

die zu überwachenden Arbeitsschritte und Korrekturschritte. Neben dem Soll-Ist-Vergleich gibt 

es noch zwei weitere Vergleichs-Typen: einerseits den Soll-Soll-Vergleich, der allerdings in 

der betrieblichen Überwachung wenig Anwendung findet,154 andererseits den Ist-Ist-Vergleich. 

Bei diesem Vergleich wird auf die Ermittlung eines Soll-Objektes verzichtet, wodurch er aller-

dings nur eingeschränkt nutzbar ist. Zwar wird bei Übereinstimmung der Objekte angenom-

men, dass diese richtig sind, allerdings kann bei Abweichungen nicht unmittelbar abgeleitet 

werden, welches der Ist-Objekte fehlerhaft ist. Dennoch können sie vor allem bei schwieriger 

Soll-Ermittlung eine alternative Möglichkeit der Überwachung darstellen.155 

Hauptaufgabe der Überwachung ist die Verhinderung bzw. Aufdeckung von Fehlern, allerdings 

können auch weitere Zielsetzungen wie die Beschleunigung des Arbeitsablaufes oder die Ver-

besserung des innerbetrieblichen Informationsflusses verfolgt werden.156 Die installierten 

Maßnahmen dienen darüber hinaus als Informationsquelle für Entscheidungen und Handlun-

gen und können Voraussetzung für Lernprozesse und Mittel der Verhaltensbeeinflussung 

 
149 Vgl. Hömberg (2002), Spalte 1230. 
150 Vgl. Baetge (1993), S. 179. 
151 Vgl. Treuz (1974), S. 39. 
152 Vgl. Schewe et al. (1999), S. 1484; vgl. zu den unterschiedlichen Verwendungen des IKS-Begriffs auch Bude-
rath / Amling (2000), S. 130. 
153 Vgl. Baetge (1993), S. 179; vgl. Treuz (1974), S. 39;  
154 Vgl. Treuz (1974), S. 40. 
155 Vgl. für den gesamten Absatz Hömberg (2002), Spalte 1229. 
156 Vgl. Hömberg (2002), Spalte 1230. 
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sein.157 Hierfür muss die Wirkung der Überwachung betrachtet werden, die sich in die Korrek-

turwirkung und die verhaltensbeeinflussende Wirkung unterteilt. Erstere beschreibt eine un-

mittelbare, vergangenheitsorientierte Wirkung, die durch die Kontrolle selbst gegeben ist. Wird 

eine Abweichung vom gewünschten Zustand festgestellt, kommt es zur Korrektur bzw. Aus-

sonderung des fehlerhaften Objektes. Die verhaltensbeeinflussende Wirkung hingegen entfal-

tet ihre Wirkung nur mittelbar durch eine Änderung des Verhaltens, nämlich durch eine größere 

Sorgfalt bei der Aufgabenerfüllung (Präventivwirkung), durch die Schließung von Wissenslü-

cken durch aufgedeckte Fehler (Lernwirkung) sowie durch die erlangte Sicherheit des Kontrol-

lierten über die Bearbeitungsqualität und darüber, ob er den Anforderungen gerecht wird (Si-

cherheitswirkung).158 Eine sehr strenge oder intensive Überwachung kann allerdings demoti-

vierend wirken und den Erfolg der Präventivwirkung umkehren. Diese dysfunktionale Wirkung 

kann zu einer steigenden Fehlerhäufigkeit führen.159  

Zur Festlegung des optimalen Überwachungsprozesses sind unterschiedliche Aspekte zu be-

achten. Dazu zählen beispielsweise die Definition der Kontrollobjekte, -subjekte und -mittel, 

die Festlegung der Methodik oder des Zeitpunktes.160 Zu berücksichtigen sind dabei einerseits 

die Kosten, die durch die Überwachungsmaßnahmen entstehen, andererseits auch der posi-

tive Kontrollertrag durch die Verminderung der negativen Auswirkungen durch entstandene 

Fehler.161  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das IKS im überwachungstheoretischen Ansatz 

teilweise als umfassender Begriff, der die Aspekte der internen Kontrolle und Prüfung umfasst, 

benutzt wird. Häufig bezeichnet es allerdings auch nur die Gesamtheit der Kontrollen, die als 

Teilaspekt des Überwachungssystems gesehen werden. Als interne Kontrollen werden pro-

zessintegrierte Soll-Ist-Vergleiche verstanden, die von den unternehmensinternen Prozess-

verantwortlichen ausgeführt werden und das Ziel verfolgen, Fehler aufzudecken oder zu ver-

hindern. Dabei haben sie sowohl eine Korrekturwirkung als auch eine verhaltensbeeinflus-

sende Wirkung.  

2.1.4 Internal control-Ansatz 

2.1.4.1 Allgemeine Bedeutung 

Der zweite Ansatz zum IKS geht auf das amerikanische internal control zurück, das eine lange 

Tradition in den USA aufweist und durch die Verbreitung des COSO-Rahmenwerkes sowie 

der darin enthaltenen vereinheitlichten Definition der internal control deutlich gestärkt wurde. 

 
157 Vgl. Treuz (1974), S. 43. 
158 Vgl. Schewe et al. (1999), S. 1485f. 
159 Vgl. Baetge (1993), S. 180f.; vgl. Schewe et al. (1999), S. 1485. 
160 Vgl. Kromschröder (1972), S. 17. 
161 Vgl. Baetge et al. (1985), S. 451; vgl. Kromschröder (1972), S. 40. 
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Das englische to control sowie das Substantiv control lassen sich nicht eindeutig mit kontrol-

lieren oder Kontrolle in die deutsche Sprache übersetzen. Für den Unternehmensbereich wer-

den darüber hinaus häufig Begrifflichkeiten wie lenken, steuern, überwachen oder planen ver-

wendet. Somit wird bereits bei der wörtlichen Übersetzung deutlich, dass der internal control-

Ansatz über das Verständnis der Kontrolle im überwachungstheoretischen Ansatz hinaus-

geht.162 Zu beachten ist dabei auch die Form der Unternehmensverfassung, die eine wichtige 

Rolle bei der Interpretation des IKS-Begriffs spielt.163, 164  

Mit der zunehmenden Bedeutung der internal control in den USA entwickelten sich in der zwei-

ten Hälfte des 20. Jahrhunderts unterschiedliche Auffassungen. Um ein einheitliches Ver-

ständnis zu schaffen, wurde das COSO damit beauftragt, ein Rahmenkonzept zur internal 

control zu erarbeiten.165 Hiernach ist die internal control ein von verschiedenen Personen 

durchgeführter Prozess, der mit hinreichender Sicherheit gewährleisten soll, dass das Unter-

nehmen seine Ziele in den folgenden drei Kategorien erreichen kann: 

¶ Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftstätigkeit 

¶ Verlässlichkeit der Berichterstattung 

¶ Einhaltung der gesetzlichen und sonstigen Vorgaben 

Nach COSO besteht die internal control aus fünf zusammenhängenden Komponenten, näm-

lich dem Kontrollumfeld, der Risikoanalyse, den Kontrollaktivitäten, der Information und Kom-

munikation sowie der Überwachung.166, 167 Der Anwendungsbereich der internal control nach 

dem COSO-Ansatz ist breiter als in der vorherigen, vom Prüfwesen geprägten Literatur, in 

welcher der Fokus auf der internal accounting control lag. Die internal control soll nun dabei 

unterstützen, die Ziele aus den drei sehr unterschiedlichen Bereichen zu erreichen.168  

Grundsätzlich hat die internal control das gleiche Anliegen wie das oben beschriebene interne 

Überwachungssystem. Allerdings sind die Forderungen zur Systemgestaltung weiter gefasst 

und lenkende sowie präventive Maßnahmen werden besonders betont.169 Im überwachungs-

theoretischen Ansatz wurde die Kontrolle als reine Vergangenheitsprüfung der Soll-Einhaltung 

interpretiert. Mit dem COSO-Report wurden auch die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der 

operativen Betriebsabläufe und damit eine zukunftsgerichtete Unternehmenssteuerung in die 

internal control aufgenommen. Diese zukunftsgerichtete Unternehmenssteuerung entspricht 

 
162 Vgl. Hömberg (2002), Spalte 1231. 
163 Vgl. Hofmann (1993), S. 46f. 
164 Im angloamerikanischen Raum herrscht das monistische System vor, bei dem die Leitungs- und Kontrollkom-
petenz zusammengefasst sind. Beide Funktionen werden durch das board of directors wahrgenommen, das die 
täglichen Geschäfte führt. Das in Deutschland vorherrschende dualistische System hingegen trennt zwischen der 
Leitungsfunktion, die hauptsächlich durch den Vorstand ausgeübt wird, und der Kontrollfunktion, die durch den 
Aufsichtsrat erfolgt. Vgl. z.B. Schewe (2005), S. 70, 78. 
165 Vgl. Committee on Law and Accounting (1994), S. 899.  
166 Vgl. COSO (2013), S. 3-5. 
167 Das COSO-Modell sowie seine Bestandteile werden im Detail in Kapitel 2.2.1 untersucht. 
168 Vgl. Committee on Law and Accounting (1994), S. 918. 
169 Vgl. Hömberg (2002), Spalte 1232f.; vgl. Ruud / Jenal (2005), S. 456. 
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nach FREIDANK / PAETZMANN dem auch in Deutschland etablierten Controlling-Begriff, der sich 

ebenfalls aus dem englischen control ableitet. Der COSO-Ansatz hat schnell internationale 

Anerkennung gefunden und hat sich zu einem akzeptierten Standard entwickelt. Er fand Ein-

gang in die nationale170 und internationale171 Prüfungstheorie und -praxis.172 

Der internal control-Ansatz beschreibt somit ein weitreichendes Unternehmensinstrument, das 

in einem geschlossenen Konzept unterschiedliche Aspekte berücksichtigt. Auch wenn die 

wörtliche Übersetzung von control über die reine Kontrolle hinausgeht, hat sich dennoch ï 

zumindest teilweise ï die Begrifflichkeit internes Kontrollsystem durchgesetzt, besonders im 

Zusammenhang mit Prüfungsanforderungen. Im Folgenden werden unterschiedliche deutsch-

sprachige Interpretationen des control-Ansatzes dargestellt.  

2.1.4.2 Darstellung unterschiedlicher Modelle und Auffassungen 

Neuere, deutschsprachige Untersuchungen zum IKS versuchen, die traditionelle Sicht auf die 

internen Kontrollen mit dem erweiterten control-Ansatz zu verbinden und den Aspekt der zu-

kunftsgerichteten Steuerung sowie den Systemgedanken des COSO zu integrieren.  

Das IDW veröffentlichte 2012 den auf dem COSO-Modell basierenden Prüfungsstandard 261 

n.F., in dem das IKS aus den beiden Komponenten internes Steuerungssystem sowie internes 

Überwachungssystem besteht und die fünf Komponenten nach COSO beinhaltet.173 Ersteres 

besteht aus Regelungen zur Steuerung der Unternehmensaktivitäten, die der organisatori-

schen Umsetzung von Entscheidungen der Unternehmensleitung dienen. Diese steuernden 

Regelungen grenzen den Handlungsspielraum der Organisationsmitglieder ab und dienen der 

zielorientierten Verhaltenssteuerung. Beispiele hierfür sind etwa allgemeine Richtlinien und 

Arbeitsanweisungen oder Zielvorgaben für hierarchisch nachgelagerte Ebenen. Das interne 

Steuerungssystem gibt damit Soll-Objekte vor.174  

Das interne Überwachungssystem teilt sich wiederum in die Teilbereiche prozessintegrierte 

und prozessunabhängige Überwachungsmaßnahmen, wobei organisatorische Sicherungs-

maßnahmen und Kontrollen die prozessintegrierten Maßnahmen bilden. Organisatorische Si-

cherungsmaßnahmen werden durch automatische Einrichtungen wahrgenommen und umfas-

sen in die Aufbau- und Ablauforganisation eingebundene fehlerverhindernde Maßnahmen, 

z.B. Zugriffsbeschränkungen oder Funktionstrennung. Kontrollen hingegen erfolgen durch in 

den Arbeitsablauf integrierte Maßnahmen und sollen die Fehlerwahrscheinlichkeit innerhalb 

der Arbeitsabläufe verhindern bzw. aufgetretene Fehler entdecken, z.B. Soll-Ist-Vergleiche o-

der Plausibilitätsprüfungen. Die prozessunabhängige Überwachung erfolgt in erster Linie 

 
170 Vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 12. 
171 Vgl. IAASB (2009), ISA 315, S: 320-323. 
172 Vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S. 15-17. 
173 Vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 8, 12. 
174 Vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 8; vgl. Wich (2008), S. 71f; vgl. auch Baetge (1993), S. 179. 
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durch die interne Revision. Darüber hinaus gibt es weitere Maßnahmen wie high-level con-

trols.175 Es ist Aufgabe des internen Überwachungssystems, ein Ist-Objekt mit dem aus dem 

internen Steuerungssystem gewonnen Soll-Objekt abzugleichen und daraus Informationen zu 

gewinnen, die dann wiederum zu zusätzlichen Maßnahmen und Anpassungen der Soll-Ob-

jekte führen können.176 Abbildung 3 verdeutlicht die beschriebene Hierarchie.  

 

Abbildung 3: Regelungsbereiche des IKS nach IDW PS 261 n.F.177 

Auch andere Definitionsansätze greifen die Steuerungskomponente auf, unterscheiden aller-

dings nicht zwischen einem Steuerungs- und einem Überwachungssystem. Die nachfolgend 

vorgestellten Modelle vermeiden den Begriff Kontrollsystem, sondern versuchen durch andere 

Begrifflichkeiten ihre internal control-Konzepte zu definieren.  

FREIDANK / PAETZMANN gehen in ihrer Interpretation auf das Controlling als zukunftsgerichtetes 

Steuerungsinstrument ein und integrieren dieses in die internal control, die sie als interne Über-

wachung übersetzen. Im Gegensatz zur traditionellen Auffassung besteht hiernach die Über-

wachung aus der prozessunabhängigen Prüfung und der prozessabhängigen Controlle. Die-

ses Kunstwort, das geschaffen wurde, um Missverständnisse mit dem traditionellen, enger 

gefassten Kontrollbegriff zu vermeiden, umfasst die organisatorischen Sicherungsmaßnah-

men und das Controlling. Die Integration des Controllings ergibt sich aus dem Einbezug der 

zukunftsgerichteten Unternehmenssteuerung in die internal control durch COSO, welche nach 

 
175 Vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 8f. 
176 Vgl. Wich (2008), S. 72f.  
177 Vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 9. 
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Meinung der Autoren dem Controlling-Begriff entspricht. Daneben wird auch das Risikomana-

gementsystem in das interne Überwachungssystem integriert. Dieses bildet zusammen mit der 

externen Prüfung und der Aufsicht das breitere unternehmerische Überwachungssystem.178  

Auch RUUD / JENAL integrieren den Steuerungsaspekt in ihre Definition. Die Autoren verzichten 

auf eine Übersetzung der internal control und unterteilen diese in die prozessabhängige Con-

trol, auch bezeichnet als interne Steuerung und Kontrolle, sowie die prozessunabhängige Con-

trol, die interne Prüfung. Control beinhaltet hiernach nicht nur die aufdeckende Kontrolle (de-

tective controls) und die Einleitung von Gegenmaßnahmen (corrective controls), sondern auch 

lenkende (directive controls) und präventive Maßnahmen (preventive controls), die gewünsch-

tes Verhalten fördern und unerwünschtes verhindern sollen. Die Autoren vermeiden bewusst 

das Wort Überwachung, um die Verwechslungsgefahr mit der Unternehmensüberwachung wie 

sie beispielsweise durch den Aufsichtsrat ausgeführt wird zu senken.179 Die internal control180 

muss als integrierter Bestandteil der unternehmerischen Wertschöpfung verstanden werden. 

Als Werkzeug des Managements sollte sie Bestandteil der Planung, Durchführung und Über-

wachung der Prozesse im Unternehmen sein und regelmäßig beurteilt sowie ggfs. angepasst 

werden. Dadurch kann sie zur Erreichung der Unternehmensziele beitragen.181  

SOMMER unterscheidet in Anlehnung an JENAL182 zwischen einer internal control mit engem 

und breitem Fokus sowie im engeren und weiteren Sinne. Unter dem engeren Fokus wird die 

Beschränkung auf die Zielsetzung zur Sicherstellung der Verlässlichkeit der Finanzberichter-

stattung verstanden. Der breitere Fokus hingegen beinhaltet neben dieser finanziellen Ziele 

auch die Kategorien operationelle und Compliance-Ziele. Die internal control im engeren Sinn 

(i.e.S.) beschreibt nur die prozessabhängigen Elemente des IKS, die internal control im weite-

ren Sinn (i.w.S.) integriert darüber hinaus auch die prozessunabhängigen Elemente, die über-

wiegend durch die interne Revision wahrgenommen werden.183  

Verschiedene deutschsprachige Untersuchungen haben sich darüber hinaus mit der Bezie-

hung des IKS nach dem internal control-Ansatz und dem Risikomanagementsystem auseinan-

dergesetzt. Diese Modelle integrieren das Risikomanagementsystem vollumfänglich in den er-

weiterten IKS Ansatz. Eine detailliertere Beschreibung der Beziehung zwischen dem IKS und 

dem Risikomanagementsystem wird in Kapitel 2.4.2 vorgenommen. 

 
178 Vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S. 17-19. 
179 Vgl. Ruud / Jenal (2005), S. 456f. 
180 Die Autoren verwenden in zwei Publikationen unterschiedliche Begrifflichkeiten. Während in Ruud / Jenal 
(2004) die interne Steuerung und Kontrolle als Übersetzung für die internal control gebraucht wird, bezeichnet sie 
in Ruud / Jenal (2005) nur die prozessabhängige control. Es wird der zweiten Interpretation gefolgt und somit statt 
interne Steuerung und Kontrolle die Begrifflichkeit internal control verwendet. 
181 Vgl. Ruud / Jenal (2004), S. 1046. 
182 JENAL unterscheidet zwischen der internal control im engeren Sinn, die sich ausschließlich auf die Verlässlich-
keit der Finanzberichterstattung bezieht und die internal control im weiteren Sinn, die auch die Wirksamkeit und 
Effizienz der Tätigkeiten sowie die Gesetzes- und Normenkonformität umfasst. Vgl. Jenal (2006), S. 3. 
183 Vgl. Sommer (2010), S. 20-22. 
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2.1.5 Reifegrad-Modell des IKS 

Neben der Festlegung der Reichweite und der Definition des IKS sind in der betrieblichen 

Umsetzung noch weitere Aspekte zu beachten. Hierzu zählen beispielsweise gesetzliche An-

forderungen, das Risikoprofil oder die Komplexität der Geschäftsprozesse. Die Aufwendungen 

und der Einsatz für den Aufbau eines IKS sind auch abhängig von der eigenen Zielsetzung 

und dem gewünschten Ausbaugrad. Aus diesem Grund sind die Anforderungen an ein IKS 

sehr unternehmensspezifisch.184 Es werden fünf unterschiedliche Ausbaugrade des IKS, die 

sog. Reifegrade, unterschieden, wobei sich bisher noch keine einheitliche Bezeichnung für die 

einzelnen Stufen durchgesetzt hat. Die fünf Reifegrade bauen aufeinander auf, d.h. jede hö-

here Stufe beinhaltet alle Eigenschaften des vorherigen Reifegrades.185 Sie sind wie folgt cha-

rakterisiert:186  

1) Initial: Im Unternehmen ist nur ein unstrukturiertes Kontrollumfeld vorhanden und es 

werden keine oder nur wenige interne Kontrollen durchgeführt. Die vorhandenen Kon-

trollen sind wenig verlässlich, die Aktivitäten werden fallweise ausgeführt und es gibt 

keine Überwachung. Es ist keine Dokumentation zu Prozessen vorhanden. 

2) Informell: In diesem Stadium sind interne Kontrollen zwar vorhanden, allerdings noch 

nicht standardisiert, nachvollziehbar oder dokumentiert. Die Kontrollen sind von einzel-

nen Personen abhängig. Information, Kommunikation oder Schulungen fehlen und es 

gibt kein Rollenkonzept im IKS.  

3) Standardisiert: Geschäftsprozesse und die darin integrierten Kontrollen sind definiert 

und werden dokumentiert, ebenso IKS-Grundsätze und Richtlinien. Die Kontrollen sind 

nachvollziehbar und werden regelmäßig an sich verändernde Risiken angepasst. Die 

Mitarbeiter werden grundlegend geschult. Die Überprüfung des IKS findet allerdings 

nicht formalisiert und auswertbar statt. 

4) Überwacht: Im Unternehmen existiert eine detaillierte Beschreibung der IKS-Abläufe 

(Grundsätze und Richtlinien). Die Kontrolltätigkeiten werden regelmäßig überprüft, lau-

fend dem Risiko angepasst und aktualisiert. Es gibt eine Berichterstattung an die Ge-

schäftsleitung und einen IKS-Verantwortlichen zur Koordination und Überwachung. Es 

existiert ein kontinuierlicher Verbesserungsprozess über das IKS. 

5) Optimiert: Im ganzen Unternehmen herrscht ein ausgeprägtes Kontrollbewusstsein. 

Das IKS bildet mit dem Risikomanagement und der Revision ein integriertes System. 

Die Kontrollaktivitäten sind weitgehend automatisiert. Es werden Tools eingesetzt, die 

eine schnelle Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen erlauben.  

 
184 Vgl. PWC (2007), S. 5. 
185 Vgl. Bungartz (2014), S. 457. 
186 Für die Beschreibung der Reifegrade vgl. Bungartz (2014), S. 457; vgl. Eidgenössische Finanzkontrolle (2007) 
S. 12; vgl. Menden / Kralisch (2008), S. 237; vgl. PWC (2007), S. 7. 
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Ein IKS sollte mindestens den Reifegrad Standardisiert erreichen, gesetzliche oder aufsichts-

rechtliche Anforderungen können allerdings auch einen höheren Ausbaugrad erfordern.187 Die 

Anforderungen an das IKS können sich auch in einzelnen Unternehmensbereichen unterschei-

den, etwa um dem Risikoprofil in diesem Bereich besser zu entsprechen.188  

2.1.6 Modell der Drei Verteidigungslinien 

Um eine angemessene Risikosteuerung und -kontrolle zu erreichen, sind vielfältige Aufgaben 

zu erfüllen. Diese sind in vielen Organisationen auf unterschiedliche Personen und Bereiche 

verteilt, weshalb eine Koordination der Aufgaben und eine klare Verteilung der Verantwortun-

gen sehr wichtig sind. Dennoch geben unterschiedliche Rahmenwerke wie das COSO kaum 

Hinweise auf eine mögliche Aufgabenverteilung und -koordination. Das Modell der Drei Ver-

teidigungslinien (Three Lines of Defense Model) will diese Lücke schließen.189 Verbreitung 

fand das Modell in Folge der 8. EU-Richtlinie zur Abschlussprüfung von Jahresabschlüssen 

von 2006, in der die Einrichtung eines Prüfungsausschusses verlangt wird. Dieser hat u.a. die 

Aufgabe die Wirksamkeit des IKS, des internen Revisionssystems und des Risikomanage-

mentsystems zu überwachen.190 Als Hilfestellung zur Umsetzung dieser Anforderung veröf-

fentlichte die Federation of European Risk Management Associations (FERMA) in Zusammen-

arbeit mit der European Confederation of Institutes of Internal Auditing (ECIIA) die Guidance 

on the 8th EU Company Law Directive. Hier wird das Modell der Drei Verteidigungslinien zur 

Koordination der verschiedenen Verantwortlichkeiten beschrieben.191 Mit einem Positionspa-

pier des Institute of Internal Auditors (IIA)192 fand das Three Lines of Defense Modell auch 

weltweite Beachtung.193 

Das Modell der Drei Verteidigungslinien bildet einen Bezugsrahmen zur Gestaltung eines ef-

fektiven Governance-Systems. Zielsetzungen sind einerseits eine klare Definition von Rollen 

und Verantwortlichkeiten verschiedener Bereiche im Rahmen der Risikosteuerung und -kon-

trolle, andererseits soll eine Koordination der Einheiten sichergestellt werden, um Kontrolllü-

cken oder -redundanzen zu vermeiden. Darüber hinaus sollen einzelne Risiko- und Kontrol-

leinheiten in ein ganzheitliches Governance-System eingebettet werden.194 Die drei Verteidi-

gungslinien sind wie folgt charakterisiert:195 

1) Das operative Management bildet die erste Verteidigungslinie. In den operativen Pro-

zessen entstehen Risiken, die von den Prozessverantwortlichen identifiziert, beurteilt, 

 
187 Vgl. Bungartz (2014), S. 457. 
188 Vgl. PWC (2007), S. 7. 
189 Vgl. IIA (2013), S. 1f. 
190 Vgl. Richtlinie 2006/43/EG, Art. 41, Nr. 2 b). 
191 Vgl. FERMA / ECIIA (2010), S. 9f. 
192 Vgl. IIA (2013). 
193 Vgl. Ruud / Kyburz (2014), S. 761. 
194 Vgl. Ruud / Kyburz (2014), S. 761f. 
195 Vgl. Bungartz (2016), o.S.; vgl. FERMA / ECIIA (2010), S. 9f.; vgl. IIA (2013), S. 3-6.   
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kontrolliert und vermindert werden müssen. Die erste Verteidigungslinie ist für die Steu-

erung dieser Risiken im Tagesgeschäft und die Aufrechterhaltung von internen Kon-

trollen verantwortlich. Sie muss zudem gewährleisten, dass die Aktivitäten mit den Un-

ternehmenszielen übereinstimmen. 

2) Die zweite Verteidigungslinie beinhaltet diverse führungsunterstützende Funktionen 

wie eine Risikomanagement-, Controlling- oder Compliance-Funktion, welche die Ord-

nungsmäßigkeit und Effektivität der ersten Verteidigungslinie überwachen sollen. Auf-

gabe dieser zweiten Verteidigungslinie ist die Unterstützung des operativen Manage-

ments bei ihren Aufgaben und die Überwachung der eingeführten Kontrollmechanis-

men. Dies geschieht beispielsweise über die Bereitstellung von Richtlinien, Schulun-

gen oder die Überwachung der Angemessenheit und Wirksamkeit der internen Kon-

trollen sowie der Vollständigkeit des Reportings. Zwar ist keine unmittelbare Beteili-

gung der zweiten Verteidigungslinie am Prozess gegeben, dennoch besteht eine Pro-

zessabhängigkeit, da in die Gestaltung der operativen Abläufe eingegriffen werden 

kann.  

3) Die interne Revision als objektive und unabhängige Prüfungs- und Beratungsinstanz 

bildet die dritte Verteidigungslinie. Diese unterstützt die Geschäftsleitung und das Auf-

sichtsorgan, indem sie Sicherheit über die Angemessenheit und Wirksamkeit der im 

Unternehmen implementierten Überwachungs-, Risikomanagement- und Kontrollstruk-

turen gibt. Die interne Revision überprüft sowohl die Maßnahmen der ersten als auch 

der zweiten Verteidigungslinie. 

Nicht Teil der unternehmensinternen drei Verteidigungslinien, aber dennoch wichtig für das 

Governance-System sind externe Funktionen wie die externe Revision oder Aufsichtsbehör-

den.196 Sie können auch als vierte Verteidigungslinie angesehen werden, wobei der Blickwin-

kel dieser Funktionen häufig beschränkt ist, beispielsweise auf finanzielle Risiken.197 Die Ko-

ordination und Organisation der drei Verteidigungslinien ist sehr unternehmensspezifisch, den-

noch sollten sie alle in irgendeiner Art und Weise vorhanden sein, unabhängig von der Größe 

oder Komplexität der Unternehmung.198 

Zur Erfüllung der Risikosteuerungs-Aufgaben in allen Bereichen sind klare Berichterstattungs-

wege wichtig. Die Prozesseigener unterstehen i.d.R. der Geschäftsleitung und müssen dieser 

auch über ihre Prozesse berichten. Auf diese Weise kann die Geschäftsleitung bei Abweichun-

gen oder zu hohen Risiken eingreifen. Auch die zweite Verteidigungslinie, welche die Ge-

schäftsleitung bei dieser Aufgabe unterstützt, berichtet an diese. Darüber hinaus ist teilweise 

auch eine direkte Berichtslinie von der zweiten Verteidigungslinie an das Aufsichtsorgan zu 

 
196 Vgl. IIA (2013), S. 6. 
197 Vgl. FERMA / ECIIA (2010), S. 10. 
198 Vgl. IIA (2013), S. 6f. 
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finden, vor allem um schnelles Handeln in dringlichen Situationen sicherzustellen. Eine regel-

mäßige Berichtslinie an das Aufsichtsorgan findet sich normalerweise allerdings nur bei der 

dritten Verteidigungslinie. Daneben informiert die interne Revision häufig auch die Geschäfts-

leitung.199  

  

Abbildung 4: Modell der Drei Verteidigungslinien.200 

Es lässt sich festhalten, dass das Modell der Drei Verteidigungslinien, das zusammenfassend 

in Abbildung 4 dargestellt ist, den Unternehmen eine hilfreiche Orientierung bei der Etablierung 

eines angemessen und wirksamen Überwachungssystems bietet und auch in der Praxis um-

gesetzt wird.201 Bei der Implementierung sollte ein aktiver Austausch der Verantwortlichen si-

chergestellt werden, um Doppelarbeiten sowie Kontrolllücken zu vermeiden und so die Effizi-

enz des Systems zu steigern.202 

2.2 Rahmenwerke zum IKS 

2.2.1 COSO 

2.2.1.1 Hintergründe 

Zum Aufbau eines IKS gibt es unterschiedliche Rahmenwerke, an denen sich Unternehmen 

orientieren können. Das wohl bekannteste dieser Rahmenwerke stammt vom COSO, dem 

Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway Commission. Das COSO ist eine 

amerikanische Arbeitsgemeinschaft verschiedener berufsständischer Organisationen und 

wurde 1985 als Unterstützung der National Commission on Fraudulent Financial Reporting, 

der sog. Treadway Commission, die sich mit Betrug im Rahmen der Finanzberichterstattung 

beschäftigte, gegründet. Als eine Ursache für diese betrügerischen Handlungen wurden 

 
199 Vgl. Ruud / Kyburz (2014), S. 763f. 
200 Eigene Darstellung, vgl. FERMA / ECIIA (2010), S. 9; vgl. IIA (2013), S. 2. 
201 Vgl. z.B. Poppensieker (2015) zur Umsetzung des Modells in der Deutschen Bank AG. 
202 Vgl. Ruud / Kyburz (2014), S. 765. 



- 54 - 
 

Schwächen im IKS identifiziert, was zum Anlass genommen wurde, einen Rahmen zur Etab-

lierung eines wirksamen IKS zu schaffen.203 ĂInternal control means different things to different 

people.ñ204 Diese Aussage des COSO fasst die bereits aufgezeigte Uneinheitlichkeit der Ver-

wendung des IKS-Begriffes zusammen und zeigt die Notwendigkeit eines einheitlichen Rah-

menwerkes auf.  

Die erste Version des Rahmenwerkes erschien 1992 unter dem Titel Internal Control ï In-

tegrated Framework und entwickelte sich schnell zu einem weltweiten Standard. Aufgrund zu-

nehmender Komplexität durch Technologisierung und Globalisierung sowie steigender Anfor-

derungen durch die Stakeholder der Unternehmen wurde im Jahr 2013 eine überarbeitete 

Version veröffentlicht. Die Grundprinzipien des ursprünglichen Rahmenwerkes blieben dabei 

erhalten und es wurden nur einige Erweiterungen und Konkretisierungen vorgenommen. Die 

wichtigste Erweiterung ist die Einführung von Prinzipien für jede Komponente, die den Anwen-

der bei der Einführung des Systems unterstützen sollen. Die Veröffentlichung besteht aus ei-

ner Executive Summary, einer Zusammenfassung der wichtigsten Inhalte, dem Framework, in 

dem u.a. die Definition und die Beschreibung der einzelnen Komponenten und Prinzipien zu 

finden sind, sowie den Appendices mit weiterführenden Informationen. Im Jahr 2004 wurde 

vom COSO das Enterprise Risk Management ï Integrated Framework205 veröffentlicht, wel-

ches ähnliche Ziele verfolgt und das Rahmenwerk zur internal control ergänzt.206 

2.2.1.2 Internal Control ï Integrated Framework 1992 

In ihrer ursprünglichen Version definierte das COSO die internal control207 wie folgt:  

ñInternal control is a process, effected by an entityôs board of directors, management, and other 

personnel, designed to provide reasonable assurance regarding the achievement of objectives in 

the following categories: 

¶ Effectiveness and efficiency of operations. 

¶ Reliability of financial reporting.  

¶ Compliance with applicable laws and regulations.ò208 

Diese Definition wurde bewusst weit gewählt, um einerseits der Praxis zu entsprechen und 

andererseits den Unternehmen die Möglichkeit zu geben, sich auf einzelne Bestandteile zu 

konzentrieren. Die Zielsetzungen, die mit Hilfe der internen Kontrollen erreicht werden sollen, 

werden dabei in die drei Gruppen operations, reporting und compliance eingeteilt. Diese drei 

 
203 Vgl. Graham (2015), S. 2; vgl. Withus (2014), S. 35. 
204 COSO (1994), S. 3. 
205 Vgl. Kapitel 2.4.2.4. 
206 Vgl. COSO (2013). S. i. 
207 Im Folgenden werden die Begrifflichkeiten internal control, interne Kontrolle und IKS synonym verwendet.  
208 COSO (1994), S. 13.  
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Zielkategorien gelten einerseits für fast alle Unternehmen und zudem wird eine Fokussierung 

auf einzelne Ziele ermöglicht.209 

Die internal control nach COSO besteht aus den folgenden fünf zusammenhängenden Kom-

ponenten: 

¶ Kontrollumfeld (Control Environment):210  

Das Kontrollumfeld bildet das Fundament und den Rahmen für die anderen Kompo-

nenten der internen Kontrolle. Es wird von der Geschichte und Kultur eines Unterneh-

mens beeinflusst und zudem durch den Führungsstil, das Verhalten und die Einstellung 

des Managements ï den tone at the top ï geprägt. Ein funktionierendes Kontrollumfeld 

ist für die Wirksamkeit des IKS im Unternehmen notwendig, da es das Kontrollbewusst-

sein der Mitarbeiter beeinflusst und sich dadurch auf die Anwendung der eingerichteten 

Kontrollmaßnahmen auswirkt. Ein ineffizientes Kontrollumfeld kann daher weitrei-

chende Konsequenzen haben, was sich in finanziellen oder Reputations-Verlusten wi-

derspiegeln kann. Wesentliche Bestimmungsfaktoren des Kontrollumfeldes sind Integ-

rität und ethische Werte, fachliche Kompetenz, Tätigkeit des Überwachungsorgans, 

Philosophie des Managements, Organisationsstruktur, Zuordnung von Weisungsrech-

ten und Verantwortung sowie Grundsätze der Personalpolitik. 

¶ Risikobeurteilung (Risk Assessment):211   

Jedes Unternehmen ist einer Vielzahl von internen und externen Risiken212 ausgesetzt, 

welche der Erreichung der Unternehmensziele entgegenstehen. Die Komponente Ri-

sikobeurteilung beinhaltet die Identifikation und Bewertung dieser Risiken. Vorausset-

zung hierfür ist die Festlegung von Unternehmenszielen, die anders als die Risikobe-

urteilung kein Bestandteil der internen Kontrolle sind. Die Unternehmensziele können 

in die folgenden drei Kategorien eingeteilt werden:  

1) Betrieblich (operations): Diese Ziele tragen zur Wirksamkeit und Wirtschaftlich-

keit der operativen Geschäftstätigkeit bei. Dazu zählen z.B. Kostenkontrolle o-

der die Steigerung von Qualität und Produktivität. Grundsätzlich sollten die Kon-

trollen so ausgestaltet sein, dass sie die Arbeitsabläufe möglichst wenig beein-

trächtigen. Da mit dem IKS auch die systematische Untersuchung der Pro-

zessabläufe verbunden ist, können die Informationen genutzt werden, um Op-

timierungsmöglichkeiten zu identifizieren.  

 
209 Vgl. COSO (1994), S. 13f. 
210 Vgl. Bungartz (2014), S 52-60; vgl. COSO (1994), S. 23-32; vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 12f.; vgl. Paetz-
mann (2005), S. 274. 
211 Vgl. Bungartz (2014), S. 60-64; vgl. COSO (1994), S. 33-48. 
212 Das COSO internal control-Rahmenwerk verwendet den Risikobegriff i.e.S., d.h. es werden nur negative Ab-
weichungen von geplanten Zielen als Risiko verstanden. Vgl. auch Kapitel 2.4.2.1. 
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2) Finanzberichterstattung (financial reporting): Diese Kategorie beinhaltet Ziele, 

um verlässliche und vollständige Finanzinformationen zu generieren. Diese bil-

den eine wichtige Grundlage für Entscheidungen sowohl innerhalb des Unter-

nehmens als auch durch externe Stakeholder.  

3) Regeleinhaltung (compliance): Unternehmen müssen sich bei ihren Aktivitäten 

an unterschiedlichste Vorgaben halten. Ziele dieser Kategorie tragen zur Ein-

haltung unternehmensspezifischer, gesetzlicher und vertraglicher Regelungen 

bei.  

Risiken müssen sowohl auf Unternehmensebene als auch auf Prozessebene analy-

siert werden, wobei die Risiken auf Prozessebene mit denen auf Unternehmensebene 

kompatibel sein sollten. Zur Identifikation der Risiken gibt es unterschiedliche qualita-

tive und quantitative Methoden. Die Bewertung der Risiken erfolgt über die Analyse der 

Auswirkung und der Wahrscheinlichkeit eines Ereignisses. Darüber hinaus muss un-

tersucht werden, welche Maßnahmen zur Verfügung stehen, um das Risiko zu mana-

gen. Die Risikobeurteilung ist ein laufender, sich ständig wiederholender Prozess. 

¶ Kontrollaktivitäten (Control Activities):213  

Durch Kontrollaktivitäten wird im ganzen Unternehmen und auf allen Ebenen sicherge-

stellt, dass die Entscheidungen der Unternehmensführung beachtet und notwendige 

Maßnahmen zur Risikominderung durchgeführt werden, damit das Unternehmen seine 

Ziele erreichen kann. Kontrollaktivitäten bestehen i.d.R. aus zwei Elementen, nämlich 

1) eine Richtlinie oder Vorgabe, die festlegt, was getan werden soll (Soll-Vorgabe) und 

2) Verfahren zur Umsetzung der Richtlinie. Die genaue Ausgestaltung der Kontrollen 

variiert je nach Unternehmen, allerdings bilden sie immer einen wichtigen Teil des Zie-

lerreichungsprozesses eines Unternehmens. Einige von vielen Beispielen für Kon-

trollaktivitäten sind Plan-Ist-Vergleiche, Checklisten, Bestätigungen, Verifizierungen, 

Funktionstrennung von Rollen und Verantwortlichkeiten, Checklisten oder physische 

Kontrollen wie Zugangsbeschränkungen zu materiellen Vermögensgegenständen. Es 

existieren unterschiedliche Systematisierungen für Kontrollen, von denen drei bedeu-

tende Klassifizierungen in der Tabelle 1 überblicksartig dargestellt sind. Am verläss-

lichsten sind automatisierte, präventive Kontrollen, wohingegen manuelle, aufde-

ckende Kontrollen am wenigsten verlässlich und damit auch am wenigsten wünschens-

wert sind.  

 

 

 

 

 
213 Vgl. Bungartz (2014), S. 64-69; vgl. COSO (1994), S. 49-57; vgl. Paetzmann (2005), S. 274. 
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Klassifizierung Beschreibung 

Manuelle vs. auto-

matische Kontrollen 

Manuelle Kontrollen werden durch eine oder mehrere Personen 

durchgeführt, automatische Kontrollen hingegen erfolgen durch ein 

IT-System. Mischformen sind möglich. 

Präventive vs. detek-

tive Kontrollen  

Vorbeugende (präventive) Kontrollen verhindern das Auftreten von 

Fehlern. Aufdeckende (detektive) Kontrollen legen bereits eingetre-

tene Fehler offen, sodass diese korrigiert werden können. 

Primäre vs. sekun-

däre Kontrollen 

Primäre Kontrollen sind entscheidend zur Minderung eines Risikos 

und haben weitreichende Konsequenzen. Sekundäre Kontrollen ver-

mindern ebenfalls das Risiko, sind aber weniger entscheidend und 

können leichter ersetzt werden. 

Tabelle 1: Systematisierung von Kontrollaktivitäten.214 

¶ Information und Kommunikation (Information and Communication):215  

Die für die unternehmerischen Entscheidungen erforderlichen Informationen müssen 

in geeigneter und zeitgerechter Form identifiziert, erfasst und an die zuständigen Per-

sonen weitergeleitet werden, sodass diese ihre Verantwortung wahrnehmen können. 

Die Komponente Information und Kommunikation steht somit in engem Verhältnis zu 

den anderen vier COSO-Komponenten. Das Informationssystem eines Unternehmens 

muss neben internen Daten auch externe Quellen, wie z.B. marktspezifische Trends, 

berücksichtigen. Die Qualität der Informationen beeinflusst die Fähigkeit des Manage-

ments angemessene Entscheidungen zur Steuerung der Unternehmensaktivitäten zu 

treffen. Geeignete, aktuelle und richtige Daten sollten deshalb jederzeit verfügbar sein. 

Das Rechnungslegungssystem bildet einen Teilbereich des betrieblichen Informations-

systems.  

Kommunikation ist ein inhärenter Bestandteil des Informationssystems. Die Unterneh-

mensführung muss allen Mitarbeitern, insbesondere den verantwortlichen Führungs-

kräften, ihre Verantwortung im IKS eindeutig aufzeigen. Jeder Mitarbeiter muss die re-

levanten Aspekte des IKS kennen und verstehen, wie die internen Kontrollen funktio-

nieren und welche Rolle sie in diesem System einnehmen. Effektive Kommunikation 

sollte nicht nur von oben nach unten (down-stream), sondern auch von unten nach 

oben (up-stream) sowie quer (cross-stream) erfolgen. Neben interner ist auch externe 

Kommunikation, z.B. mit Kunden, notwendig. Zudem müssen auch externen Parteien 

alle relevanten Informationen in geeigneter Weise zur Verfügung gestellt werden.  

¶ Überwachung (Monitoring):216  

Aufgrund äußerer und interner Entwicklungen und Einflüsse kann eine Änderung der 

internen Kontrollen im Zeitverlauf notwendig werden. Durch Überwachungsmaßnah-

 
214 Vgl. Bungartz (2014), S. 65f. 
215 Vgl. Bungartz (2014), S. 70-72; vgl. COSO (1994), S. 59-67; vgl. IDW (2017), PS 261 n.F., S. 13. 
216 Vgl. Bungartz (2014), S. 73-77; vgl. COSO (1994), S. 69-78.  
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men soll die Qualität und Wirksamkeit des IKS geprüft und sofern notwendig Anpas-

sungen veranlasst werden. Die Wirksamkeit des Systems kann auf zwei Arten über-

wacht werden, 1) durch laufende, prozessintegrierte Überwachung und 2) durch ge-

sonderte Beurteilung, vor allem durch die interne Revision. Auch eine Kombination bei-

der Aktivitäten ist möglich. Die Art und Häufigkeit der gesonderten Überwachung ist 

abhängig von der Risikobeurteilung und der Effektivität der laufenden Überwachung. 

Festgestellte Schwächen sollten über die Berichtswege nach oben kommuniziert wer-

den, erhebliche Mängel direkt an die Geschäftsleitung und das Überwachungsorgan.  

Die Komponenten stellen eine Voraussetzung für die Zielerreichung des Unternehmens dar. 

Dieser Zusammenhang kann anhand einer dreidimensionalen Matrix, dem sog. COSO-Würfel, 

dargestellt werden. Die drei Zielkategorien bilden dabei die vertikalen Spalten, die Komponen-

ten werden in Reihen dargestellt und die Unternehmensbereiche, auf die sich die internen 

Kontrollen beziehen, bilden die dritte Dimension der Matrix. Für die Wirksamkeit des IKS ist es 

wichtig, dass alle Komponenten vorhanden und effektiv sind. Eine Fokussierung auf einzelne 

Zielsetzungen oder Unternehmensbereiche ist allerdings möglich.217 

Die Vorgaben des COSO zur internal control werden weltweit anerkannt. Auch Aufsichtsbe-

hörden empfehlen zur Erfüllung gesetzlicher Anforderungen die Anwendung des Rahmenwer-

kes.218 Zudem fand es Eingang in unterschiedliche Prüfungsstandards der Wirtschaftsprüfer, 

wie dem bereits ausgeführten PS 261 n.F. des IDW.219 Auch ein IKS nach COSO kann aller-

dings keine absolute Sicherheit für die Erreichung der Unternehmensziele gewähren. Die Wirk-

samkeit der internen Kontrollen wird beispielsweise durch menschliche Schwächen, das be-

wusste Umgehen der Kontrollen oder wirtschaftliche Gesichtspunkte begrenzt.220 

2.2.1.3 Internal Control ï Integrated Framework 2013 

Als Reaktion auf eine sich ändernde Unternehmensumwelt und die steigende Bedeutung der 

Stakeholder-Interessen, wurde das ursprüngliche COSO-Rahmenwerk von 1992 angepasst 

und 2013 in seiner neuen Version veröffentlicht. Diese behält die ursprüngliche Definition der 

internal control mit ihren fünf Komponenten und drei Zielkategorien bei. Der Grundgedanke 

des COSO-Modells bleibt also erhalten und es werden nur einige Erweiterungen und Klarstel-

lungen vorgenommen. Als Ergänzung zum ursprünglichen Rahmenwerk werden Prinzipien für 

alle Komponenten eingeführt, welche die Anforderungen für die Anwender verdeutlichen sol-

len.221 Eine Auflistung der Prinzipien bietet Tabelle 2.  

 

 
217 Vgl. COSO (1994), S. 18-20. 
218 Vgl. SEC (2003), Abschnitt II. B. 3 a). 
219 Vgl. Janvrin et al. (2012), S. 190f.; vgl. Paetzmann (2005), S. 272f. 
220 Vgl. COSO (1994), S. 79. 
221 Vgl. COSO (2013), S. i; vgl. auch Janvrin et al. (2012), S. 191. 
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Komponente Prinzipien 

Kontrollumfeld 1. Die Organisation bekennt sich zu Integrität und ethischen Werten. 

2. Das Überwachungsorgan ist unabhängig vom Management und überwacht 

die Entwicklung und Funktionsfähigkeit der internen Kontrollen. 

3. Das Management etabliert ï unter der Aufsicht des Überwachungsorgans 

ï Strukturen, Berichtslinien sowie angemessene Befugnisse und Verant-

wortlichkeiten zur Verfolgung der Unternehmensziele. 

4. Die Organisation demonstriert ein Bekenntnis zur Einstellung, Entwicklung 

und Bindung von kompetenten Personen in Übereinstimmung mit den Un-

ternehmenszielen. 

5. Die Organisation überträgt Individuen die Rechenschaftspflicht für ihre in-

ternen Kontrollen zur Verfolgung der Unternehmensziele.  

Risikobeurteilung 6. Die Organisation beschreibt zur Identifikation und Beurteilung damit ver-

bundener Risiken die Unternehmensziele mit der notwendigen Klarheit. 

7. Die Organisation identifiziert mit der Erreichung von Unternehmenszielen 

verbundene Risiken auf Unternehmensebene und führt eine Risikoanalyse 

als Basis für die Risikosteuerung durch.  

8. Die Organisation berücksichtigt die Möglichkeit für dolose Handlungen bei 

der Beurteilung der mit der Erreichung der Unternehmensziele verbunde-

nen Risiken.  

9. Die Organisation identifiziert und beurteilt Veränderungen, die einen we-

sentlichen Einfluss auf das IKS haben könnten. 

Kontrollaktivitä-

ten 

10. Die Organisation selektiert und entwickelt Kontrollaktivitäten, die zur Risi-

koverminderung beitragen und die Erreichung der Unternehmensziele auf 

ein akzeptables Niveau bringen. 

11. Die Organisation selektiert und entwickelt generelle IT-Kontrollen zur Un-

terstützung der Erreichung von Unternehmenszielen. 

12. Die Organisation implementiert Kontrollaktivitäten mit Hilfe von Regelun-

gen zur Dokumentation von Erwartungen und Verfahren zur Umsetzung 

der Regelungen.  

Information und 

Kommunikation 

13. Die Organisation beschafft oder generiert und nutzt relevante und qualifi-

zierte Informationen zur Unterstützung der Funktionsfähigkeit von internen 

Kontrollen. 

14. Die Organisation kommuniziert intern die notwendigen Informationen (inkl. 

der Ziele und Verantwortlichkeiten für interne Kontrollen) zur Unterstützung 

der Funktionsfähigkeit von internen Kontrollen. 

15. Die Organisation kommuniziert mit externen Gruppen notwendige Informa-

tionen zur Unterstützung der Funktionsfähigkeit interner Kontrollen. 

Überwachung 16. Die Organisation selektiert, entwickelt und führt laufende und / oder geson-

derte Beurteilungen durch zur Sicherstellung der Existenz und Funktions-

fähigkeit aller Komponenten eines IKS. 

17. Die Organisation evaluiert und kommuniziert interne Kontrollschwächen 

zeitnah an die für Korrekturmaßnahmen verantwortlichen Stellen und ï so-

weit angemessen ï die Unternehmensführung und das Überwachungsor-

gan. 

Tabelle 2: Prinzipien der internen Kontrollen nach COSO 2013.222 

 
222 COSO (2013), S. 6f.; deutsche Übersetzung: Bungartz (2014), S. 82-90. 
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Auch wenn die Zielkategorien gleich geblieben sind, gibt es Änderungen bei den reporting-

Zielen, da die aktualisierte Version des COSO-Rahmenwerkes diese Kategorie nicht mehr nur 

auf die finanzielle Berichterstattung bezieht. Vielmehr sollen die internen Kontrollen darüber 

hinaus auch die Richtigkeit der nicht-finanziellen externen und internen Berichte sicherstel-

len.223 Des Weiteren wurden folgende Konkretisierungen und Erweiterungen vorgenommen:224  

¶ Die Voraussetzungen für ein wirksames IKS werden präzisiert: es ist notwendig, dass 

alle Komponenten und relevanten Prinzipien vorhanden und funktionsfähig sowie in 

einem ganzheitlichen System aufeinander abgestimmt sind.  

¶ Es wird stärker betont, dass die Festlegung von Zielen nicht Teil des IKS ist, aber eine 

notwendige Voraussetzung für die Einführung eines wirksamen IKS darstellt. 

¶ Der zunehmenden Bedeutung der IT und ihr Einfluss auf das IKS wird Rechnung ge-

tragen und es wird ein Prinzip (Nr. 11), das sich auf die Rolle der IT fokussiert, inkludi-

ert. 

¶ Es werden Governance-Aspekte wie die Rolle des Überwachungsorgans stärker her-

vorgehoben.  

¶ Unterschiedliche Geschäftsmodelle und Organisationsstrukturen sowie der Einbezug 

von externen Geschäftspartnern werden stärker miteinbezogen. 

¶ Die Bedeutung von Fraud-Risiken wird betont und es wird explizit auf dolose Handlun-

gen hingewiesen (Nr. 8). 

2.2.2 COBIT 5 

Das COBIT-Rahmenwerk unterscheidet sich von anderen Rahmenwerken dahingehend, dass 

es sich auf die Einrichtung interner Kontrollen in einem spezifischen Bereich, der IT, bezieht. 

Es ist kein autonomes Rahmenwerk zur Einrichtung von internen Kontrollen, kann aber in 

Kombination mit beispielsweise COSO ein wertvolles Instrument darstellen.225 COBIT war ur-

sprünglich eine Abkürzung und stand für Control Objectives for Information and related Tech-

nology, wird aber heute nicht mehr als Akronym, sondern als Eigenname gebraucht. Es wird 

von der Information Systems Audit and Control Association (ISACA) herausgegeben. Die erste 

Version des Rahmenwerkes erschien 1996 und wurde seitdem kontinuierlich weiterentwickelt. 

Ursprünglich ein Rahmenwerk für IT-Prüfungen, ist es in seiner fünften Version ein umfangrei-

ches Instrument zur Steuerung der Unternehmens-IT, das auch weitere Standards und Rah-

menwerke integriert.226 Es ist ein weltweit anerkanntes Rahmenwerk, das aus Richtlinien und 

unterstützenden Instrumenten besteht.227 

 
223 Vgl. COSO (2013), S. i; vgl. Janvrin et al. (2012), S. 191. 
224 Vgl. EY (2014a), S. 6. 
225 Vgl. Rubino / Vitolla (2014), S. 754. 
226 Vgl. Harmer (2013), S. 37-40. 
227 Vgl. Bernard (2012), S. 7. 
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COBIT 5 basiert auf zwei Konzepten, nämlich fünf Prinzipien und sieben Enabler (deutsch 

etwa: Ermöglicher, d.h. Faktoren, die ausschlaggebend für die Zielerreichung sind). Die fünf 

Prinzipien lauten:228 

1) Erfüllung der Anforderungen von Stakeholdern: Bei der Entscheidungsfindung sollten 

die Anforderungen aller Stakeholder berücksichtigt werden. Wertschöpfung für die An-

spruchsgruppen entsteht durch eine Ausgewogenheit von Nutzenrealisierung, Opti-

mierung von Risiken und Ressourcenverwendung. 

2) Abdeckung der gesamten Organisation: COBIT 5 fokussiert nicht nur auf die IT-Funk-

tion, sondern berücksichtigt alle Funktionen. Die IT-Governance wird in die allgemeine 

Governance des Unternehmens integriert. Dieser end-to-end Governance-Ansatz hat 

das Ziel der Wertsteigerung des Unternehmens, das mit Hilfe der Enabler erreicht wer-

den soll. Dabei kann sowohl das ganze Unternehmen als auch einzelne Teile im Scope 

der Governance sein. Ebenfalls zu berücksichtigen sind die beteiligten Rollen, wie die 

Stakeholder oder das Management. 

3) Anwendung eines einheitlichen, integrierten Rahmenwerkes: COBIT integriert unter-

schiedliche Standards und dient somit als einheitliches Rahmenwerk mit einem unter-

nehmensweiten Ansatz. 

4) Schaffung eines ganzheitlichen Ansatzes: Für eine effiziente und effektive Governance 

der IT ist ein ganzheitlicher Ansatz notwendig, nicht nur die Fokussierung auf Pro-

zesse. COBIT identifiziert sieben miteinander verbundene Faktoren, die bedeutend für 

die Erreichung der Unternehmensziele sind, die Enabler:  

a. Prinzipien, Richtlinien und Rahmenwerke 

b. Prozesse 

c. Organisationsstrukturen 

d. Kultur, Ethik und Verhalten 

e. Informationen 

f. Service, Infrastruktur und Anwendungen 

g. Mitarbeiter, Fähigkeiten und Kompetenzen 

5) Abgrenzung von Governance und Management: Governance stellt sicher, dass die Be-

dürfnisse der Stakeholder ermittelt werden, um die Unternehmensziele zu bestimmen. 

Zudem gibt sie eine Zielrichtung durch Prioritätensetzung und Entscheidungsprozesse 

vor und überwacht die Performance sowie die Einhaltung dieser Vorgaben. Gover-

nance beinhaltet also die drei grundlegenden Aktivitäten Evaluieren, Vorgeben und 

Überwachung. Management hingegen plant, implementiert, betreibt und überwacht Ak-

tivitäten nach den Vorgaben der Governance. Für diese Aktivitäten wurden insgesamt 

37 typische Unternehmensprozesse identifiziert, die in fünf Domänen gegliedert sind. 

 
228 Für die fünf Prinzipien vgl. Bungartz (2014), S. 111f.; vgl. ISACA (2012), S. 14; vgl. Harmer (2013), S. 46-61. 
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Diese Prozesse werden im sog. Prozessreferenzmodell dargestellt, das als Orientie-

rung für die Unternehmen dienen soll und je nach spezifischen Bedürfnissen angepasst 

werden kann. 

Ein wesentlicher Aspekt des COBIT-Rahmenwerkes ist die Ziel-Kaskade. In vier Schritten wer-

den aus den Ansprüchen der Stakeholder zunächst allgemeine Governance-Ziele und darauf-

hin generische Unternehmensziele abgeleitet, die in Anlehnung an die Balanced Scorecard 

ermittelt werden. Die Unternehmensziele können dabei den drei Governance-Zielen, Nutzen-

realisierung, Risikomanagement und Optimierung der Ressourcenverwendung zugeordnet 

werden. Da die IT für die Erreichung der Unternehmensziele bedeutend ist, können generische 

IT-bezogene Ziele abgeleitet werden. Um diese IT-Ziele zu erreichen, sind die Enabler not-

wendig. Die Ziel-Kaskade ist das Mapping zwischen den Unternehmenszielen und den IT-

bezogenen Zielen sowie zwischen den IT-bezogenen Zielen und den 37 kritischen Prozessen. 

So können die Unternehmen in Abhängigkeit ihrer Ziele die Einführung, Verbesserung und 

Überwachung der Aktivitäten ihrer IT-Governance priorisieren. Das Modell sollte dabei aller-

dings eher als Richtschnur, denn als konkrete Vorgabe gesehen werden.229  

2.2.3 CoCo und sonstige 

Die kanadische Guidance on Control des Criteria of Control Board (CoCo), einem Ausschuss 

des Canadian Institute of Chartered Accountants, will ebenfalls einen Rahmen für die Imple-

mentierung und Beurteilung von IKS in Unternehmen liefern. Statt der Begrifflichkeit internal 

control verwendet die Guidance lediglich den Term control, der alle Elemente einer Organisa-

tion (inkl. Ressourcen, Systeme, Prozesse, Kultur, Struktur und Aufgaben) umfasst, welche 

die Zielerreichung der Organisation unterstützen.230 Das sog. CoCo-Modell besteht aus 20 

Kriterien, welche die Basis für das Verständnis und die Grundlagen für die Beurteilung der 

Angemessenheit der Kontrolle im Unternehmen bilden. Diese sind eingeteilt in die vier Kate-

gorien 1) Zweck (purpose), 2) Verpflichtung (commitment), 3) Fähigkeit (capability) und 4) 

Überwachung und Lernen (monitoring and learning). Die Anwendung der Kriterien ist dabei 

abhängig vom individuellen Unternehmen und seinen festgelegten Zielen.231 Das Modell ist 

insgesamt ähnlich zum amerikanischen COSO-Rahmenwerk. CoCo bezieht allerdings explizit 

auch die Identifikation und Verfolgung von Chancen und die Anpassungsfähigkeit der Organi-

sation mit ein. Darüber hinaus enthält es zwei Kriterien, die im COSO-Rahmenwerk nicht be-

nannt werden, nämlich das gegenseitige Vertrauen zwischen Menschen und die regelmäßige 

Hinterfragung von Annahmen.232 Erfüllt man die 20 CoCo-Kriterien hat man damit auch die 

 
229 Vgl. Bernard (2012), S. 21-25; vgl. Bungartz (2014), S. 116; vg. ISACA (2012), S. 17-20. 
230 Vgl. CoCo (1995), S. iii, 2; vgl. auch Ruud / Jenal (2005), S. 456. 
231 Vgl. CoCo (1995), S. 8f. 
232 Vgl. CoCo (1995), S. 27f. 
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Anforderungen der fünf COSO-Komponenten erfüllt.233 Das CoCo-Modell ist insgesamt einfa-

cher gehalten als COSO, was alleine durch den Umfang deutlich wird. Mit der Neuauflage des 

COSO Integrated Framework 2013 haben sich beide Vorgaben noch weiter angeglichen, da 

die Einführung der 17 Prinzipien zu den fünf Komponenten sehr ähnlich zu den 20 Kriterien 

von CoCo sind.  

Neben den vorgestellten Rahmenwerken gibt es noch eine Reihe weiterer Empfehlungen und 

Vorschläge zur Umsetzung eines wirksamen IKS. Beispiele sind das englische Turnbull Model, 

das französische AMF Model oder das Basel Model des Basler Ausschusses für Bankenauf-

sicht.234 Da diese Modelle allerdings weniger verbreitet sind als das COSO-Modell und zudem 

Ähnlichkeiten zu diesem aufweisen,235 wird im Folgenden auf eine Darstellung weiterer Rah-

menwerke verzichtet. 

2.3 Gesetzgebung 

2.3.1 Rechtslage in Deutschland und Europa 

2.3.1.1 KonTraG 

Seit Mitte der 1990er Jahre wird das IKS bzw. Aspekte der Corporate Governance auch zu-

nehmend durch die Gesetzgebung von den Unternehmen gefordert. In Deutschland sind ins-

besondere das Aktiengesetz (AktG) und das Handelsrecht (Handelsgesetzbuch, HGB) maß-

geblich, die durch drei Artikelgesetze, das Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unterneh-

mensbereich (KonTraG), das Transparenz- und Publizitätsgesetz (TransPuG) und das Bilanz-

rechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) erweitert und aktualisiert wurden.236 Zusätzlich gibt es 

gesetzliche Anforderungen für einzelne Branchen, wie die Anforderungen zum IKS im Kredit-

wesengesetz237 für Banken oder im Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG)238 für Versicherungs-

unternehmen, auf das im Folgenden noch ausführlich eingegangen wird. Zunächst sollen al-

lerdings branchenunabhängige Anforderungen betrachtet werden. Neben den gesetzlichen 

Anforderungen existieren weitere sog. Soft Laws, die zwar nicht gesetzlich fixiert sind, aber 

gesetzesähnlichen Charakter aufweisen. Hervorzuheben ist insbesondere der Deutsche Cor-

porate Governance Kodex (DCGK).239  

Die 1995 durch das Bundesfinanzministerium veröffentlichten Grundsätze ordnungsgemäßer 

DV-gestützter Buchführungssysteme (GoBS), die eine Erläuterung der unbestimmten Grunds-

 
233 Vgl. CoCo (1995), S. 1, 30. 
234 Vgl. Briciu et al. (2014), S. 1018. 
235 Vgl. Danescu (2013), S. 18-21, zitiert nach Briciu et al. (2014), S. 1018f. 
236 Vgl. Burger / Schmelter (2012), S. 46. 
237 Vgl. § 25a Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 KWG. 
238 Vgl. § 29 VAG. 
239 Vgl. Müller (2007), S. 205. 
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ätze ordnungsgemäßer Buchführung im Hinblick auf die elektronische Buchführung darstell-

ten, enthielten erstmals eine Definition des IKS, waren allerdings nicht gesetzlich fixiert.240 

Richtungsweisend war das 1998 in Kraft getretene KonTraG, dessen Ziele es waren, die Rolle 

des Aufsichtsrates zu stärken, Transparenz zu schaffen und die Kontrolle durch die Jahres-

hauptversammlung, Wirtschaftsprüfer und Banken zu verbessern.241  

Mit dem KonTraG wurde u.a. der § 91 Abs. 2 in das AktG eingefügt,242 in dem die Leitungs- 

und Überwachungsaufgaben des Vorstandes explizit formuliert werden.243 Dem AktG unterlie-

gen zwar in erster Linie Aktiengesellschaften, allerdings gibt es auch eine Ausstrahlungswir-

kung auf andere Gesellschaften, insbesondere Gesellschaften mit beschränkter Haftung.244 

Konkret wird gefordert: ĂDer Vorstand hat geeignete MaÇnahmen zu treffen, insbesondere ein 

Überwachungssystem einzurichten, damit den Fortbestand der Gesellschaft gefährdende Ent-

wicklungen fr¿h erkannt werden.ñ245 In der Begründung zum KonTraG wird die Einrichtung 

einer unternehmensinternen Kontrolle, nämlich interne Revision und Controlling, durch den 

Vorstand als entscheidend für die erste Ebene eines mehrstufigen Kontrollsystems angese-

hen. Weiter wird bezüglich des § 91 Abs. 2 angeführt, dass der Vorstand Ăf¿r ein angemesse-

nes Risikomanagement und f¿r eine angemessene interne Revision zu sorgenñ246 hat. Kon-

krete Hinweise zur Umsetzung der Anforderungen werden bewusst nicht gegeben.247 LÜCK 

leitet aus den gesetzlichen Anforderungen die Verpflichtung zur Einrichtung eines Risikoma-

nagementsystems bestehend aus den Elementen internes Überwachungssystem (bestehend 

aus organisatorischen Sicherungsmaßnahmen, interne Revision, Kontrollen), Controlling und 

Frühwarnsystem ab.248 Mit der Wandlung des Begriffsverständnisses des IKS kann der § 91 

Abs. 2 allerdings auch als gesetzliche Grundlage zur Einrichtung eines erweiterten IKS ange-

sehen werden.249   

Insgesamt sind mit Inkrafttreten des KonTraG die unterschiedlichen Governance-Konzepte ï 

wie Risikomanagement, Controlling oder Kontrolle ï zwar gesetzlich verankert, genaue Vor-

gaben hinsichtlich Ausgestaltung, Einordnung oder Abgrenzung werden allerdings nicht gege-

ben. Die gesetzlichen Anforderungen des § 91 Abs. 2 AktG sind sowohl durch die Einrichtung 

eines umfassenden Risikomanagementsystems als auch eines umfassenden IKS erfüllbar. Es 

bleibt somit den Unternehmen überlassen, diese Systeme in Abhängigkeit ihrer speziellen Ri-

siko- und Unternehmenssituation in ein gesamtheitliches Konzept zu implementieren. 

 
240 Vgl. Pott / Wömpener (2007), S. 410; vgl. auch GoBS (1995), Nr. 4.  
241 Vgl. Pott / Wömpener (2007), S. 410f. 
242 Vgl. Art. 1, Nr. 9 c) KonTraG. 
243 Vgl. Pollanz (2001), S. 1317. 
244 Vgl. Welge / Eulerich (2014), S. 115; siehe auch Bundesregierung (1998), S. 15. 
245 § 91 Abs. 2 AktG. 
246 Bundesregierung (1998), S. 15. 
247 Vgl. Bundesregierung (1998), S. 11, 15. 
248 Vgl. Lück (2001b), S. 23f. 
249 Vgl. auch Burger / Schmelter (2012), S. 53 
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2.3.1.2 TransPuG und DCGK 

Das TransPuG änderte mit seinem Inkrafttreten 2002 erneut das AktG und das HGB. Das 

Hauptziel dieses Artikelgesetzes ist die Verbesserung der Corporate Governance, wobei ins-

besondere die Tätigkeit des Aufsichtsrates im Fokus steht.250 Als neue Anforderung wurde mit 

dem TransPuG der § 161 in das AktG eingefügt.251 Dieser verpflichtet den Vorstand und Auf-

sichtsrat börsennotierter Gesellschaften, eine Erklärung zum DCGK abzugeben, in der darge-

stellt werden muss, welchen Empfehlungen des Kodex gefolgt werden und welche nicht an-

gewendet werden (sog. Ăcomply or explainñ-Verfahren252).253  

Der DCGK ist ein seit 2002 gültiger Kodex,254 der jährlich überprüft und ggfs. aktualisiert 

wird.255 Er enthält die wesentlichen gesetzlichen Vorschriften zur Leitung und Überwachung 

börsennotierter Unternehmen und zudem anerkannte Standards für eine verantwortungsvolle 

Unternehmensführung. Die im Kodex enthaltenen Empfehlungen und Anregungen müssen 

von den Unternehmen nicht zwingend angewendet werden, sondern es kann begründet (Emp-

fehlungen) bzw. unbegründet (Anregungen) davon abgewichen werden. Hauptziel des Kodex 

ist die Schaffung von Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Corporate Governance Sys-

tems.256 Das IKS nimmt im Kodex nur eine sehr untergeordnete Rolle ein, nämlich lediglich im 

Zusammenhang mit dem vom Aufsichtsrat einzurichtenden Prüfungsausschuss, der u.a. die 

Wirksamkeit des IKS überwachen muss.257 

2.3.1.3 BilMoG und 8. EU-Richtlinie 

Das BilMoG schließlich setzte im Jahr 2009 die europaweit geltende 8. EU-Richtlinie über die 

Abschlussprüfung von Jahresabschlüssen in nationales Recht um.258 Diese Richtlinie, die in 

Anlehnung an den US-amerikanischen Sarbanes-Oxley Act auch Euro-SOX genannt wird,259 

verfolgt das Ziel, die Abschlussprüfung europaweit zu harmonisieren und das Vertrauen in die 

Jahresabschlüsse und deren Prüfung zu stärken.260 Durch die Einrichtung eines Prüfungsaus-

schusses und eines funktionierenden IKS soll die Qualität der Rechnungslegung gesteigert 

werden.261  

Das BilMoG setzte diese Anforderung um, indem es den § 107 Abs. 3 Satz 2 in das AktG 

integrierte.262 Hiernach sind die Aufgaben des Pr¿fungsausschusses die Ă¦berwachung des 

 
250 Vgl. Welge / Eulerich (2014), S. 118f. 
251 Vgl. Art. 1, Nr. 16 TransPuG. 
252 Vgl. DCGK (2017), S. 2. 
253 Vgl. § 161 AktG. 
254 Vgl. Müller (2007), S. 205.  
255 Vgl. DCGK (2017), S. 2. 
256 Vgl. DCGK (2017), S. 1f. 
257 Vgl. DCGK (2017), S. 10; zum Prüfungsausschuss vgl. auch § 107 Abs. 3 AktG. 
258 Vgl. Menden / Kralisch (2008), S. 238. 
259 Vgl. Menden / Kralisch (2008), S. 235. 
260 Vgl. Pfitzer et al. (2008), S. 32. 
261 Vgl. Richtlinie 2006/43/EG, Erwägungsgrund 24. 
262 Vgl. Art. 5 Nr. 4 a) BilMoG. 
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Rechnungslegungsprozesses, der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des Risikoma-

nagementsystems und des internen Revisionssystems sowie der Abschlusspr¿fung (é).ñ263 

Im Rahmen der Abschlussprüfung wurde die Anforderung ergänzt, dass die Abschlussprüfer 

auch über wesentliche Schwächen des IKS und Risikomanagementsystems der Rechnungs-

legung berichten müssen.264 Konkrete Hinweise zur Prüfung des IKS im Rahmen der Ab-

schlussprüfung gibt der bereits beschriebene Prüfungsstandard 261 n.F. des IDW.265 Darüber 

hinaus erweiterte das BilMoG das HGB und es entstand mit den §§ 289 und 315 HGB für 

kapitalmarktorientierte Unternehmen die Pflicht, im (Konzern-)Lagebericht die wesentlichen 

Merkmale des IKS und des Risikomanagementsystems bezogen auf die Rechnungslegung zu 

beschreiben.266  

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das IKS in der nicht branchenspezifischen deutschen 

Gesetzgebung zwar verankert ist, allerdings nur wenige und zudem unkonkrete Vorschriften 

gemacht werden. Die Anforderungen zur Prüfung des IKS im Rahmen des Jahresabschlusses 

beschränken sich zudem auf das rechnungslegungsbezogene IKS. Grundsätzlich überlassen 

es die Gesetzgeber den Unternehmen, ihr Governance-System auszugestalten, die einzelnen 

Elemente aufeinander abzustimmen und voneinander abzugrenzen. 

2.3.2 Rechtslage in den USA ï SOX 

Die wohl bekannteste gesetzliche Anforderung an ein IKS bzw. das Governance-System von 

Unternehmen ergibt sich aus dem 2002 in Kraft getretenen US-amerikanischen Sarbanes-

Oxley Act267, der nach dem Senator Paul S. Sarbanes und dem Kongressabgeordneten Mi-

chael G. Oxley benannt ist, und eine umfassende Reform des US-amerikanischen Kapital-

marktrechtes bedeutete. Das Gesetz war eine Reaktion auf zahlreiche Unternehmensskan-

dale, die auf eine unzureichende Corporate Governance zurückzuführen waren.268 In unmittel-

barem Zusammenhang stehen vor allem der Zusammenbruch des Energiekonzerns Enron 

Ende 2001 und der Skandal um das Telekommunikationsunternehmen WorldCom Mitte 

2002.269 Das Gesetz zog auch in anderen Ländern ähnliche oder daran angelehnte Regelun-

gen zur Corporate Governance nach sich. Dazu zählen die bereits erwähnte 8. EU-Richtlinie 

oder Company Acts in Australien und dem Vereinigten Königreich.270  

SOX stellt diverse Anforderungen an die Corporate Governance von börsennotierten Unter-

nehmen, die unter Aufsicht der Securities and Exchange Commission (SEC) stehen. Da das 

 
263 § 107 Abs. 3 Satz 2 AktG. 
264 Vgl. Art. 5 Nr. 10 BilMoG. 
265 Vgl. Kapitel 2.1.4.2. 
266 Vgl. Art. 1 Nr. 34 c) BilMoG; vgl. Art. 1 Nr. 54 a) bb) BilMoG. 
267 Public Law 107-204, An Act to protect investors by improving the accuracy and reliability of corporate disclosures 
made pursuant to the securities laws, and for other purposes. 
268 Vgl. Glaum et al. (2006a), S. 206. 
269 Vgl. Zhang (2007), S. 79. 
270 Vgl. Rubino / Vitolla (2014), S. 737. 



- 67 - 
 

Gesetz allerdings auch für Tochterunternehmen einer betroffenen Gesellschaft gilt, können 

auch deutsche Unternehmen, die nicht an der US-Börse notiert sind, unter die Gesetzgebung 

fallen. Ziel des SOX ist es, die Finanzberichterstattung zu verbessern und über verschärfte 

Publizitätspflichten das Vertrauen der Anleger in die Unternehmen zu stärken.271 Die Details 

des Gesetzes werden durch sog. final rules geregelt, die von der SEC veröffentlicht werden 

und rechtsverbindlich sind.272 Die Vorschriften sind in insgesamt elf Abschnitte unterteilt, die 

in nachfolgender, von MENZIES übernommener Tabelle 3 überblicksartig dargestellt sind. 

Abschnitt Oberthema Erläuterung 

I Public Company Accounting 
Oversight Board (PCAOB) 

Festlegung von Organisation und Aufgabenbereich 
des Aufsichtsgremiums über die Rechnungslegung 
der in den USA gelisteten Unternehmen 

II Auditor Independence Bestimmungen zur Unabhängigkeit der Wirtschafts-
prüfer 

III Corporate Responsibility Erläuterungen und Erweiterung der Verantwortlich-
keiten der einzelnen Unternehmen 

IV Enhanced Financial Disclo-
sures 

Festlegung von erweiterten Veröffentlichungspflich-
ten für Finanzinformationen  

V Analyst Conflicts of Interests Vorschriften zur Verhinderungen von Interessen-
konflikten bei Finanzanalysten 

VI Commission Ressources and 
Authority 

Einzelregelungen bezüglich Finanzierung und Be-
fugnissen der SEC 

VII Studies and Reports Festlegung der Themen, zu denen US-Behörden 
Studien und Berichte zu erstellen haben 

VIII Corporate and Criminal Fraud 
Accountability 

Regelungen zu Informantenschutz (Fraud) und er-
weiterten Aufbewahrungspflichten für Dokumente 

IX White-Collar Crime Penalty 
Enhancements 

Verschärfung der strafrechtlichen Bestimmungen 
bei unrichtiger eidesstattlicher Bestätigung 

X Corporate Tax Returns Festlegung zur Unterzeichnung der Steuererklä-
rung durch den CEO 

XI Corporate Fraud Accountability Bestimmungen zur Verantwortlichkeit der Ge-
schäftsleitung im Falle von Unregelmäßigkeiten 

Tabelle 3: Abschnitte des Sarbanes Oxley Act.273 

Aus den diversen Regelungen sind insbesondere die Sections (Sec.) 302 und 404 als Kern-

elemente des SOX hervorzuheben, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem IKS ste-

hen.274 In Sec. 302 ist geregelt, dass die Unternehmensleitung, genauer der CEO und der 

CFO, die Korrektheit und Vollständigkeit des Berichtswesens mittels eidesstattlicher Erklärung 

bestätigen müssen. Um dies sicherstellen zu können, müssen geeignete Kontrollmaßnahmen 

eingerichtet werden, welche die Verarbeitung und rechtzeitige Veröffentlichung wesentlicher 

 
271 Vgl. Biel (2005), S. 15; vgl. Glaum et al. (2006a), S. 206f. 
272 Vgl. Welge / Eulerich (2014), S. 132. 
273 Menzies (2004), S. 14f. 
274 Vgl. Welge / Eulerich (2014), S. 133f. 
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Informationen gewährleisten. Zudem bestätigen die Führungskräfte, dass das rechnungsle-

gungsbezogene IKS innerhalb der letzten 90 Tage hinsichtlich seiner Wirksamkeit überprüft 

und dass wesentliche Mängel oder Fraud offengelegt wurden.275 

Sec. 404 verpflichtet die Unternehmen, einen IKS-Bericht in den Jahresabschluss zu integrie-

ren, in dem die Verantwortlichkeiten des Managements hinsichtlich des rechnungslegungsbe-

zogenen IKS dargestellt werden und in dem dessen Wirksamkeit beurteilt wird. Darüber hinaus 

wird festgelegt, dass die Beurteilung des IKS durch den Abschlussprüfer zu überprüfen und 

zu kommentieren ist. Ziel der Regelungen ist es, die Korrektheit der Finanzberichterstattung 

sicherzustellen und eine Fehlinformation der Investoren zu verhindern.276 In den Regelungen 

werden keine Hinweise zur konkreten Umsetzung der Anforderungen gegeben. Allerdings 

führt die SEC in ihren final rules aus, dass eine Implementierung und Überprüfung des rech-

nungslegungsbezogenen IKS nach dem COSO-Rahmenwerk die gestellten Anforderungen 

erfüllt.277 Der Umsetzungsaufwand zur erstmaligen Erfüllung der Normen zum IKS war insge-

samt sehr hoch.278 Dies ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass zur Haftungsvermei-

dung des Vorstandes eine detaillierte Dokumentation des rechnungslegungsbezogenen IKS 

erstellt werden musste, die Prozessabbildungen und Ablaufbeschreibungen inkl. eventueller 

Schwachpunkte enthält.279 

Neben diesen beiden Hauptaspekten des SOX sind noch eine Reihe weiterer Anforderungen 

für die Unternehmen besonders relevant. Dazu zählen die Einschränkung prüfungsfremder 

Dienstleistungen durch die Wirtschafsprüfer (Sec. 201), die Einrichtung eines Prüfungsaus-

schusses (Audit Committee) zur Überwachung der Rechnungslegung und der Abschlussprü-

fung (Sec. 301) oder die Verpflichtung zur Implementierung eines Verhaltenskodex (Code of 

Ethics) für die Senior Financial Officers (Sec. 406).280 

Insgesamt sind die Anforderungen zum IKS an die Unternehmen und Konzerne, die an der 

US-amerikanischen Börse gelistet sind, als wesentlich umfassender zu bewerten als die zuvor 

dargestellten nationalen Anforderungen.281 Zwar konnte empirisch bestätigt werden, dass 

SOX die gewünschte Wirkung einer Stärkung des IKS und Verringerung von Betrugsfällen 

erreicht hat,282 dennoch konnten auch nicht beabsichtigte Folgen des Gesetzes nachgewiesen 

werden.283  

 
275 Vgl. Glaum et al. (2006b), S. 187; vgl. Menzies (2004), S. 18f.; vgl. Sec. 302 SOX. 
276 Vgl. Happ / Pott (2007), S. 666; vgl. Hütten / Stromann (2003), S. 2224f.; vgl. Sec. 404 SOX. 
277 Vgl. SEC (2003), Abschnitt II. B. 3 a).  
278 Vgl. Glaum (2006a), S. 206. 
279 Vgl. Hütten / Stromann (2003), S. 2225. 
280 Vgl. Anand (2007), S. 40; vgl. Hütten / Stromann (2003), S. 2223-2227; vgl. Welge / Eulerich (2014), S. 133f. 
281 Vgl. auch Glaum et al. (2006a), S. 210. 
282 Vgl. Patterson / Smith (2007), S. 427. 
283 Vgl. Dah et al. (2014), S. 97. 
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Bei der Darstellung der aktuellen Gesetzeslage hat sich erneut gezeigt, dass es eine enge 

Verknüpfung zwischen dem IKS und anderen Elementen des Governance-Systems gibt und 

durch den Gesetzgeber keine eindeutige Abgrenzung gegeben werden kann. Aus diesem 

Grund soll nachfolgend die Beziehung zwischen dem IKS und verwandten Konstrukten ge-

nauer betrachtet werden.  

2.4 Beziehung des IKS zum Governance-System 

2.4.1 Verhältnis zur Corporate Governance 

Zielsetzung dieses Abschnittes ist es, Konzepte, die dem IKS inhaltlich nahestehen, zu erläu-

tern und von diesem abzugrenzen. Dabei handelt es sich um Corporate Governance, Risiko-

management und dessen unterschiedliche Subsysteme, interne Revision sowie Compliance. 

Für die meisten der nachfolgend beschriebenen Konzepte gibt es keine allgemeingültige De-

finition, sondern es bestehen unterschiedliche Auffassungen über deren Inhalte und Breite. 

Dennoch ist eine Abgrenzung und inhaltliche Einordnung zum IKS sinnvoll, um ein einheitli-

ches Verständnis im Rahmen dieser Arbeit zu schaffen.  

Wie bereits beschrieben, ergibt sich die Notwendigkeit von Corporate Governance Maßnah-

men u.a. aus der Trennung von Eigentum und Verfügungsmacht an Unternehmen, aus der die 

Prinzipal-Agenten-Problematik resultiert.284 Erste Ansätze der Corporate Governance Diskus-

sion gab es bereits in den 1970er und 80er Jahren, aber erst durch die Veröffentlichung des 

sog. Cadbury-Reports im Jahr 1992 intensivierte sich die Diskussion.285 Bis heute ist Corporate 

Governance sowohl in der wissenschaftlichen Theorie als auch in der Praxis ein hochaktuelles 

Thema, das stetig weiterentwickelt wird und auch gesetzlich verankert ist.286  

Aus dem Cadbury-Report stammt auch die international bekannteste Definition von Corporate 

Governance.287 Der Report ist das Resultat eines in den frühen 1990er Jahren einberufenen 

Komitees, das Aspekte der Corporate Governance, die sich auf die Finanzberichterstattung 

und die Rechnungslegung beziehen, untersuchte.288 Hiernach wird Corporate Governance de-

finiert als Ăsystem by which companies are directed and controlledñ289. Ausführlicher definieren 

FREIDANK / PAETZMANN:  

ĂCorporate Governance stellt sich damit als zielgerichtete F¿hrung und ¦berwachung von Un-

ternehmen dar und beinhaltet Mechanismen zur Regelung von Kompetenzen, Schaffung von 

Anreizen, Installierung von Überwachungsprozessen und Koordinierung von Außenbeziehun-

gen des Unternehmens.ñ290  

 
284 Vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S. 2. 
285 Vgl. Böckli (2000), S. 135. 
286 Vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S. 3f. 
287 Vgl. Hopt (2011), S. 4; vgl. auch Berens / Schmitting (2004), S. 59.  
288 Vgl. Cadbury-Report (1992), Nr. 1.2. 
289 Cadbury-Report (1992), Nr. 2.5 
290 Freidank / Paetzmann (2004), S. 2. 
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In einer engen Auffassung der Corporate Governance steht das Verhältnis zwischen Aktionär 

und Management im Vordergrund.291 Dies ist in erster Linie darauf zurückzuführen, dass in 

den USA und Großbritannien weit gestreuter Aktienbesitz dominiert und somit der Aktionärs-

schutz vor Vorstandshandeln eine hervorgehobene Stellung einnimmt.292 Diesem angelsäch-

sischen Verständnis steht das kontinentaleuropäische gegenüber. In dieser weiteren Corpo-

rate Governance Auffassung werden nicht nur die Interessen der Aktionäre, sondern auch die 

Interessen der weiteren Stakeholder des Unternehmens berücksichtigt. Darüber hinaus wer-

den auch Fragen der Binnenorganisation verstärkt beachtet. Mittlerweile kann auch in den 

angelsächsischen Ländern eine Ausdehnung des Begriffs beobachtet werden.293  

Im Allgemeinen wird zwischen internen und externen Corporate Governance Maßnahmen un-

terschieden. Die Einordnung ist abhängig davon, ob die Maßnahmen durch das Unternehmen 

selbst gestaltet werden können oder außerhalb des Unternehmens liegen.294 Externe Corpo-

rate Governance findet vor allem über Märkte statt, auf denen die unterschiedlichen Interessen 

der Akteure durch die Marktkräfte ausgeglichen werden.295 Zu nennen ist etwa der Markt für 

Unternehmenskontrolle, der eine disziplinierende Wirkung auf das Management ausübt: Bei 

einer feindlichen Übernahme verlieren Manager häufig ihre Stellung, weshalb sie einen Anreiz 

haben, Übernahmen so teuer wie möglich zu machen, mithin hohe Aktienkurse zu erzielen.296  

Interne Corporate Governance Mechanismen können durch das Unternehmen selbst und 

seine Eigentümer gesteuert werden. Ein Beispiel für eine solche Maßnahme ist der Aufsichts-

rat einer Aktiengesellschaft, dessen Aufgabe die Überwachung und Kontrolle des Vorstandes 

ist.297 Darüber hinaus hat auch die Eigentümerstruktur Auswirkungen auf die Unternehmens-

führung. Grundsätzlich haben Aktionäre zwei Handlungsmöglichkeiten, wenn sie mit dem Ma-

nagement unzufrieden sind, nämlich den Verkauf ihrer Anteile (Exit) oder die aktive Kontrolle 

(Voice) beispielsweise über die Hauptversammlung. Aktionäre werden sich allerdings nur für 

die aktive Kontrolle entscheiden, wenn ihr erwarteter Nutzen größer ist als die dadurch entste-

henden Kosten. Bei einer weit gestreuten Eigentümerstruktur entsteht eine Free-Rider-Prob-

lematik: Für den einzelnen sind die Kosten höher als der Nutzen. Bei einer konzentrierten 

Eigentümerstruktur hingegen steigt der Anreiz zur aktiven Kontrolle, weshalb das Vorhanden-

sein dieser als förderliche Governance-Maßnahme gesehen wird.298 Auch das IKS ist ein Me-

chanismus, um Informationsasymmetrien zu senken und die Prinzipal-Agenten-Problematik 

 
291 Vgl. Berens / Schmitting (2004), S. 59; vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S.2. 
292 Vgl. Hopt (2011), S. 5. 
293 Vgl. von Werder (2015), S 4; vgl. auch Berens / Schmitting (2004), S. 58f. 
294 Vgl. Brown et al. (2011), S. 99; vgl. Zöllner (2007), S. 16. 
295 Vgl. von Werder (2015), S. 17. 
296 Vgl. Hopt (2011), S. 7. 
297 Vgl. von Werder (2015), S. 17. 
298 Vgl. Zöllner (2007), S. 16f. 
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einzugrenzen. Es bildet somit ebenfalls ein wichtiges Element der internen Corporate Gover-

nance und kann als deren Basis angesehen werden.299  

Zusammenfassend kann Corporate Governance als Oberbegriff gesehen werden, der sowohl 

interne als auch externe Mechanismen beinhaltet. Durch diese unterschiedlichen Maßnahmen 

soll sichergestellt werden, dass die Leitung und Überwachung des Unternehmens im Sinne 

aller Stakeholder erfolgt. Sowohl das IKS nach dem überwachungstheoretischen Verständnis 

als auch das IKS nach dem internal control-Ansatz sind als interne Mechanismen der Corpo-

rate Governance anzusehen, da sie innerhalb des Gestaltungsspielraums des Unternehmens 

liegen und unmittelbar von diesem gesteuert werden können. Das IKS mit seinen unterschied-

lichen Aspekten kann zu einer angemessenen Unternehmensführung und einer Senkung op-

portunistischen Verhaltens der Geschäftsleitung beitragen und damit zu einer Wertsteigerung 

des Unternehmens führen.  

2.4.2 Verhältnis zum Risikomanagement 

2.4.2.1 Risiko, Risikomanagement und Risikomanagementsystem 

Ebenso wie das IKS unterliegen auch das Risikomanagement und das Risikomanagement-

system einem kontinuierlichen Wandel.300 Im Folgenden werden dennoch Grundzüge von Ri-

siko, Risikomanagement und des Risikomanagementsystems sowie in den nachfolgenden Un-

terabschnitten von Risikofrüherkennung, Controlling und des unternehmensübergreifenden 

Risikomanagements dargestellt sowie ihre Beziehung zum IKS untersucht. 

Grundlage des Risikomanagements bilden Risiken, wobei auch der Risikobegriff sowohl in der 

Theorie als auch der Praxis unterschiedlich definiert wird.301 GLEIßNER / ROMEIKE verstehen 

unter Risiken die Ăaus der Unvorhersehbarkeit der Zukunft resultierenden, durch āzufªlligeó 

Stºrungen verursachten Mºglichkeiten, von geplanten Zielwerten abzuweichenñ302. Unter Ri-

siken werden also potentielle Abweichungen von Zielen verstanden, die sowohl positiv 

(Chance) als auch negativ (Gefahr) sein können.303 Diese Unterscheidung zwischen Chancen 

und Gefahren hat in der Literatur vielfach Anerkennung gefunden. Der Risikobegriff wird des-

halb auch unterteilt in das Risiko i.w.S., das beide Aspekte enthält, und das Risiko i.e.S., das 

auf die negativen Abweichungen der Zielwerte beschränkt ist.304 In der unternehmerischen und 

 
299 Vgl. Brown et al. (2011), S. 113; vgl. Paetzmann (2005), S. 273 und die dort angegebene Literatur. 
300 Vgl. Diederichs (2010), S. 10. 
301 Vgl. z.B. Diederichs (2010), S. 9.  
302 Gleißner / Romeike (2015), S. 22. 
303 Vgl. Gleißner / Romeike (2015), S. 22. 
304 Vgl. Diederichs (2010), S. 9, insb. Fußnote 7. 
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prüferischen Praxis wird der Risikobegriff häufig als Risiko i.e.S., also der Möglichkeit ungüns-

tiger zukünftiger Entwicklungen, interpretiert.305 Dieser Auffassung des Risikos wird auch in 

der Gesetzgebung gefolgt.306 

Risikomanagement bezeichnet die Gesamtheit der Aktivitäten zur Risikoerkennung und zum 

Umgang mit Risiken.307 Das Risikomanagement muss die Unternehmensführung bei der Ver-

wirklichung der Unternehmensziele unterstützen und trägt dazu bei, folgende Zielsetzungen 

zu erreichen:308  

1) Existenzsicherung 

2) Sicherung des zukünftigen Erfolgs 

3) Vermeidung bzw. Senkung der Risikokosten 

4) Marktwertsteigerung des Unternehmens.  

Kern des Risikomanagements ist der Risikomanagement-Prozess, der die Aspekte Risikoiden-

tifikation, -beurteilung, -steuerung und -überwachung enthält und auf die Unternehmensstra-

tegie und die daraus abgeleiteten risikopolitischen Grundsätze abzielen muss.309 Zudem wird 

das strategische und das operative Risikomanagement unterschieden. Ersteres muss als Be-

standteil der strategischen Unternehmensführung betrachtet werden und bildet das Funda-

ment für den Risikomanagement-Prozess. Zu seinen Aufgaben gehört die Formulierung von 

Zielen des Risikomanagements und die Festlegung der Risikomanagement-Organisation. Das 

operative Risikomanagement hingegen umfasst die laufende Risikoanalyse der Geschäftsab-

läufe.310 

Das Risikomanagementsystem hingegen beinhaltet Ădie Gesamtheit aller Aufgaben, Regelun-

gen und Trªger des Risikomanagementsñ311. Nach herrschender Meinung besteht das traditi-

onelle Risikomanagementsystem aus den Teilkomponenten internes Überwachungssystem, 

Risikofrühwarnsystem und Controlling. Das interne Überwachungssystem ist ï wie bereits er-

läutert ï wiederum in die Komponenten organisatorische Sicherungsmaßnahmen, Kontrollen 

und interne Revision unterteilt.312 Das IKS nach dem überwachungstheoretischen Ansatz kann 

also als Subsystem des Risikomanagementsystems interpretiert werden. Mit dem KonTraG313 

wurde das Risikomanagementsystem durch Einführung des § 91 Abs. 2 AktG gesetzlich kon-

kretisiert. Es wird allerdings in diesem Zusammenhang kein vollumfängliches Risikomanage-

 
305 Vgl. z.B. IDW (2000), PS 340, S. 2. 
306 Vgl. Diederichs (2010), S. 31 im Rahmen der Ausführungen zum KonTraG. 
307 Vgl. Gleißner / Romeike (2015), S. 22; vgl. IDW (2000), PS 340, S. 2. 
308 Vgl. Diederichs (2010), S .13f; vgl. auch Pollanz (1999), S. 394. 
309 Vgl. Diederichs (2010), S. 15. 
310 Vgl. Romeike / Hager (2009), S. 114, 120.  
311 Gleißner (2008), S. 10. 
312 Vgl. Diederichs (2010), S. 32; vgl. Freidank / Paetzmann (2004), S. 10; vgl. Lück (2001b), S. 23f. 
313 Vgl. auch Kapitel 2.3.1.1. 
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mentsystem gefordert, sondern nur die Einrichtung eines Risikofrüherkennungs- und überwa-

chungssystems verlangt. Auch beschränkt sich der Risikobegriff auf das Risiko als Verlust-

möglichkeit.314 Der IDW greift in seinem PS 340 zur Prüfung des Risikofrüherkennungssys-

tems ebenfalls die Anforderungen des § 91 Abs. 2 AktG auf und grenzt die geforderten Maß-

nahmen als Teilbereich vom gesamten Risikomanagementsystems ab.315  

Mit der Erweiterung des IKS durch den internal control-Ansatz muss allerdings auch dessen 

Beziehung zum Risikomanagementsystem neu definiert werden, da die oben beschriebenen 

Komponenten nun selbst Teile des IKS darstellen. Das Risikomanagement nach dem traditio-

nellen Ansatz wurde demnach durch das erweiterte IKS abgelöst, das die dargestellten Kom-

ponenten integriert.  

Verschiedene deutschsprachige Untersuchungen haben die Beziehung zwischen dem erwei-

terten IKS und dem Risikomanagementsystem genauer analysiert, insbesondere auch auf-

grund der gesetzlichen Anforderungen durch das KonTraG. NEUBECK hat ein Modell entwi-

ckelt, in dem er das Risikomanagementsystem in ein erweitertes IKS-Konzept einordnet. Er 

unterscheidet dabei zwischen dem Risikomanagementsystem im Sinne des § 91 Abs. 2 AktG 

und einem Risikomanagement i.w.S. Ersteres teilt sich wiederum in das Früherkennungs- und 

das Überwachungssystem und verfolgt das Ziel, bestandsgefährdende Entwicklungen frühzei-

tig zu erkennen. Das Früherkennungssystem ordnet der Autor in das vom IDW definierte in-

terne Steuerungssystem des IKS ein. Das Überwachungssystem gem. § 91 Abs. 2 AktG, das 

der Kontrolle und Prüfung des Früherkennungssystems dient, bildet ein Subsystem des inter-

nen Überwachungssystems des IKS. Die über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehen-

den Teile des Risikomanagementsystems zielen auf die Verbesserung der Ertragslage, Sen-

kung der Risikokosten oder eine angemessene Risikosteuerung ab und beinhalten auch Steu-

erungsmaßnahmen, also die Reaktion auf erkannte Risiken. Somit lässt sich das Risikomana-

gementsystem nicht eindeutig dem internen Steuerungs- oder Überwachungssystem zuord-

nen, wird aber vollumfänglich in das erweiterte IKS-Konzept eingeordnet.316  

Auch POLLANZ integriert das Risikomanagementsystem in das IKS nach dem internal control-

Ansatz. In diesem Modell gibt die Unternehmensleitung ausgehend von einem Ziel- und Wer-

tesystem des Unternehmens durch den sog. Risikomanagement-Ordnungsrahmen risikopoli-

tische Grundsätze vor. Diese spiegeln die Risikokultur des Unternehmens wider und bilden die 

Grundlage für die konkrete Ausgestaltung der Risikoüberwachung. Die operative Umsetzung 

des Risikomanagements findet nach POLLANZ sowohl prozessunabhängig durch die interne 

Revision als auch prozessabhängig durch das Risikomanagement i.e.S. und seine Subsys-

teme Früherkennungssystem, Controllingsystem und IKS nach dem alten Verständnis statt. 

 
314 Vgl. Diederichs (2010), S. 31, insb. Fußnote 111; vgl. Neubeck (2003), S. 66. 
315 Vgl. IDW (2000), PS 340, S. 2f. 
316 Vgl. Neubeck (2003), S. 60-66. 
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Diese drei Komponenten bilden zusammen mit dem Informations- und Kommunikationssystem 

das IKS nach neuerem ï internal control ï Verständnis. Das COSO-Konzept wird als Meta-

struktur für das dargestellte System interpretiert.317 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das IKS nach dem überwachungstheoretischen 

Ansatz in das traditionelle Risikomanagementsystem eingeordnet werden kann, wonach die-

ses aus den Teilbereichen Früherkennung, Controlling und Überwachungssystem besteht. Die 

Erweiterung des IKS-Verständnisses durch den internal control-Ansatz führte dazu, dass die-

ses Risikomanagementsystem nun selbst ein Teil des IKS nach dem internal control-Ansatz 

ist. 

2.4.2.2 Risikofrüherkennung  

Seit den 1960er Jahren werden Systeme zur frühzeitigen Identifikation von Risiken in Unter-

nehmen installiert, um Überraschungen für Unternehmen zu vermeiden.318 Es lassen sich drei 

unterschiedliche Stufen dieser Systeme unterscheiden: Mit Hilfe von Frühwarnsystemen sol-

len externe und interne Frühwarnindikatoren wie beispielsweise Zinsen (extern) oder Fluktua-

tion (intern) erkannt werden, die auf das Vorhandensein latenter Risiken hinweisen. Dem Un-

ternehmen bleibt so genug Zeit, geeignete Maßnahmen zur Abwehr der bevorstehenden Risi-

ken zu ergreifen. Früherkennungssysteme beziehen nicht nur Risiken, sondern auch Chancen 

mit ein. Frühaufklärungssysteme hingegen sind am umfassendsten und beinhalten nicht nur 

das Erkennen von Risiken und Chancen, sondern auch Maßnahmen zur Risikosteuerung und 

-kontrolle.319  

Auch Früherkennungssysteme entwickelten sich im Laufe der Zeit weiter. Während zunächst 

kennzahlen- und hochrechnungsorientierte Systeme auf Grundlage des Rechnungswesens 

dominierten (1. Generation), folgten in der 2. Generation indikatororientierte Systeme, die Um-

welt- und Unternehmensveränderungen frühzeitig über geeignete Indikatoren zu identifizieren 

versuchen. Systeme der 3. Generation haben das Ziel, auch strategisch relevante Änderungen 

zu erfassen, indem ungerichtete Anzeichen von Veränderungen gesammelt werden.320  

Wie bereits beschrieben wurde mit dem KonTraG die Einführung eines Systems zur frühzeiti-

gen Erkennung von bestandsgefährdenden Entwicklungen zum verpflichtenden Bestandteil 

für Unternehmen.321 Somit werden gesetzlich nur Systeme, die negative Entwicklungen erken-

nen sollen und damit Frühwarnsysteme gefordert. In der Praxis werden die Begrifflichkeiten 

 
317 Vgl. Pollanz (2001) S. 1322; vgl. Pollanz (1999), S. 394-396. 
318 Vgl. Horváth et al. (2015), S. 196. 
319 Vgl. Romeike (2005), S. 23f. 
320 Vgl. Horváth et al. (2015), S. 196f.; vgl. Romeike (2005), S. 24f. 
321 Vgl. Art. 91 Abs. 2 AktG. 
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allerdings nicht konsistent verwendet, wie der PS 340 des IDW zur Prüfung des Risikofrüher-

kennungssystems zeigt, der sich explizit auf den § 91 Abs. 2 AktG bezieht.322 Früherkennungs-

systeme bilden einen Teil des traditionellen Risikomanagementsystems und können somit 

ebenfalls als Bestandteil eines erweiterten IKS-Verständnisses angesehen werden. Dies ist 

sinnvoll, da nur ein frühzeitiges Erkennen möglicher Risiken, eine rechtzeitige und abgewo-

gene Reaktion ermöglicht. Da das IKS keine strategischen Aspekte berücksichtigt, sind vor 

allem Systeme der 1. und 2. Generation relevant.  

2.4.2.3 Controlling 

Neben dem Risikofrüherkennungssystem wird auch das Controlling als Teil des traditionellen 

Risikomanagementsystems angesehen. Controllingaufgaben können verstanden werden als 

Funktion zur Verbesserung der Führungsfähigkeit von Organisationen durch Koordination von 

Planung, Kontrolle und Informationsversorgung.323  

Zwar existieren unterschiedliche Grundverständnisse des Controllings,324 diese verfolgen aber 

nach GÜNTHER, der Überlegungen von PIETSCH / SCHERM325 aufgreift, ein zugrundeliegendes 

Konzept. Hiernach ist es Aufgabe des Controllings, die Unternehmensleitung mit entschei-

dungsrelevanten Informationen zu versorgen und die unterschiedlichen Steuerungseinheiten 

zu koordinieren. Darüber hinaus durchläuft das Controlling einen sich selbst steuernden Re-

gelkreis mit den Komponenten Planung, Realisation und Kontrolle. Es kann zwischen dem 

strategischen Controlling, das auf das langfristige Unternehmensziel Existenzsicherung aus-

gerichtet ist und dem operativen Controlling unterschieden werden. Dieses unterstützt das Er-

reichen der kurzfristigen Ziele Gewinn und Liquidität.326 Zusätzlich ist das Risikocontrolling als 

Querschnittsfunktion des Controllings hervorzuheben. Dieser Teilbereich ist auf das Risikoma-

nagement zugeschnitten und hat die Aufgabe, die Planung, Steuerung und Kontrolle von risi-

korelevanten Unternehmensangelegenheiten zu koordinieren. Das Risikocontrolling stellt In-

formationen für das Management zur Verfügung, um dieses bei der Risikosteuerung zu unter-

stützen.327  

Das Controlling bereitet Entscheidungen für das Management vor und hat dafür unterschied-

liche Aufgaben zu erfüllen, wie z.B. die Schaffung von Transparenz, die Beschaffung und Auf-

bereitung von Informationen, das Aufzeigen, Strukturieren und Analysieren von Problemen 

oder die Erarbeitung von Handlungsalternativen. Diese Controllingaktivitäten stehen in engem 

 
322 Vgl. IDW (2000), PS 340, S. 1. 
323 Vgl. Horvath et al. (2015), S. 29. 
324 Eine Beschreibung verschiedener Ansätze findet sich z.B. in Weber / Schäffer (2014), S. 20-27, eine Übersicht 
bieten Freidank / Paetzmann (2004), S. 7. 
325 Vgl. Pietsch / Scherm (2000). 
326 Vgl. Günther (2004), S. 38-41. 
327 Vgl. Diederichs (2010), S. 24 ï 27 sowie die dort angegebene Literatur. 
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Zusammenhang mit den Kommunikations- und Informationsverarbeitungsprozessen im Unter-

nehmen.328 Das Risikocontrolling bezieht sich dabei hauptsächlich auf die risikorelevanten 

Sachverhalte.329 

Das Controlling kann demnach als führungsunterstützende Funktion angesehen werden, des-

sen Hauptaufgaben in der Informationsaufbereitung und -weiterleitung sowie Koordinations-

aktivitäten bestehen. Das Risikocontrolling unterstützt die Unternehmensführung primär im 

adäquaten Umgang mit Risiken. Es wird deutlich, dass das Controlling eine enge Verbindung 

zur Corporate Governance aufweist, da die Bereitstellung von Informationen sowie die Schaf-

fung von Transparenz wesentliche Voraussetzungen für fundierte Unternehmensentscheidun-

gen und damit eine gute Unternehmensführung im Sinne der Stakeholder sind. Controlling als 

Bestandteil des traditionellen Risikomanagementsystems ist somit auch eine wichtige Kompo-

nente eines erweiterten IKS-Verständnisses. 

2.4.2.4 Enterprise Risk Management 

Nicht nur das IKS, sondern auch das Risikomanagementsystem wurde zu Beginn des Jahr-

tausends erweitert und es hat sich das Konzept des unternehmensweiten Risikomanagements 

(Enterprise Risk Management, ERM) gebildet. Dabei handelt es sich um einen ganzheitlichen 

Ansatz, in dem die strategische Dimension des Risikomanagements besondere Beachtung 

findet.330 Als Orientierung und zur Vereinheitlichung unterschiedlicher Ansätze wurde 2004 

vom COSO das Rahmenwerk Enterprise Risk Management ï Integrated Framework veröffent-

licht (sog. COSO II). Ähnlich wie das zuvor beschriebene COSO I zur internal control sollte 

dieses Rahmenwerk die Unternehmen bei der Umsetzung ihres Risikomanagements unter-

stützen und Hilfestellungen zur Identifikation, Bewertung und Steuerung von Risiken bieten.331 

Dieses ERM-Rahmenwerk wurde vom COSO grundlegend überarbeitet und 2017 als Enter-

prise Risk Management ï Integration with Strategy and Performance veröffentlicht.332 

Das ursprüngliche ERM-Rahmenwerk von 2004 wurde aufbauend auf dem bereits ein Jahr-

zehnt zuvor veröffentlichtem COSO I entwickelt und erweiterte dieses in mehreren Punkten. 

Nach dem Rahmenwerk von 2004 ist ERM wie folgt definiert: 

ĂUnternehmensweites Risikomanagement ist ein Prozess, ausgeführt durch Überwachungs- 

und Leitungsorgane, Führungskräfte und Mitarbeiter einer Organisation, angewandt bei der 

Strategiefestlegung sowie innerhalb der Gesamtorganisation, gestaltet um die die Organisation 

beeinflussenden, möglichen Ereignisse zu erkennen, und um hinreichende Sicherheit bezüglich 

des Erreichens der Ziele der Organisation zu gewªhrleistenñ.333 

 
328 Vgl. Botta (2002), S. 79; vgl. Reichmann et al. (2017), S. 4f. 
329 Vgl. Diederichs (2010), S. 24. 
330 Vgl. Romeike / Hager (2009), S. 105. 
331 Vgl. COSO (2004), Vorwort. 
332 Vgl. COSO (2017). 
333 COSO (2004), S. 2. 
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Ziel des ERM ist es, die Unternehmung in ihrer Zielerreichung zu unterstützen und dabei Ver-

luste oder Unvorhergesehenes zu vermeiden. Dabei werden sowohl positive als auch negative 

Auswirkungen berücksichtigt, d.h. durch das ERM Rahmenwerk werden explizit auch Chancen 

in die Betrachtungen miteinbezogen.334 Das ERM wird als Funktion angesehen, die das Un-

ternehmen nicht nur in der Erreichung der operativen, Berichterstattungs- und Compliance-

Ziele, sondern auch hinsichtlich strategischer, d.h. auf die Mission des Unternehmens abge-

stimmter, Ziele unterstützen soll.335 Das ursprüngliche ERM-Rahmenwerk besteht aus den 

acht wechselseitig verknüpften Komponenten internes Umfeld, Zielfestlegung, Ereignisidenti-

fikation, Risikobeurteilung, Risikosteuerung, Kontrollaktivitäten, Information und Kommunika-

tion sowie Überwachung.336 Während im COSO I Rahmenwerk der Risikomanagementaspekt 

nur implizit in der Komponente Risikobeurteilung enthalten ist, wird dieser Aspekt durch die 

Komponenten Zielsetzung, Ereignisdefinition, Risikohandhabung und Risikobeurteilung ï die 

auch die Kernschritte des Risikomanagementprozesses darstellen ï vertieft. 337 

In der Literatur wurde das COSO II Rahmenwerk als weiterer Entwicklungsschritt der Überwa-

chung im Unternehmen interpretiert.338 Diesem Ansatz folgend kann das unternehmensweite 

Risikomanagement zunächst als eine erneute Erweiterung des internal control-Ansatzes ge-

sehen werden, das explizit auch strategische Ziele berücksichtigt und den Risikoaspekt stärker 

betont. Beide Ansätze sind sich allerdings ähnlich und können als führungsunterstützende 

Systeme aufgefasst werden, die das Unternehmen in seiner Zielerreichung unterstützen sol-

len. Nach LEITCH, der betont, dass sich die Definitionen von IKS und Risikomanagement in der 

Vergangenheit immer weiter verbreitert haben, ist eine Unterscheidung zwischen beiden Kon-

zepten sogar nicht mehr lohnenswert.339 

Das 2017 veröffentlichte neue Rahmenwerk zum unternehmensweiten Risikomanagement 

des COSO löst sich hingegen deutlich von seinem bisherigen Aufbau. Es unterstreicht die 

Bedeutung des ERM für die Strategiefestlegung und den Erfolg des Unternehmens. Explizit 

wird klargestellt, dass das internal control-Rahmenwerk nach wie vor bestehen bleibt und nicht 

ersetzt wird.340 Das neue ERM-Modell ist kein mehrdimensionaler COSO-Würfel mehr, son-

dern es wird in einem dreistufigen Prozessmodell mit den Schritten (1) Mission, Vision & Core 

Values, (2) Strategy, Business Objectives & Performance und (3) Enhanced Performance dar-

gestellt. Das neue Rahmenwerk betont die Relevanz des ERM bereits bei der Strategieaus-

wahl. Hierbei muss einerseits beachtet werden, inwieweit diese mit der Vision des Unterneh-

mens und seinen Grundprinzipien übereinstimmt, andererseits müssen die Auswirkungen, d.h. 

 
334 Vgl. COSO (2004), S. 1f. 
335 Vgl. COSO (2004), S. 3; vgl. Ruud / Sommer (2006), S. 127f. 
336 Vgl. COSO (2004), S. 3f. 
337 Vgl. Ruud / Sommer (2006), S. 128. 
338 Vgl. Paetzmann (2005), S. 271. 
339 Vgl. Leitch (2008), S. 243. 
340 Vgl. COSO (2017), S. iii. 
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das Risikoprofil, einer gewählten Strategie berücksichtigt werden. Beispielsweise muss unter-

sucht werden, ob dieses dem Risikoappetit des Unternehmens entspricht und ob die Strategie 

zu einem effizienten Ressourceneinsatz beiträgt. Im ERM wird somit eine enge Verbindung 

zwischen Strategie, Risiko und Unternehmenserfolg hergestellt.341 

Das dreistufige ERM-Prozessmodell wird von fünf Komponenten umschlossen, denen insge-

samt 20 Prinzipien zugeteilt werden.342 Die Komponenten lauten:343 

1) Governance and Culture: Diese Komponente umfasst Aspekte wie die Definition von 

Aufsichtspflichten, die Festlegung von Organisationsstrukturen oder einer gewünsch-

ten Unternehmenskultur, die ethische Werte und Risikobewusstsein fördert. 

2) Strategy and Objective-Setting: Innerhalb des strategischen Planungsprozesses müs-

sen ERM, Strategie und Zielsetzung zusammenwirken. Zur Festlegung der Strategie, 

die durch Unternehmensziele umgesetzt wird, müssen der Risikoappetit des Unterneh-

mens bestimmt und unterschiedliche Strategien bewertet werden. Die festgelegten 

Ziele dienen wiederum als Basis zur Risikoidentifikation, -bewertung und -kontrolle. 

3) Performance: Risiken, welche die Strategie- und Zielerreichung gefährden, müssen 

identifiziert und beurteilt sowie hinsichtlich ihrer Bedeutung priorisiert werden. Zur Be-

wältigung der Risiken müssen Maßnahmen ergriffen werden und es muss ein Portfolio 

der Risiken erstellt und an geeignete Empfänger berichtet werden. 

4) Review and Revision: Die Wirksamkeit der Komponenten müssen über regelmäßige 

Überprüfungen sichergestellt und notwendige Änderungen aufgezeigt werden. 

5) Information, Communication, and Reporting: Ein weiterer wesentlicher Bestandteil des 

ERM ist die Aufbereitung und Bereitstellung von sowohl internen als auch externen 

Informationen. 

Im Vergleich zum ERM-Rahmenwerk von 2004 finden sich viele Aspekte der bisherigen acht 

Komponenten des COSO-Würfels auch in den fünf neuen ERM-Komponenten wieder, so etwa 

die Bedeutung der Unternehmenskultur, die Notwendigkeit der Risikoanalyse, -bewertung und 

-minderung oder die regelmäßige Überprüfung und ggfs. Anpassung. Allerdings verschiebt 

sich der Fokus des unternehmensweiten Risikomanagements hin zu einem ganzheitlichen An-

satz, der eine Unternehmenswertsteigerung herbeiführen soll. Die Identifikation und Handha-

bung der auftretenden Risiken, die den Unternehmenszielen entgegenstehen, bilden nur noch 

einen Teilaspekt des ERM. Das COSO-Rahmenwerk zur internen Kontrolle hingegen befasst 

sich nicht mit der Festlegung der Unternehmensziele, sondern setzt seinen Fokus auf die Iden-

tifikation und Steuerung derjenigen Risiken, die diesen Zielen entgegenstehen.  

 
341 Vgl. COSO (2017), S. 4f.; vgl. Schubiger (2017), S. 4. 
342 Vgl. COSO (2017), S. 6; vgl. Schubiger (2017), S. 4. 
343 Vgl. für die Komponenten COSO (2017), S. 6, 10. 
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Beide Bereiche ï ERM und IKS ï können nicht unabhängig voneinander bestehen und haben 

viele Schnittstellen, beispielsweise die Wichtigkeit einer angemessenen Kontrollkultur, die Ri-

sikoidentifikation und -handhabung oder die regelmäßige Überwachung. Die Überarbeitung 

des COSO-Rahmenwerkes zum ERM führte allerdings dazu, dass beide Konzepte sinnvoller 

voneinander abgegrenzt werden können. Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass 

das ERM nach dem 2017 von COSO veröffentlichten Ansatz in erster Linie eine ganzheitliche 

Sicht einnimmt, welche die Auswahl und Analyse der Unternehmensstrategie und die Festle-

gung der Unternehmensziele umfasst. Das IKS hingegen konzentriert sich in erster Linie auf 

die Identifikation und Steuerung von Risiken, die der Zielerreichung entgegenstehen.  

2.4.3 Verhältnis zur internen Revision  

Die interne Revision ist Hauptträger der prozessunabhängigen Überwachung im Unterneh-

men. Je nachdem, wie weit das Konzept des IKS gefasst und welche Definition zugrunde ge-

legt wird, unterscheidet sich das Verhältnis des IKS zur internen Revision. Im überwachungs-

theoretischen Ansatz dominiert die Ansicht, dass die interne Revision neben dem IKS steht 

und die zweite Säule des internen Überwachungssystems bildet. Im erweiterten internal con-

trol-Ansatz hingegen ist die interne Revision als integraler Bestandteil des IKS zu betrachten. 

Unabhängig davon, welcher der angesprochenen Ansätze zum IKS die Grundlage bildet, ist 

die interne Revision ein wesentliches Element im Zusammenhang mit den internen Kontrollen 

im Unternehmen. Aus diesem Grund werden nachfolgend die wichtigsten Aspekte der internen 

Revision kurz aufgeführt.  

Der deutsche sowie der internationale Dachverband der internen Revisoren definieren:  

ĂDie Interne Revision erbringt unabhªngige und objektive Pr¿fungs- und Beratungsdienstleis-

tungen, welche darauf ausgerichtet sind, Mehrwerte zu schaffen und die Geschäftsprozesse zu 

verbessern. Sie unterstützt die Organisation bei der Erreichung ihrer Ziele, indem sie mit einem 

systematischen und zielgerichteten Ansatz die Effektivität des Risikomanagements, der Kon-

trollen und der Führungs- und Überwachungsprozesse bewertet und diese verbessern hilft.ñ344 

Mit dieser Definition der internen Revision hat sich auch im Revisions-Bereich ein Wandel 

vollzogen. Ursprünglich war die interne Revision ein Organ, das sich auf die Vergangenheits-

prüfung konzentrierte.345 Sie unterstützte die Unternehmensleitung beim Schutz des Vermö-

gens und prüfte die Einhaltung von internen Vorschriften.346 Sie sollte sicherstellen, dass ein-

zelne Prozesse richtig ablaufen und die implementierten Kontrollen eingehalten werden.347 

Zwar wurde die interne Revision als notwendig für die Überwachung angesehen, eine strate-

gische Bedeutung oder wesentliche Rolle zur Erreichung der Unternehmensziele nahm sie 

 
344 DIIR (2018), S. 13. 
345 Vgl. Schneider (2003), S. 33. 
346 Vgl. Palazzesi / Pfyffer (2002), S. 137. 
347 Vgl. Kagermann et al. (2008), S. 4f.; vgl. Palazzesi / Pfyffer (2002), S. 141. 
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allerdings nicht ein.348 Dies entspricht der Auffassung des traditionellen überwachungstheore-

tischen Ansatzes, wonach sowohl die prozessabhängige als auch die prozessunabhängige 

Überwachung mittels eines Soll-Ist-Vergleichs ein Objekt hinsichtlich seiner Richtigkeit beur-

teilt. 

Mit der Weiterentwicklung und Verbreiterung des IKS-Konzeptes ist im Zeitverlauf auch das 

Verständnis der internen Revision gewachsen. Primäre Zielsetzung der Revision ist es nun, 

Mehrwerte für die Organisation zu schaffen und diese bei ihrer Zielerreichung zu unterstützen. 

Darüber hinaus rückt die Reduktion von Risiken stärker in den Mittelpunkt. Damit wird auch 

ein strategischer Aspekt der internen Revision mit aufgenommen: sie prüft nicht mehr nur, 

dass die Prozesse richtig ablaufen, sondern auch, dass die richtigen Prozesse stattfinden. So 

kann eine Verbesserung der betrieblichen Abläufe sichergestellt werden.349 Die Prüfung der 

Kontrollen bildet weiterhin eine Hauptaufgabe der Revision, es erfolgt allerdings eine Erweite-

rung der Anforderungen. So stehen nun die Beurteilung der Angemessenheit und Wirksamkeit 

der drei Bereiche Risikomanagement, Kontrolle und Governance sowie deren Verbesserung 

im Fokus der Prüfungen. Dabei wird ein systematischer, zielgerichteter und risikoorientierter 

Ansatz verfolgt.350 Um eine vollständige und effiziente Risikoabdeckung im Unternehmen si-

cherzustellen, muss sie mit den weiteren Funktionen der Unternehmensüberwachung eng zu-

sammenarbeiten. Eine gemeinsame Basis der unterschiedlichen Funktionen in Form einer 

einheitlichen Risikosprache oder Risikolandkarte sind unabdingbar.351 Die einzelnen Funktio-

nen arbeiten dabei nicht immer überschneidungsfrei, weshalb eine Abgrenzung der Aufgaben 

notwendige Voraussetzung für eine effiziente Tätigkeit ist.352 Dies kann beispielsweise anhand 

des Modells der Drei Verteidigungslinien erfolgen. 

Die oben aufgeführte Definition enthält noch ein weiteres Aufgabenfeld, das über die klassi-

schen Tätigkeiten der internen Revision hinausgeht, nämlich die Erbringung von Beratungs-

dienstleistungen in Form von objektiven Analysen, Gutachten, Empfehlungen oder Erklärun-

gen. Dabei kann zwischen prüfungsnahen Beratungen, bei der Lösungsmöglichkeiten für fest-

gestellte Abweichungen im Rahmen einer Prüfung aufgezeigt werden, und prüfungsunabhän-

gigen Beratungen unterschieden werden.353 Den Beratungsdienstleistungen der internen Re-

vision sind allerdings auch Grenzen gesetzt, da die Prüfungsdurchführung als ihre Hauptauf-

gabe nicht durch die Beratungsleistungen überlagert werden darf. Grenzen entstehen etwa 

durch den Verlust der Unabhängigkeit der Revisoren, durch fehlende Mitarbeiterkapazitäten 

 
348 Vgl. Palazzesi / Pfyffer (2002), S. 137; vgl. Spira / Page (2003), S. 653. 
349 Vgl. Palazzesi / Pfyffer (2002), S. 141; vgl. Peemöller (2008), S. 3. 
350 Vgl. Peemöller (2008), S. 8, 10; vgl. DIIR (2018), S. 41. 
351 Vgl. Bumbacher / Schweizer (2002), S. 1039f. 
352 Vgl. Schneider (2003), S. 34f. 
353 Vgl. Peemöller (2008), S. 13f. 
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oder durch fehlendes Fachwissen der Revisionsmitarbeiter.354 Um diesen Grenzen zu begeg-

nen, sollten sich die Beratungen auf die Kernkompetenzen der internen Revision beschränken, 

nämlich auf Fragen zur Ausgestaltung des IKS, zur Risikoidentifikation und -beurteilung oder 

zu Governance-Prozessen.355  

Innerhalb des Unternehmens nimmt die interne Revision eine Doppelrolle wahr. Einerseits ist 

es ihre Aufgabe, Prüfungen innerhalb des Unternehmens durchzuführen ï entsprechend ihrer 

Stellung als dritte Verteidigungslinie. Andererseits ist die interne Revision selbst Bestandteil 

des unternehmensinternen Überwachungssystems und wird deshalb selbst zum Prüfobjekt 

des Abschlussprüfers.356 Die interne Revision befasst sich hinsichtlich des Finanz- und Rech-

nungswesens mit den gleichen Aspekten wie die Abschlussprüfer und auch die Prüfung des 

IKS durch die interne Revision ist vergleichbar mit der Prüfung des gesamten Überwachungs-

systems im Rahmen der Abschlussprüfung. Eine enge Zusammenarbeit zwischen der internen 

Revision und dem Abschlussprüfer ist daher sinnvoll, etwa durch die Verwendung von Ergeb-

nissen der internen Revision.357 Um ihre Objektivität zu wahren, sollte die interne Revision 

direkt der Geschäftsleitung unterstehen.358 Sie berichtet regelmäßig an diese bzw. das Auf-

sichtsorgan über die allgemeine Aufgabenerfüllung sowie alle Themen, welche die Aufmerk-

samkeit dieser Organe erfordern.359  

2.4.4 Verhältnis zur Compliance 

Ein Begriff, der ebenfalls in engem Zusammenhang mit dem IKS steht, ist Compliance. Die 

Begrifflichkeit stammt aus dem anglo-amerikanischen Rechtskreis und steht für die Pflicht zur 

Einhaltung von geltenden Gesetzen.360 Darüber hinaus bezieht sich Compliance auch auf die 

Einhaltung von vertraglichen und sonstigen Regelungen bzw. Anforderungen an ein Unterneh-

men.361 Der DCGK definiert den Begriff wie folgt: ĂDer Vorstand hat f¿r die Einhaltung der 

gesetzlichen Bestimmungen und der unternehmensinternen Richtlinien zu sorgen und wirkt 

auf deren Beachtung durch die Konzernunternehmen hin (Compliance).ñ362 Zielsetzung der 

Compliance ist es, negative Folgen aufgrund von Gesetzesverstößen oder der Nichteinhaltung 

interner Regelungen zu vermeiden.363 Tritt ein Rechtsverstoß ein, kann dies für das Unterneh-

men zum Teil schwerwiegende Konsequenzen unterschiedlichster Art nach sich ziehen, die 

sowohl das Unternehmen selbst als auch das Management oder einzelne Mitarbeiter betreffen 

 
354 Vgl. Hunecke (2002), S. 158f. 
355 Vgl. Bumbacher / Schweizer (2002), S. 1041. 
356 Vgl. Kajüter (2008), S. 115. 
357 Vgl. DIIR (2015), S. 2f. 
358 Vgl. Peemöller (2008), S. 4. 
359 Vgl. DIIR (2018), S. 38f. 
360 Vgl. Vetter (2013), S. 1f. 
361 Vgl. Withus (2014), S. 48.  
362 Vgl. DCGK (2017), S. 6. 
363 Vgl. Withus (2014), S. 48. 



- 82 - 
 

können. Beispielhaft zu nennen sind Reputationsverluste durch negative Berichte in den Me-

dien, Vergabesperren für zukünftige Aufträge, Bußgelder, Betriebsstillegung oder Freiheitsent-

zug.364 Um diese Konsequenzen zu vermeiden und um sicherzustellen, dass sich das Unter-

nehmen regelkonform verhält, müssen angemessene Maßnahmen ergriffen werden. Die Ge-

samtheit all dieser vernetzten Maßnahmen, Prozesse und Richtlinien wird als Compliance-

Management-System bezeichnet.365  

Die Inhalte von Compliance sind in starkem Maße davon abhängig, welche Gesetze und Re-

gelungen für das Unternehmen relevant sind.366 Die konkrete Ausgestaltung der Compliance 

ï wie auch der anderen Governance-Bestandteile ï ist daher abhängig von spezifischen Un-

ternehmensfaktoren und dem Risikoprofil des Unternehmens.367 Dennoch hat das IDW in sei-

nem PS 980 zur Prüfung von Compliance-Management-Systemen Grundelemente dieses 

Systems festgelegt, die in jedem Unternehmen vorhanden sein sollten. Dazu zählen die Etab-

lierung einer Compliance-Kultur, die Festlegung von Compliance-Zielen, die Identifikation und 

Analyse von Compliance-Risiken, die Einführung von risikomindernden Grundsätzen und 

Maßnahmen in einem Compliance-Programm, die Festlegung einer Compliance-Organisation, 

eine Compliance-Kommunikation sowie die Compliance-Überwachung und -Verbesserung.368  

Nach traditioneller Auffassung ist Compliance als Teil des Risikofrüherkennungs- und Über-

wachungssystems zu verstehen369 und kann damit ebenfalls aus Teil eines erweiterten IKS-

Verständnisses angesehen werden. Zudem bildet sie eine der drei Zielkategorien des IKS 

nach COSO. Somit kann Compliance als spezifischer Teilbereich des IKS betrachtet werden, 

der sich auf die Analyse und Überwachung der Rechtsrisiken bzw. Risiken aus dem Verstoß 

gegen sonstige externe und interne Vorgaben bezieht.370  

2.5 Zwischenfazit: Definition des IKS für vorliegende Arbeit 

Aufgrund der in den vorherigen Abschnitten dargestellten vielschichtigen und uneinheitlichen 

Verwendung der Begrifflichkeit internes Kontrollsystem ist es wichtig, ein einheitliches Ver-

ständnis hierüber für die vorliegende Arbeit zu schaffen. In Anlehnung an SOMMER371 wird im 

Rahmen dieser Arbeit unterschieden zwischen einem IKS i.e.S. und einem IKS i.w.S. Syno-

nym zu IKS wird der Begriff interne Kontrollen verwendet.  

 
364 Vgl. Vetter (2013), S. 9. 
365 Vgl. DCGK (2017), S. 6; vgl. Withus (2014), S. 48. 
366 Vgl. Withus (2014), S. 16. 
367 Vgl. Vetter (2013), S. 7. 
368 Vgl. IDW (2011), PS 980, S. 3; vgl. auch EY (2014b), S. 2. 
369 Vgl. Vetter (2013), S. 4 und die dort angegebene Literatur. 
370 Zu einem ähnlichen Schluss kommt Withus (2014), S. 48. 
371 Vgl. Sommer (2010), S. 20-22. 
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Dem COSO-Ansatz folgend wird das IKS i.w.S. definiert als ein von der Unternehmensleitung 

und anderen Mitarbeitern durchgeführter Prozess, der hinreichende Sicherheit bezüglich des 

Erreichens folgender Zielkategorien gewährleisten soll:  

¶ Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftstätigkeit 

¶ Verlässlichkeit der Berichterstattung 

¶ Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen. 

Das IKS i.w.S. ist nicht auf die Prozesse der Rechnungslegung und Finanzberichterstattung 

begrenzt, sondern umfasst alle Geschäftsprozesse. Es besteht aus sechs Subsystemen, die 

unterschiedliche Funktionen wahrnehmen:  

¶ Als Grundvoraussetzung für das Funktionieren eines IKS muss im Unternehmen ein 

Kontrollumfeld herrschen, das geprägt ist von Integrität und ethischem Handeln und in 

dem sich die Mitarbeiter ihrer Rolle im IKS bewusst sind. Zudem müssen klare Orga-

nisationsstrukturen sichergestellt und Verantwortungen festgelegt werden. Die übrigen 

Subsysteme des IKS i.w.S. sind in das Kontrollumfeld eingebettet. 

¶ Das Steuerungssystem beinhaltet die Ableitung von steuernden Soll-Vorgaben zur 

Umsetzung unternehmerischer Entscheidungen. Hierunter sind beispielsweise Richtli-

nien oder Arbeitsanweisungen zu verstehen, die den Handlungsspielraum der Mitar-

beiter vorgeben. Darüber hinaus wird hier auch das operative Controlling als Funktion 

der Planung und Informationsaufbereitung eingeordnet. Das Controlling generiert ent-

scheidungsrelevante Informationen, die der Geschäftsleitung zur Verfügung gestellt 

werden und trägt so dazu bei, dass diese die richtigen Entscheidungen treffen kann, 

um die Unternehmensziele zu erreichen. Die strategischen Aspekte des Controllings, 

die auf langfristige unternehmerische Entscheidungen gerichtet sind, werden nicht un-

ter das IKS i.w.S. eingeordnet. Zur Schaffung von Transparenz und als Voraussetzung 

für die Identifikation der prozessbezogenen Risiken, müssen im Rahmen des Steue-

rungssystems auch die Abläufe des Unternehmens in Form von Prozessen abgebildet 

werden. Diese Prozessbeschreibungen sollten zugleich als Ausgangspunkt für die Op-

timierung von Unternehmensabläufen und die sinnvolle Einbettung von Überwa-

chungsmaßnahmen genutzt werden.  

¶ Das Risikosystem besteht aus den Teilbereichen Risikoerkennung und Risikobewer-

tung. Im Rahmen des Risikosystems wird die Identifikation und Bewertung der Risi-

ken372 des Unternehmens sichergestellt, was die Voraussetzung für die Einrichtung von 

Überwachungsaktivitäten und für ein funktionierendes IKS ist. Es müssen sowohl pro-

zessabhängige als auch übergreifende, prozessunabhängige Risiken analysiert wer-

den. 

 
372 Risiken werden als die Gefahr der negativen Zielabweichung betrachtet. 
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¶ Das Überwachungssystem beinhaltet die Elemente des traditionellen internen Über-

wachungssystems, nämlich die prozessabhängige Überwachung mit ihren Teilberei-

chen Kontrollen und organisatorische Sicherungsmaßnahmen sowie die prozessunab-

hängige Überwachung. Diese wird hauptsächlich durch die interne Revision ausgeführt 

und beinhaltet die konkrete Prüfung der Richtigkeit einzelner Vorgänge. Die Gesamt-

heit der Kontrollen als prozessabhängige Maßnahmen soll im Folgenden als IKS i.e.S. 

bezeichnet werden. Es entspricht somit der Auffassung des IKS im überwachungsthe-

oretischen Ansatz und beschreibt die Gesamtheit aller Kontrolltätigkeiten, die innerhalb 

der Geschäftsprozesse durchgeführt werden.  

¶ Entscheidend für ein funktionierendes IKS i.w.S. ist darüber hinaus das Informations- 

und Kommunikationssystem. Hierunter wird einerseits der Informationsfluss und die 

Kommunikation zur Geschäftsleitung erfasst. Diese trägt die Verantwortung für die 

Funktionsfähigkeit des IKS und stützt sich in ihren Entscheidungen u.a. auf Informati-

onen aus dem Steuerungs- oder Beurteilungssystem. Neben dieser bottom-up Kom-

munikation ist auch ein top-down Informationsfluss zu gewährleisten, um die Entschei-

dungen und Vorgaben der Geschäftsleitung umsetzen zu können. Grundsätzlich ist es 

wichtig, dass die Ziele des IKS i.w.S. und seiner Subsysteme mit den Unternehmens-

zielen in Einklang stehen, weshalb diese den obersten Orientierungspunkt in der Aus-

gestaltung des Systems bilden müssen. Andererseits muss im Rahmen des Informa-

tions- und Kommunikationssystems auch der Informationsaustausch zwischen unter-

schiedlichen Unternehmensbereichen sowie zwischen den unterschiedlichen Subsys-

temen sichergestellt werden. Das System ist mit den anderen Bestandteilen des IKS 

i.w.S. eng verbunden, da Informationen, die in den unterschiedlichen Subsystemen 

generiert werden, nur dann von Wert für das Unternehmen sind, wenn sie in ausrei-

chender Qualität den richtigen Personen zur Verfügung gestellt werden.  

¶ Das Beurteilungssystem dient der Gewährleistung der Angemessenheit und Wirksam-

keit des gesamten IKS. Dies erfolgt einerseits durch laufende, prozessintegrierte Be-

urteilungsmaßnahmen, durch welche die Eignung und korrekte Ausführung der instal-

lierten Überwachungsmaßnahmen von einer unmittelbar verantwortlichen Person, z.B. 

dem Prozessverantwortlichen, beurteilt wird. Andererseits müssen gesonderte Beur-

teilungsaktivitäten die laufenden Maßnahmen ergänzen. Im Rahmen dieser prozess-

unabhängigen Beurteilung, die i.d.R. durch die interne Revision durchzuführen ist, 

steht die prozessunabhängige Prüfung der Angemessenheit und Wirksamkeit der in-

ternen Kontrollen in den geprüften Bereichen im Vordergrund. Diese gesonderte Beur-

teilung steht in einem sehr engen Verhältnis zur prozessunabhängigen Überwachung 

durch die interne Revision, die Teil des Überwachungssystems ist. Während bei der 

prozessunabhängigen Überwachungshandlung durch die interne Revision die Prüfung 
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des Ergebnisses eines konkreten Vorgangs mittels eines Soll-Ist-Vergleichs im Vorder-

grund steht, ist bei der gesonderten Beurteilung die risikomindernde Maßnahme selbst 

zu beurteilen.   

Die nachfolgende Abbildung 5 fasst die Definition des IKS i.w.S. und des IKS i.e.S. im Rahmen 

dieser Arbeit zusammen. Nicht in der Abbildung dargestellt sind die Voraussetzungen, die für 

ein wirksames IKS zu erbringen sind. Hierzu zählen die Festlegung von operativen Zielen, die 

sich an den Unternehmenszielen orientieren müssen.  

 

Abbildung 5: Definition des IKS im Rahmen dieser Arbeit.373 

Jedes Unternehmen muss sicherstellen, dass die oben beschriebenen Aspekte berücksichtigt 

werden. Die genaue Ausgestaltung ist dabei allerdings sehr unternehmensindividuell, da sie 

von unterschiedlichsten Faktoren wie der Unternehmensgröße, der Risikokomplexität, der 

Branche etc. abhängig ist. Installiert ein Unternehmen beispielsweise zusätzlich ein unterneh-

mensweites Risikomanagement, in dem der Fokus auf strategischen Aspekten liegt, gibt es 

vielfältige Schnittstellen zwischen beiden Systemen. Eine Verzahnung verschiedener Gover-

nance-Komponenten im Unternehmen ist somit unumgänglich, um ein einheitliches, zielge-

richtetes System zu installieren und keine parallelen Strukturen aufzubauen. So kann das IKS 

dazu beitragen, ein Unternehmen hinsichtlich seiner Zielerreichung möglichst wirksam zu un-

terstützen.  

 
373 Eigene Darstellung. 
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3 Das IKS im Versicherungssektor nach Solvency II 

3.1 Hintergründe zu Solvency II 

3.1.1 Entstehung und Zielsetzung von Solvency II 

Nachdem im vorangegangenen Kapitel die theoretischen Grundlagen zum IKS untersucht und 

das IKS i.w.S. sowie das IKS i.e.S. definiert wurden, widmen sich die nun folgenden Kapitel 

dem IKS im Versicherungssektor. Da das europaweit geltende Regelwerk Solvency II umfang-

reiche Anforderungen an das IKS und das gesamte Governance-System374 von Versiche-

rungsunternehmen stellt, werden diese im Folgenden intensiv analysiert. Zunächst werden 

zum besseren Verständnis einige Hintergründe zu Solvency II erläutert.  

Bereits seit Mitte des 19. Jahrhunderts existieren unterschiedliche Formen der Versicherungs-

aufsicht, um die Informationsasymmetrien zwischen Versicherungsunternehmen einerseits 

und Versicherungsnehmern andererseits abzumildern.375 Ziele der Aufsicht sind dabei sowohl 

der Schutz der Versicherungsnehmer als auch zunehmend die Sicherstellung der Stabilität 

des Finanzsystems.376 Die deutsche Versicherungsaufsicht entwickelte sich dabei seit Mitte 

der 1990er Jahre von einem traditionellen System materieller Staatsaufsicht, das beispiels-

weise die Vorabgenehmigung der Produkt- und Prämiengestaltung erforderte,377 hin zu einer 

qualitativen Aufsicht.378 

Die Gründung des Unterausschusses Solvabilität des Versicherungsausschusses der Euro-

päischen Kommission im Dezember 1998 bildete den Startpunkt für die Schaffung eines neuen 

Solvabilitätssystems in Europa, das die Risikoposition eines Unternehmens besser berück-

sichtigen sollte.379 Bereits seit den 1970er Jahren gab es Bemühungen zum Angleich der eu-

ropäischen Versicherungsmärkte sowie der Versicherungsaufsicht.380 Wichtige Eckpfeiler hier-

bei bildeten die Erste Richtlinie zur Schadenversicherung381 von 1973 sowie die Erste Richtli-

nie zur Lebensversicherung382 von 1979, welche die Mindestkapitalausstattung eines Versi-

cherungsunternehmens regelten.383 Nach dem Beschluss der Überarbeitung der aufsichts-

rechtlichen Regelungen für Versicherungsunternehmen wurden zunächst im Jahr 2004 die 

Solvency I-Regelungen384 eingeführt. Solvency I überarbeitete die beiden Richtlinien aus den 

 
374 Der BaFin folgend wird synonym hierzu auch der Begriff Geschäftsorganisation gebraucht. Vgl. BaFin (2017), 
Randnummer 5. 
375 Vgl. Doff (2008), S. 193. 
376 Vgl. Knauth (2005), S. 7. 
377 Vgl. Farny (2000), S. 112. 
378 Vgl. Knauth (2005), S. 23f.  
379 Vgl. BaFin (2003), S. 48. 
380 Vgl. Eling et al. (2007), S. 69. 
381 Vgl. Erste Richtlinie 73/239/EWG. 
382 Vgl. Erste Richtlinie 79/267/EWG. 
383 Vgl. Knauth (2005), S. 24f. 
384 Vgl. Richtlinie 2002/13/EG; vgl. Richtlinie 2002/83/EG. 
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70er Jahren ohne eine grundlegende Reform der Versicherungsaufsicht zu initiieren.385 Die 

geforderte Solvabilitätsspanne blieb weiterhin an das Prämien- sowie das Schadenvolumen 

gekoppelt und es wurden lediglich kleinere Veränderungen, etwa an der Berechnungsformel 

oder an den Eingriffsbefugnissen der Aufsicht, vorgenommen.386 Solvency I war von Beginn 

an als Übergangskonzept konstruiert und wies so auch nach der Einführung noch erhebliche 

Schwachstellen auf.387 Zu den wesentlichen Schwächen des Aufsichtsregimes zählen u.a. 

eine nur stichtagsbezogene Prüfung der Solvabilitätslage, eine mangelnde risikotheoretische 

Fundierung, vor allem bei der Bestimmung der Soll-Solvabilität, eine ausschließliche Berück-

sichtigung des versicherungstechnischen Risikos in der Schadenversicherung, eine begrenzte 

Anrechnung der Rückversicherung oder Schwächen in der Bestimmung der Ist-Solvabilität wie 

die Nichtberücksichtigung von Schwankungsrückstellungen.388 

Eine grundlegende Reform der Versicherungsaufsicht erfolgte erst mit der Einführung der Sol-

vency II-Vorschriften, die daher oft auch als Paradigmenwechsel bezeichnet werden und zu 

tiefgreifenden Veränderungen in der Branche führten. Die Regelungen stellen die Risikositua-

tion eines Versicherungsunternehmens in den Mittelpunkt und sind primär prinzipienbasiert 

ausgestaltet.389 Das übergeordnete Hauptziel des Aufsichtsmodells ist die Verbesserung des 

Schutzes der Versicherungsnehmer.390 Daneben bilden die Sicherstellung von Finanzstabilität 

sowie die Berücksichtigung von prozyklischen Effekten weitere Zielsetzungen von Solvency 

II.391 Zusätzlich werden faire und stabile Märkte in den Erwägungsgründen der Richtlinie als 

Ziele benannt.392 Weitere mittelbare Zielsetzungen sind: die Herstellung von Rechtsklarheit 

durch die Beseitigung vieler unterschiedlicher Regelungen zugunsten einer überschaubaren 

Zahl von Normtexten, die Harmonisierung der Versicherungsaufsichtssysteme in der EU sowie 

eine Annäherung an die Vorschriften in anderen Finanzsektoren, insbesondere zu den Anfor-

derungen an die Kreditinstitute und Wertpapierunternehmen. Durch die noch zu beschrei-

bende Umsetzung von Solvency II im Lamfalussy-Verfahren und die Anwendung prinzipien-

basierten Rechts wird zudem eine schnellere Anpassbarkeit sowie Anwendungsflexibilität her-

gestellt.393 

Da das Solvency II-Projekt die Versicherungsaufsicht in ganz Europa grundlegend änderte, 

sind bis zum Inkrafttreten der Anforderungen nicht nur viele Jahre vergangen, sondern der 

Entstehungsprozess war auch geprägt von zahlreichen Diskussionen, Studien und einer Viel-

 
385 Vgl. Doff (2008), S. 194. 
386 Vgl. Graf (2008), S. 11f.; vgl. Romeike / Müller-Reichart (2005), S. 119f. 
387 Vgl. Graf (2008), S. 12. 
388 Vgl. Farny (2000), S. 760-762; vgl. Hartung / Helten (2004), S. 296f.; vgl. auch Rittmann (2009), S. 31-34. 
389 Vgl. Graf (2008), S. 1f.; vgl. Schubert (2005), S. 36. 
390 Vgl. Art. 27 SII-RL; vgl. Wandt / Sehrbrock (2011), S. 195. 
391 Vgl. Art. 28 SII-RL; vgl. Wandt / Sehrbrock (2011), S. 196. 
392 Vgl. Erwägungsgrund 16 SII-RL; vgl. hierzu auch Wandt / Sehrbrock (2011), S. 197f. 
393 Vgl. Wandt / Sehrbrock (2011), S. 199-205. 
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zahl von Veröffentlichungen. Aus diesem Grund wird im Folgenden keine umfassende Dar-

stellung des Verlaufes des Solvency II-Projektes angestrebt, sondern es werden lediglich die 

Eckpunkte der Einführung des neuen Aufsichtsregimes beschrieben. 

3.1.2 Umsetzung von Solvency II 

Das Projekt Solvency II gliederte sich in zwei Phasen. Die erste Phase von Mai 2001 bis April 

2003 diente dazu, einen generellen Rahmen zu definieren und grundlegende Vorgehenswei-

sen zu spezifizieren.394 In dieser Phase wurden u.a. zwei bedeutende Studien durchgeführt. 

Die erste Studie, die von KPMG ausgeführt wurde, empfahl zur Umsetzung von Solvency II 

eine Drei-Säulen-Struktur.395 Der zweite Bericht, der nach dem Vorsitzenden der durchführen-

den Arbeitsgruppe benannte Sharma-Report, bildete das Fundament für die Solvency II-Rah-

menrichtlinie396 (SII-RL) und betonte die Notwendigkeit einer risikobasierten Kapitalausstat-

tung, der Installation von Frühwarnindikatoren sowie eine erhöhte Aufmerksamkeit für interne 

Faktoren. Bereits der Sharma-Report hob die Bedeutung der internen Kontrollen zur Verhin-

derung von Insolvenzen hervor.397 Mit einer Veröffentlichung der Europäischen Kommission 

zu den Grundzügen der neuen Aufsichtsstruktur398 im Frühjahr 2003, wurde die erste Phase 

des Projektes abgeschlossen.399 In der zweiten Phase folgten die Konkretisierung und detail-

lierte Ausarbeitung der Regelungen.400  

Die Umsetzung von Solvency II erfolgte nach dem sog. Lamfalussy-Verfahren, das eine be-

schleunigte Gesetzgebung gewährleisten und den europäischen Gesetzgebungsprozess ver-

einfachen sollte. Nach dem Lamfalussy-Verfahren beschließt das europäische Parlament le-

diglich eine Rahmenrichtlinie ï in diesem Fall die SII-RL ï die konkrete Ausgestaltung erfolgt 

sodann auf den untergeordneten Ebenen.401 Im Lamfalussy-Verfahren zu Solvency II werden 

folgende Ebenen unterschieden:402  

¶ Ebene 1: Die von den europäischen Gesetzgebern verabschiedete SII-RL stellt die 

oberste Ebene des Verfahrens dar. Die Richtlinie bildet die Grundlage und den Rah-

men für die Konkretisierungen auf den unteren Ebenen. 

¶ Ebene 2: In dieser Ebene erfolgt die rechtsverbindliche Ausgestaltung der Rahmen-

richtlinie durch die Europäische Kommission sowie die europäische Versicherungs-

aufsicht European Insurance and Occupational Pensios Authority (EIOPA) bzw. deren 

 
394 Vgl. Eling et al. (2007), S. 70; vgl. European Commission (2003), S. 1. 
395 Vgl. European Commission / KPMG (2002), S. 16. 
396 Vgl. Richtlinie 2009/138/EG. 
397 Vgl. Conference of Insurance Supervisory Services of the Member States of the EU (2002), S. 9, 70. 
398 Vgl. European Commission (2003). 
399 Vgl. für den gesamten Absatz Eling et al. (2007), S. 70f. 
400 Vgl. Schubert (2005), S. 36f. 
401 Vgl. Probst (2016), S. 9. 
402 Für die folgenden Punkte vgl. BaFin: Solvency II: Rechtsgrundlagen, Leitlinien und Auslegungsentscheidungen 
der BaFin; vgl. Probst (2016), S. 9; Schubert (2005), S. 41. 



- 89 - 
 

Vorgängerorganisation Committee of European Insurance and Occupational Pensions 

Supervisors (CEIOPS), insbesondere in Form der Delegierten Verordnung (DVO)403, 

die unmittelbar geltendes Recht ist. Die ebenfalls bindenden technischen Standards, 

die von der Europäischen Kommission erlassen wurden, bilden die Ebene 2.5. 

¶ Ebene 3: In dieser Ebene erarbeitete die EIOPA Leitlinien und Empfehlungen, um eine 

einheitliche Anwendung des EU-Rechts sicherzustellen. Die Leitlinien richten sich an 

die Aufsichtsbehörden der Mitgliedsländer.  

¶ Ebene 4: Auf der untersten Ebene folgt die nationale Umsetzung der Solvency II-An-

forderungen, in Deutschland mit Hilfe einer Neufassung des VAG. 

In der zweiten Phase des Projektes wurden neben der Rahmenrichtlinie auf der ersten Ebene 

auch die sonstigen Regelungen auf den unteren Ebenen ausgearbeitet. Hervorzuheben sind 

die drei Wellen der sog. Calls for Advice in den Jahren 2004 bis 2006, bei denen die EU-

Kommission Arbeitsaufträge an CEIOPS stellte und Stellungnahmen zu verschiedenen The-

men einforderte.404 Zwischen 2005 und 2010 fanden zudem fünf Quantitative Impact Studies 

(QIS) statt, deren Ziel es einerseits war, einen Überblick über die möglichen Folgen von Sol-

vency II zu erhalten und andererseits, den Unternehmen Informationen über die konkrete Aus-

gestaltung der zukünftigen Regelungen zukommen zu lassen.405 Nach dem ersten Entwurf im 

Juli 2007 folgte die Annahme der SII-RL durch das Europäische Parlament im November 

2009.406 

Durch den Vertrag von Lissabon im Jahr 2007 kam es zu Veränderungen im europäischen 

Gesetzgebungsprozess, welche u.a. die Etablierung von bindenden Delegierten Rechtsakten 

zur Folge hatten. Darüber hinaus wurde im Jahr 2009 das neue Europäische Finanzaufsichts-

system vorgestellt, das die Gründung der EIOPA beinhaltete.407 Diese Veränderungen wurde 

durch die Omnibus II-Richtlinie408 in die SII-RL eingearbeitet.409 Da neben diesen rechtlichen 

Themen auch Sachthemen in die Omnibus II-Verhandlungen miteingeflossen waren, kam es 

zu Verzögerungen bei der Verabschiedung der Richtlinie. Als Hauptgrund hierfür ist vor allem 

die Uneinigkeit über die Abbildung des Versicherungsgeschäfts mit langfristigen Garantien 

(sog. Long-term guarantees) zu nennen.410 Im Laufe der Diskussionen wurde 2013 eine wei-

tere Auswirkungsstudie erhoben, das sog. Long-Term Guarantee Assessment.411 Die Verzö-

 
403 Vgl. Delegierte Verordnung 2015/35.  
404 Vgl. BaFin (2005), S. 53; vgl. BaFin (2007a), S. 48. 
405 Vgl. BaFin (2009a), S. 61; vgl. BaFin (2011), S. 60. Die Ergebnisse der einzelnen QIS wurden von CEIOPS 
veröffentlicht. Vgl. EIOPA: Quantitative Impact Studies.  
406 Vgl. Van-Hulle (2011), S. 177f. 
407 Vgl. Van-Hulle (2011), S. 187-189.  
408 Vgl. Richtlinie 2014/51/EU. 
409 Vgl. Peleckiene / Peleckis (2014), S. 157. 
410 Vgl. BaFin (2013), S. 59; für genauere Informationen vgl. McHugh / Schiffel (2014) und Peleckiene / Peleckis 
(2014). 
411 Vgl. BaFin (2014), S. 120. 
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gerungen bei der Verabschiedung der Omnibus II-Richtlinie hatten Auswirkungen auf den Zeit-

plan des Solvency II-Projektes, da die Veröffentlichungen der zweiten bis vierten Ebene erst 

nach dem Inkrafttreten von Omnibus II erfolgen konnten.412 Mit zwei sog. Quick-Fix-Richtlinien 

wurde deshalb der Start des neuen Aufsichtssystems von ursprünglich 01.11.2012 zunächst 

auf den 01.01.2014413 und schließlich auf den 01.01.2016414 verschoben.415  

Nach dem Inkrafttreten der Omnibus II-Richtlinie wurde am 10.10.2014 die Delegierte Verord-

nung416 (Ebene 2) durch die EU-Kommission und am 31.10.2014 ein umfangreiches Paket mit 

Technischen Durchführungsstandards417 (Ebene 2.5) erlassen. Ab Dezember 2014 wurden 

die konkretisierenden Leitlinien auf der dritten Ebene durch die EIOPA veröffentlicht. Die Leit-

linien richten sich an die Aufsichtsbehörden in den einzelnen Ländern, die in einem comply-

or-explain418 Verfahren erklären müssen, ob sie die Leitlinien anwenden wollen.419, Die zweite 

Phase des Projektes endete nach mehr als elf Jahren mit dem Inkrafttreten von Solvency II 

am 01.01.2016. 

Tabelle 4 stellt die wichtigsten Etappen des Solvency II-Projektes zusammenfassend chrono-

logisch dar. 

Zeitpunkt Ereignis 

Dezember 1998 Gründung des Unterausschusses Solvabilität 

Mai 2001 Start der ersten Phase des Solvency II-Projektes 

März 2002 Verabschiedung Solvency I-Richtlinien 

Mai 2002 Veröffentlichung des KPMG-Reports 

Dezember 2002 Veröffentlichung des Sharma-Reports 

März 2003 Veröffentlichung der Europäischen Kommission ĂDesign of the future pru-

dential supervisory system in the EUñ 

Juli 2004 - Anfang 2006 Calls for Advice 

Zwischen 2005 und 

2010 (jährlich) 

QIS-Studien 

Juli 2007 Entwurf der Rahmenrichtlinie Solvency II 

 
412 Vgl. BaFin (2012), S. 69. 
413 Vgl. Richtlinie 2012/23/EU. 
414 Vgl. Richtlinie 2013/58/EU. 
415 Vgl. BaFin (2013), S. 59; vgl. BaFin (2014), S. 119.  
416 Vgl. Delegierte Verordnung 2015/35. Am 01.01.2016 ist eine angepasste Version (Delegierte Verordnung 
2016/467) im Europäischen Amtsblatt veröffentlicht worden. Vgl. BaFin: Solvency II: Rechtsgrundlagen, Leitlinien 
und Auslegungsentscheidungen der BaFin. 
417 Eine Übersicht bietet BaFin: Solvency II: Rechtsgrundlagen, Leitlinien und Auslegungsentscheidungen der 
BaFin. 
418 Den Aufsichtsbehörden steht es offen, die Leitlinien nicht anzuwenden. In diesem Fall ist allerdings eine Be-
gründung an die EIOPA abzugeben, die veröffentlicht wird. Die BaFin beachtet grundsätzlich alle europäischen 
Leitlinien. Lediglich einige wenige Leitlinien werden aufgrund rechtlicher Hindernisse nicht umfassend umgesetzt. 
Vgl. BaFin: Solvency II: Rechtsgrundlagen, Leitlinien und Auslegungsentscheidungen der BaFin. 
419 Vgl. BaFin (2015a), S. 148-150. 
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25. November 2009 Annahme der Rahmenrichtlinie Solvency II durch das Europäische Parla-

ment und den Rat 

Q1/2013 Long-Term Guarantee Assessment 

September 2012 Quick-fix-Richtlinie 

Dezember 2013 Quick-fix-2-Richtlinie 

April 2014 Annahme der Omnibus II-Richtlinie durch das Europäische Parlament 

und den Rat 

10. Oktober 2014 Veröffentlichung der Delegierten Verordnung der Kommission 

Ab Oktober 2014 Veröffentlichung Technischer Durchführungsstandards durch die EIOPA 

Ab Dezember 2014 Veröffentlichung der konkretisierenden Leitlinien durch die EIOPA 

1. Januar 2016 Inkrafttreten der Solvency II-Regelungen 

Tabelle 4: Etappen des Solvency II-Projektes. 

Von den Solvency II-Regelungen sind grundsätzlich alle Erst- und Rückversicherungsunter-

nehmen betroffen. Eine Ausnahme bilden lediglich sehr kleine Versicherungsunternehmen, 

die bestimmte Voraussetzungen erfüllen, insbesondere Bruttoprämieneinnahmen unter 5 Mio. 

EUR haben.420 Diese unterliegen weiterhin den Regelungen von Solvency I.421 Im Folgenden 

werden unter dem Begriff Versicherungsunternehmen sowohl Erst- als auch Rückversiche-

rungsunternehmen verstanden, die unter die Regelungen von Solvency II fallen. 

3.1.3 Aufbau und Inhalte von Solvency II 

3.1.3.1 Grundstruktur 

Bereits in der ersten Phase des Solvency II-Projektes wurde eine Drei-Säulen-Struktur, die so 

auch schon im Aufsichtssystem für Banken zu finden war, empfohlen.422 Abbildung 6 gibt einen 

Überblick über die Inhalte dieser Säulen. Die erste Säule beinhaltet quantitative Anforderun-

gen an die Versicherer. Hierunter fallen die Berechnung der versicherungstechnischen Rück-

stellungen oder die Höhe der Eigenkapitalanforderungen. In der zweiten Säule werden quali-

tative Anforderungen gestellt, die sich sowohl an die Unternehmen als auch an die Aufsicht 

richten. Dazu zählen die Governance-Anforderungen ebenso wie Regelungen zum aufsichts-

rechtlichen Überprüfungsverfahren. Die dritte Säule beinhaltet verstärkte Offenlegungspflich-

ten, die dazu beitragen sollen, die Markttransparenz und damit auch die Marktdisziplin zu er-

höhen.423  

 
420 Vgl. Erwägungsgrund 5 SII-RL. 
421 Vgl. BaFin: Solvency I. 
422 Vgl. European Commission / KPMG (2002), S. 16; vgl. European Commission (2003), S. 3. 
423 Vgl. BaFin (2006), S. 50f.; vgl. Probst (2016), S. 10f.; vgl. Schubert (2005), S. 37-41. 
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Abbildung 6: Drei-Säulen-Struktur von Solvency II.424 

Ziel der folgenden Abschnitte ist es, einen Überblick über die wichtigsten Inhalte der drei Säu-

len von Solvency II zu geben und die grundlegenden Anforderungen an die Versicherungsun-

ternehmen darzustellen.  

3.1.3.2 Säule 1 ï quantitative Anforderungen 

Die erste Säule von Solvency II stellt quantitative Anforderungen an die Kapitalausstattung der 

Versicherungsunternehmen. Diese sollen sicherstellen, dass die Unternehmen genügend Ei-

genkapital besitzen, um potentielle Verluste bei Eintritt der von ihnen eingegangenen Risiken 

tragen zu können.425 Zentrale Aspekte der ersten Säule bilden die versicherungstechnischen 

Rückstellungen, das Anlagenmanagement sowie die Eigenkapitalanforderungen.426  

Die Kapitalanforderungen werden auf Basis einer ökonomischen Betrachtung der Finanz- und 

Risikosituation des Versicherungsunternehmens festgelegt. Zunächst wird eine Solvenzbilanz 

mit allen Vermögenswerten und Verpflichtungen aufgestellt, sodann wird der Kapitalbedarf an-

hand der Risiken in den Aktiv- und Passivpositionen bestimmt.427 Die Solvenzbilanz stellt eine 

vollständige und marktnahe Bewertung der Bilanzaktiva und -passiva dar. Hierzu müssen die 

Vermögenswerte, die Verbindlichkeiten und die versicherungstechnischen Rückstellungen zu 

ihrem Marktwert bewertet werden.428 Da es keinen liquiden Markt für den Handel mit versiche-

rungstechnischen Rückstellungen gibt, stellt insbesondere diese Bewertung eine Herausfor-

derung für die Versicherer dar und es muss auf mathematische Modelle429 zurückgegriffen 

 
424 Eigene Darstellung, vgl. Oehlenberg et al. (2011), S. 5. 
425 Vgl. Gründl / Schlütter (2016), S. 39.  
426 Vgl. Graf (2008), S. 17. 
427 Vgl. Gründl / Schlütter (2016), S. 39. 
428 Vgl. Oehlenberg et al. (2011), S. 6. Die Vorschriften zur Bewertung der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, 
der versicherungstechnischen Rückstellungen, der Eigenmittel, der Solvenkapitalanforderungen, der Mindestkapi-
talanforderungen sowie der Anlagevorschriften finden sich in den Art. 75-135 SII-RL. 
429 Für das genauere Vorgehen zur Bewertung der versicherungstechnischen Rückstellungen siehe z.B. Gründl / 
Schlütter (2016), S. 42-44 oder Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 23-25. 
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werden. Der Wert der Rückstellungen setzt sich zusammen aus einem besten Schätzwert 

(best estimate) und einer Risikomarge.430  

Die Versicherungsunternehmen müssen Eigenmittel vorhalten, damit sie ihre eingegangenen 

Risiken mit hoher Sicherheit finanzieren können. Solvency II unterscheidet zwischen Basisei-

genmitteln, die sich primär aus dem Überschuss der Vermögenswerte über die Verbindlichkei-

ten ergeben und ergänzenden Eigenmitteln. Dies sind Positionen außerhalb der Basiseigen-

mittel, die ebenfalls Verluste abfangen können. Sie müssen vor ihrer Verwendung von der 

Aufsicht genehmigt werden.431 Die Eigenmittelbestandteile werden anhand verschiedener Kri-

terien wie Verfügbarkeit, Nachrangigkeit oder Laufzeit in drei unterschiedliche Klassen, sog. 

Tiers, aufgeteilt.432 Die Eigenmittel sind unterschiedlich gut geeignet, zukünftige Verluste aus-

zugleichen und die Kategorisierung in die unterschiedlichen Klassen spiegelt dies wider. Es 

bestehen verschiedene Grenzen zur Aufteilung der Eigenmittel in die Klassen, so müssen bei-

spielsweise ein Drittel der Eigenmittel zur ersten Klasse gehören.433 

Solvency II stellt zwei unterschiedliche Anforderungen zur Höhe der vorzuhaltenden Eigenmit-

tel. Die Versicherungsunternehmen müssen einerseits Mindestkapitalanforderungen (MCR, 

Minimum Capital Requirement) und andererseits Solvenzkapitalanforderungen (SCR, Sol-

vency Capital Requirement) erfüllen.434 Das MCR stellt ein Mindestkapital dar, welches das 

Versicherungsunternehmen zu jedem Zeitpunkt halten muss. Unterschreitet ein Unternehmen 

das MCR kann dies schwerwiegende aufsichtsrechtliche Folgen haben und sogar einen Kon-

zessionsentzug nach sich ziehen.435 Die Berechnung des MCR ist ï im Vergleich zum SCR ï 

einfach gehalten und muss einem Value-at-Risk der Basiseigenmittel auf dem 85% Konfidenz-

niveau entsprechen. Der Wert des MCR beträgt mindestens 25% und höchstens 45% des 

SCR, zusätzlich sind absolute Untergrenzen vorgesehen.436   

Die Ermittlung des SCR ist ein komplexer Prozess, da es alle quantifizierbaren Risiken und 

den Einfluss von Risikominderungsmaßnahmen berücksichtigt. Die Berechnung kann entwe-

der über eine Standardformel oder ein internes Modell, das von der Aufsicht genehmigt werden 

muss, erfolgen.437 Für die Ermittlung der Höhe des SCR wird ein Value-at-Risk auf dem 99,5% 

Konfidenzniveau über den Zeitraum eines Jahres zugrunde gelegt, d.h. die Eigenmittel würden 

durch ein Ereignis, das statistisch gesehen alle 200 Jahre eintritt, komplett aufgebraucht.438 

Die Bestimmung des SCR über das Standardmodell folgt einem mehrstufigen Verfahren. Das 

 
430 Vgl. Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 23; vgl. Art. 77 SII-RL. 
431 Vgl. Gründl / Schlütter (2016), S. 44f; vgl. Art. 87-90 SII-RL. 
432 Vgl. Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 54f; vgl. Art. 93 SII-RL. 
433 Vgl. Oehlenberg et al (2011), S. 11; vgl. Art. 93-97 SII-RL. 
434 Vgl. Post (2016), S. 48. 
435 Vgl. Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 30. 
436 Vgl. Post (2016), S. 52f.; vgl. Art. 128-131 SII-RL. 
437 Vgl. Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 27; vgl. zum SCR auch Art. 100-127 SII-RL. 
438 Vgl. Post (2016), S. 51f.  
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SCR setzt sich grundsätzlich aus drei Teilbereichen zusammen, nämlich 1) Basissolvenzkapi-

talanforderungen, 2) Kapitalanforderungen für das operationelle Risiko und 3) Anpassungen 

an die Verlustausgleichsfähigkeit der versicherungstechnischen Rückstellungen und der laten-

ten Steuern.439 Das Basissolvenzkapital ergibt sich aus der Aggregation folgender Risikomo-

dule: Marktrisiko, krankenversicherungstechnisches Risiko, Gegenparteiausfallrisiko, lebens-

versicherungstechnisches Risiko, nichtlebensversicherungstechnisches Risiko sowie Risiko 

für immaterielle Vermögensgegenstände. Die Risikomodule werden zum Teil wiederum aus 

der Aggregation von Untermodulen berechnet. Bei der Berechnung der Module werden Diver-

sifikationseffekte berücksichtigt, wodurch die Kapitalerfordernis sinkt.440 Solvency II erlaubt es, 

die Standardformel zu vereinfachen, ein internes Modell zu wählen oder eine Mischform aus 

beiden Verfahren anzuwenden.441 Über geringere Eigenmittelanforderungen werden Anreize 

zur Anwendung eines internen Modells gesetzt, da das hierfür notwendige aktive Risikoma-

nagement einen sehr effektiven Solvenzschutz darstellt.442 

3.1.3.3 Säule 2 ï qualitative Anforderungen 

Viele Schieflagen von Versicherungsunternehmen in der Vergangenheit waren ursächlich auf 

Schwächen in den internen Prozessen zurückzuführen, die in der Folge zu unangemessenen 

Risikoentscheidungen führten und damit die Probleme des Unternehmens auslösten.443 Um 

dieser Tatsache zu begegnen, beinhaltet Solvency II nicht nur die Betrachtung von quantitati-

ven Risiken, sondern bezieht auch qualitative Risiken mit ein. Die zweite Säule verfolgt das 

Ziel, ein einheitliches aufsichtsrechtliches Prüf- und Kontrollverfahren zu installieren sowie ein 

umfassendes Risikomanagement in den Unternehmen zu etablieren.444  

In den Art. 27 bis 39 SII-RL werden die Befugnisse und Pflichten der Aufsichtsbehörden fest-

gelegt. Mit dem regelmäßigen aufsichtlichen Überprüfungsverfahren (SRP, Supervisory Re-

view Process) sollen diejenigen Unternehmen ermittelt werden, die ein erhöhtes Risikoprofil 

aufweisen. Die Aufsichtsbehörden müssen u.a. die Strategien, Prozesse und Meldeverfahren 

zur Einhaltung der quantitativen und qualitativen Anforderungen durch die Unternehmen über-

prüfen und beurteilen. Schwerpunkte der aufsichtlichen Überprüfung sind die Einhaltung der 

Anforderungen zum Governance-Systems, zu den versicherungstechnischen Rückstellungen, 

zum Eigenkapital, zu den Anlagevorschriften, zur Qualität und Quantität der Eigenmittel und 

 
439 Vgl. Oehlenberg et al. (2011), S. 14. 
440 Vgl. Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 27f. 
441 Vgl. Post (2016), S. 53. 
442 Vgl. Schubert (2005), S. 39. 
443 Vgl. Conference of Insurance Supervisory Services of the Member States of the EU (2002), S. 9. 
444 Vgl. Hartung (2005), S. 56. 
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ggfs. zum internen Modell. Unter bestimmten Umständen können die Aufsichtsbehörden Ka-

pitalaufschläge von den Versicherungsunternehmen verlangen, z.B. bei erheblichen Abwei-

chungen des Risikoprofils von den Annahmen, die der SCR-Berechnung zugrundeliegen.445 

Bereits während des Solvency II-Projektes nahmen die Bereiche IKS und Governance eine 

Schlüsselrolle ein.446 Ein wirksames Governance-System ist einerseits Voraussetzung für ein 

solides und vorsichtiges Management in den einzelnen Unternehmen, andererseits auch für 

die Wirksamkeit des gesamten Aufsichtssystems.447 Hinsichtlich der Geschäftsorganisation 

regelt Solvency II zunächst grundlegende Anforderungen. Das Governance-System der Ver-

sicherungsunternehmen muss eine transparente Organisationsstruktur mit einer angemesse-

nen Funktionstrennung sowie ein wirksames Informations- und Kommunikationssystem um-

fassen. Bei der Ausgestaltung des Systems müssen die Wesensart, der Umfang und die Kom-

plexität der Tätigkeiten des Unternehmens berücksichtigt werden. Zumindest für definierte Be-

reiche des Governance-Systems müssen schriftliche Leitlinien existieren.448 Zentrale Bestand-

teile des Governance-Systems sind das Risikomanagementsystem, das IKS sowie die vier 

Schlüsselfunktion Risikomanagement-Funktion, Compliance-Funktion, versicherungsmathe-

matische Funktion und interne Revision.449, 450 Die genaue Ausgestaltung der Funktionen ist 

nicht durch Solvency II geregelt, allerdings müssen die Unternehmen eine objektive, faire und 

unabhängige Aufgabenerfüllung ermöglichen.451  

Im Risikomanagementsystem wird ein breiter Ansatz verfolgt. Es umfasst sowohl Risiken, die 

in die Berechnung der Solvenzkapitalanforderung einfließen als auch solche, die nicht voll-

ständig berücksichtigt werden. Darüber hinaus müssen auch potentielle Risiken erfasst und 

Interdependenzen beachtet werden. Dies gilt sowohl für Einzel- als auch für aggregierte Risi-

ken.452 Sovency II fordert neben dem Risikomanagementsystem die Einrichtung eines wirksa-

men IKS, das definierte Mindestbestandteile umfassen muss. Als Teil des IKS ist darüber hin-

aus eine Compliance-Funktion einzurichten, die die Einhaltung gesetzlicher Anforderungen 

überwachen soll.453  

Die Inhaber der Schlüsselfunktionen müssen neben allen anderen Personen, die das Unter-

nehmen tatsächlich leiten, die Anforderungen des Art. 42 SII-RL erfüllen, die unter dem 

Schlagwort fit & proper zusammengefasst werden. Danach muss der beschriebene Personen-

kreis sowohl fachlich qualifiziert als auch persönlich integer und zuverlässig sein, dazu zählen 

 
445 Vgl. Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 66f.; vgl. Art. 36, 37 SII-RL. 
446 Vgl. Steffen (2008), S. 60. 
447 Vgl. Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 57. 
448 Vgl. Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 58f.; vgl. Art. 41 SII-RL. 
449 Vgl. Wolf (2013), S. 679. 
450 In den folgenden Teilen des dritten Kapitels wird auf diese Punkte genauer eingegangen, weshalb hier nur ein 
kurzer Überblick gegeben wird. 
451 Vgl. Moormann (2013), S. 1f. 
452 Vgl. Wolf (2013), S. 679f.; vgl. Art. 44 SII-RL. 
453 Vgl. Meyer (2011), S. 92f.; vgl. Art. 46 SII-RL. 
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beispielsweise ausreichende berufliche Qualifikation oder ein beanstandungsloses Führungs-

zeugnis.454 Lagert ein Unternehmen Prozesse oder Funktionen aus, bleibt es dennoch weiter-

hin für diese verantwortlich. Durch das Outsourcing von kritischen oder wichtigen operativen 

Funktionen darf die Qualität des Governance-Systems nicht wesentlich eingeschränkt werden 

und es darf keine übermäßige Risikosteigerung nach sich ziehen.455 

Eine Verknüpfung der ersten und zweiten Säule bildet die unternehmenseigene Risiko- und 

Solvabilitätsbeurteilung (ORSA, Own Risk and Solvency Assessment), die die Verbindung zwi-

schen Organisation, Prozess und Kapitalausstattung herstellt.456 Bei der Berechnung der Sol-

venzkapitalanforderungen mittels der Standardformel können unternehmensinterne Anforde-

rungen beispielsweise hinsichtlich des Betrachtungshorizonts oder der Bewertungslogik nicht 

berücksichtigt werden. Dies ist allerdings für eine angemessene Unternehmens- und Risi-

kosteuerung notwendig. Der ORSA-Bericht soll diese Lücke schließen, indem der Gesamtsol-

vabilitätsbedarf unter Berücksichtigung des spezifischen Risikoprofils ermittelt wird. Er muss 

integraler Bestandteil der Geschäftsstrategie sein und bei strategischen Entscheidungen be-

rücksichtigt werden.457  

3.1.3.4 Säule 3 ï Offenlegungspflichten 

Die dritte Säule von Solvency II beinhaltet Offenlegungspflichten gegenüber der Aufsichtsbe-

hörde und der Öffentlichkeit mit dem Ziel, zur Marktdisziplin von Versicherungsunternehmen 

beizutragen.458 Durch die einheitlichen Publizitätspflichten bestimmter Unternehmensdaten 

können Marktteilnehmer, insbesondere Eigenkapitalgeber und Versicherungsnehmer, die Un-

ternehmen intensiv beobachten und die gewonnenen Erkenntnisse in ihr Verhalten einfließen 

lassen. Die Aktivitäten der Marktteilnehmer werden wiederum beobachtet und dienen der Auf-

sichtsbehörde als zusätzliche Informationsquelle. Darüber hinaus können die Aktivitäten auch 

weitere Interessensgruppen dazu veranlassen, Einfluss auf das Management des Unterneh-

mens zu nehmen. So kann das Versicherungsunternehmen dazu motiviert werden, eine Risi-

kolage anzustreben, die ihrer Kapitalausstattung angemessen ist.459 

Im Rahmen der dritten Säule sind grundsätzlich drei Arten von Berichtspflichten durch die Un-

ternehmen zu erfüllen. Dabei handelt es sich 1) um den Solvency and Financial Condition 

Report (SFCR) an die Öffentlichkeit, 2) das Regular Supervisory Reporting (RSR) an die Auf-

sichtsbehörden sowie 3) um Quantitative Reporting Templates (QRT), die ebenfalls an die 

 
454 Vgl. Moormann (2013), S. 2; vgl. Art. 42, 43 SII-RL. 
455 Vgl. Pelzer (2016), S. 98; vgl. Art. 49 SII-RL. 
456 Vgl. Pelzer (2016), S. 89. 
457 Vgl. Meyer (2011), S. 92; vgl. Art. 45 SII-RL. 
458 Vgl. Freiling (2012), S. 58. 
459 Vgl. Hartung (2005), S. 63-65. 
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Aufsichtsbehörden gerichtet sind.460 Beim SFCR- und RSR-Bericht handelt es sich um narra-

tive Berichte, die grundsätzlich der gleichen Struktur folgen, um thematisch gleiche Informati-

onen zu übermitteln. Sie unterscheiden sich jedoch hinsichtlich ihrer Granularität. Für den 

RSR-Bericht ist eine größere Detailtiefe gefordert, um mehr und möglicherweise auch wettbe-

werbsrelevante Informationen an die Aufsicht zu übermitteln.461 Beide Berichte beinhalten so-

wohl qualitative Informationen als auch quantitative Daten. Ihre wesentlichen Bestandteile sind 

eine Beschreibung der Geschäftstätigkeit, des Governance-Systems, der Risikosituation, der 

angewandten Bewertungsmethoden sowie des Kapitalmanagements.462 Während der SFCR-

Bericht jährlich zu erstellen ist, ist der Zyklus für den RSR abhängig von der Intensität des 

SRP.463 Die QRT ergänzen den RSR-Bericht an die Aufsicht. Dabei handelt es sich um Tabel-

len, die beispielsweise mit Informationen zu Eigenmitteln oder Bilanzdaten befüllt und regel-

mäßig übermittelt werden müssen.464  

3.1.4 Solvency II als prinzipienbasierte Regulierung  

Wie bereits angesprochen, wies Solvency I einige Schwachstellen auf. Das Aufsichtsregime 

war geprägt von starren Normen, die keinen Ermessenspielraum zuließen. Zudem waren die 

rein quantitativen Anforderungen nicht ausreichend, um die komplexen Risikosituationen von 

Versicherungsunternehmen umfassend darzustellen und boten Anreize, Regelungslücken 

auszunutzen. Aus diesem Grund sind die Solvency II-Anforderungen überwiegend prinzipien-

basiert gestaltet, was die Integration von qualitativen Vorgaben nach sich zieht.465  

Regelbasiertes Recht, das im alten Aufsichtsregime überwiegend angewendet wurde, gibt den 

Unternehmen eindeutige Ge- und Verbote vor und auch die Kompetenzen der Aufsichtsbehör-

den sind klar geregelt. Prinzipienbasiertes Recht hingegen ist zielorientiert, d.h. das Rege-

lungsziel ist vorgegeben, nicht allerdings der Weg zur Zielerreichung.466 Die Art und Weise wie 

die Ziele erreicht werden, bleibt zum großen Teil im Ermessen der Unternehmen selbst, es 

werden also Interpretations- und Handlungsspielräume eröffnet. Diese zusätzliche Freiheit 

geht implizit mit einer Stärkung der Verantwortlichkeiten des Managements einher, das eine 

sachgerechte und unternehmensbezogene Umsetzung der Anforderungen gewährleisten 

muss.467 Prinzipienbasiertes Recht ist charakterisiert durch ausfüllungsbedürftige, nicht ab-

schließende Normen.468 Bei der Formulierung finden häufig unbestimmte Rechtsbegriffe wie 

 
460 Vgl. Freiling (2012), S. 59f. 
461 Vgl. Probst (2016), S. 118, 120. 
462 Vgl. Österreichische Finanzmarktaufsicht (2012), S. 74f.; vgl. hierzu auch Art. 35 und 51 SII-RL. 
463 Vgl. Helmreich (2012), S. 11. 
464 Vgl. Probst (2016), S. 118, 123f. 
465 Vgl. Hartung (2005), S. 55; vgl. auch Estrella (1998), S. 194f.  
466 Vgl. Black (2010), S. 3; vgl. Wandt (2012), S. 8f. 
467 Vgl. Nguyen / Bach (2009), S. 5; vgl. auch BaFin (2007b), S. 9. 
468 Vgl. Dreher (2008), S. 1000; vgl. Wandt (2012), S. 9. 
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Ăangemessenñ, Ăwesentlichñ oder Ăgeeignetñ Verwendung.469 Es muss angemerkt werden, 

dass die beiden Formen regelbasiertes und prinzipienbasiertes Recht als zwei Extrempole 

eines Kontinuums angesehen werden können. In der Realität handelt es sich immer um Misch-

formen, bei denen entweder die eine oder andere Form ausgeprägter ist.470  

Durch die Anwendung prinzipienbasierten Rechts im Rahmen von Solvency II kann auch der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit471 gewahrt werden. Er dient der Sicherstellung einer ange-

messenen Zweck-Mittel-Relation und wird durch das Proportionalitätsprinzip weiter konkreti-

siert.472 So betont Art. 29 Abs. 3 der SII-RL, dass Ă(é)die Vorschriften dieser Richtlinie auf 

eine Art und Weise angewandt werden, die der Wesensart, dem Umfang und der Komplexität 

der Risiken angemessen ist, die mit der Tätigkeit des Versicherungs- oder des Rückversiche-

rungsunternehmens einher gehen.ñ Das Proportionalitätsprinzip bezieht sich dabei im Sinne 

einer doppelten Proportionalität sowohl auf die Anwendung durch die beaufsichtigten Unter-

nehmen als auch auf die Eingriffsbefugnisse der Aufsicht. Das Prinzip ist nicht beschränkt auf 

einzelne Bereiche, sondern ist in allen drei Säulen und auf allen Ebenen berücksichtigt,473 

allerdings wird der Proportionalitätsgedanke in der zweiten Säule am intensivsten gelebt.474 

Das Proportionalitätsprinzip unterstützt den von Solvency II verfolgten risikobasierten Ansatz, 

da hierdurch die Anwendung der Vorschriften auf die unternehmensindividuelle Risikosituation 

des Versicherers angepasst und Wettbewerbsneutralität475 sichergestellt werden kann. So 

kann ein gleichwertiger Schutz für die Versicherungsnehmer gewährleistet werden.476 

Durch die Ausgestaltung von Solvency II als prinzipienbasiertes Recht und den Proportionali-

tätsgedanken können unternehmensindividuelle Besonderheiten berücksichtigt und angemes-

sene Anforderungen an die Versicherer gestellt werden. Darüber hinaus wird durch die Hand-

lungs- und Auslegungsspielräume des Managements deren Aufmerksamkeit in Bezug auf auf-

sichtsrechtliche Ziele gestärkt, die Anforderungen sind weniger umgehungsanfällig und es 

herrscht eine größere Flexibilität.477 Andererseits führt die Formulierung von prinzipiellen Re-

gelungen auch zu einigen Herausforderungen für die Unternehmen. Zu nennen sind vor allem 

(Rechts-)Unsicherheit durch Ermessensspielräume, eine Ausweitung der Pflichten der Unter-

 
469 Vgl. Dreher (2008), S. 1000; vgl. Nguyen / Bach (2009), S. 5;  
470 Vgl. Nguyen / Bach (2009), S. 4. 
471 Der Grundsatz beinhaltet die drei Teilaspekte 1) Geeignetheit, 2) Erforderlichkeit und 3) Angemessenheit (Ver-
hältnismäßigkeit im engeren Sinne) der getroffenen Maßnahme. Vgl. Dröse / Littmann (2012), S. 345f. 
472 Vgl. Dröse / Littmann, S. 345f. 
473 Vgl. CEIOPS (2008), S. 5; vgl. Nguyen / Bach (2009), S. 10. 
474 Vgl. Schräpel (2014), S. 51. 
475 Versicherer mit einer geringen Risikoexponierung werden durch das Proportionalitätsprinzip vor zu hohen Be-
lastungen geschützt, während die Anforderungen für Unternehmen mit komplexen Risikoverhältnissen höher sind. 
Vgl. Nguyen / Bach (2009), S. 10f. 
476 Vgl. Nguyen / Bach (2009) S. 10f. 
477 Vgl. Wandt (2012), S. 17f; vgl. auch Black (2010), S. 8; vgl. auch Pohlmann (2011), S. 338f. 
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nehmen und der Eingriffsbefugnisse der Aufsicht sowie eine zumindest zeitweilige Rechtsver-

schärfung, da das Management Anforderungen zunächst streng auslegt, um negative Konse-

quenzen zu vermeiden.478  

3.1.5 Nationale Umsetzung der Anforderungen 

Durch das Lamfalussy-Verfahren ist eine Umsetzung der Solvency II-Anforderungen in natio-

nales Recht erforderlich.479 Diese erfolgte in Deutschland mit dem Gesetz zur Modernisierung 

der Finanzaufsicht über Versicherungen480, mit dem ein neues deutsches Versicherungsauf-

sichtsgesetz verabschiedet wurde. Die wesentlichen Vorschriften des neuen VAG traten am 

01.01.2016 in Kraft.481 Ursprünglich war geplant die Richtlinie bereits mit der 10. VAG No-

velle482 in deutsches Recht umzusetzen,483 aufgrund der Verzögerungen in der Verabschie-

dung der Omnibus II-Richtlinie und der Bundestagswahlen 2013 war allerdings ein neues Ge-

setzgebungsverfahren notwendig geworden.484 Mit der Konzeption der 10. VAG Novelle hat 

sich der Gesetzgeber dazu entschieden, das alte VAG grundlegend zu reformieren und neu 

zu konzipieren.485 Das Gesetz zur Modernisierung der Finanzaufsicht über Versicherungen 

baut im Wesentlichen auf den Entwürfen der 10. VAG-Novelle auf.486  

Bereits mit der 9. VAG Novelle487, die am 01.01.2008 in Kraft trat, wurde u.a. das Ziel verfolgt, 

deutsche Versicherungsunternehmen frühzeitig auf Solvency II vorzubereiten. So wurden im 

neu eingeführten § 64a VAG a.F. umfangreiche Anforderungen an die Geschäftsorganisation, 

das Risikomanagement und die internen Kontrollen gestellt.488 2009 veröffentlichte die Bun-

desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) außerdem die Mindestanforderungen an 

das Risikomanagement von Versicherungsunternehmen (MaRisk VA)489. Dieses Rundschrei-

ben diente dazu, einen Rahmen zur Ausgestaltung des Risikomanagementsystems zu bilden 

und die Anforderungen des § 64a VAG a.F. verbindlich auszulegen.490 Mit Inkrafttreten von 

Solvency II wurden die MaRisk VA aufgehoben.491 

 
478 Vgl. Schräpel (2014), S. 27f.; vgl. Wandt (2012), S. 23-26. 
479 Vgl. Kapitel 3.1.2. 
480 Vgl. Gesetz zur Modernisierung der Finanzaufsicht von Versicherungen vom 01.04.2015. 
481 Vgl. Kraft (2015), S. 390. 
482 Vgl. Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 18.04.2012. 
483 Vgl. Grote / Schaaf (2012), S. 17. 
484 Vgl. Kraft (2015), S. 390. 
485 Vgl. Grote / Schaaf (2012), S. 17. 
486 Vgl. BaFin (2015b), S. 6f.  
487 Vgl. Neuntes Gesetz zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 23.12.2007. 
488 Vgl. Bürkle (2008), S. 212f. 
489 Vgl. BaFin (2009b). 
490 Vgl. BaFin (2009b), Abschnitt 1.1. 
491 Vgl. BaFin: Rundschreiben 3/2009 (VA). 
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3.2 Anforderungen an ein IKS durch die Solvency II-Regelungen 

3.2.1 Europäische Anforderungen 

3.2.1.1 Solvency II-Richtlinie  

Nach dem Überblick über das Projekt Solvency II und die wichtigsten Prinzipien, werden im 

Folgenden die regulatorischen Anforderungen hinsichtlich der Einrichtung eines IKS genauer 

untersucht. Hierzu werden zunächst die wichtigsten Anforderungen aus den Regelwerken der 

vier Ebenen des Lamfalussy-Verfahrens im Einzelnen dargestellt und anschließend zusam-

mengefasst und interpretiert. 

Nach der SII-RL müssen alle Versicherungsunternehmen über ein wirksames Governance-

System verfügen, das ein solides und vorsichtiges Management des Geschäftes gewährleis-

ten muss. Es muss mindestens eine angemessene transparente Organisationsstruktur, die 

eine eindeutige Zuweisung und angemessene Trennung von Zuständigkeiten beinhaltet, so-

wie ein wirksames Informations- und Kommunikationssystem umfassen. Zum Governance-

System zählen außerdem die Regelungen aus den Art. 42 bis 49 SII-RL zur fachlichen Eig-

nung und persönlichen Zuverlässigkeit, zum Zuverlässigkeitsnachweis, zum Risikomanage-

ment, zum ORSA, zur internen Kontrolle, zur internen Revision, zur versicherungsmathemati-

sche Funktion sowie zum Outsourcing. Die Geschäftsorganisation muss ï entsprechend dem 

Proportionalitätsprinzip ï unter Berücksichtigung der Wesensart, des Umfangs sowie der Kom-

plexität der Tätigkeiten des Unternehmens angemessen ausgestaltet werden. Für das IKS 

muss ebenso wie für das Risikomanagement, die interne Revision und ggfs. das Outsourcing 

eine schriftliche Leitlinie existieren, die der Zustimmung des Verwaltungs-, Management- oder 

Aufsichtsorgans (VMAO) unterliegt und jährlich zu überprüfen ist.492 

Neben diesen allgemeinen Governance-Anforderungen bildet Art. 46 SII-RL die Grundlage für 

die europaweit geltenden Anforderungen an ein IKS in Versicherungsunternehmen. Nach Art. 

46 Abs. 1 SII-RL müssen Versicherungsunternehmen über ein wirksames IKS verfügen, das 

zumindest Verwaltungs- und Rechnungslegungsverfahren, einen internen Kontrollrahmen, an-

gemessene Melderegelungen auf allen Unternehmensebenen sowie eine Compliance-Funk-

tion zur Überwachung der Einhaltung der Anforderungen umfasst. Sodann werden im zweiten 

Absatz die Aufgaben der Compliance-Funktion spezifiziert. Dazu gehören die Beratung des 

VMAO bezüglich der Einhaltung der in Übereinstimmung mit der SII-RL erlassenen Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften ebenso wie die Beurteilung möglicher Auswirkungen von Ände-

rungen des Rechtsumfeldes auf die Tätigkeit des Unternehmens und die Identifizierung und 

 
492 Vgl. Art. 41 Abs. 1-3 SII-RL. 
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Beurteilung des Compliance-Risikos, d.h. des Risikos, das mit der Nicht-Einhaltung der recht-

lichen Vorgaben verbunden ist.493 

Grundsätzlich gelten die Anforderungen an das Governance-System entsprechend Art. 246 

Abs. 1 SII-RL auf Gruppenebene entsprechend. Hinsichtlich des IKS ï ebenso wie des Risi-

komanagements und des Berichtswesens ï wird zusätzlich eine einheitliche Umsetzung in den 

einzelnen Gruppenunternehmen gefordert, um die Systeme bzw. das Berichtswesen auf Grup-

penebene kontrollieren zu können.494 Art. 246 Abs. 2 SII-RL detailliert darüber hinaus die An-

forderungen an die internen Kontrollmechanismen auf Gruppenebene. Hierzu gehören ange-

messene Mechanismen in Bezug auf die Solvabilität der Gruppe, die eine Erkennung und 

Messung der wesentlichen Risiken und die angemessene Unterlegung mit anrechnungsfähi-

gen Eigenmitteln ermöglichen. Ferner werden ein ordnungsgemäßes Berichtswesen und 

Rechnungslegungsverfahren gefordert, um gruppeninterne Transaktionen und Risikokonzent-

rationen zu überwachen und zu steuern. 

Über die beschriebenen Regelungen hinaus stellt die SII-RL in anderen Artikeln zusätzliche 

Anforderungen im Zusammenhang mit dem IKS: Aufgabe der internen Revision ist die Bewer-

tung der Wirksamkeit und Angemessenheit des IKS und anderer Bestandteile des Gover-

nance-Systems.495 Ferner werden interne Kontrollmechanismen beispielsweise in Zusammen-

hang mit Zweckgesellschaften496, mit verbundenen Kreditinstituten, Wertpapierfirmen und Fi-

nanzinstituten497 sowie bei den Regelungen zur Überwachung der Gruppensolvabilität bei 

Gruppen mit zentralisiertem Risikomanagement498 erwähnt. Hier wird das IKS allerdings nicht 

inhaltlich geregelt, sondern das Vorhandensein eines wirksamen IKS wird als Gütekriterium 

verstanden. Die vorliegende Arbeit konzentriert sich deshalb auf die Hauptanforderungen zur 

Ausgestaltung eines IKS.  

3.2.1.2 Delegierte Verordnung 

Die DVO auf der zweiten Ebene des Lamfalussy-Verfahrens konkretisiert die Anforderungen 

der SII-RL. Das IKS bzw. damit zusammenhängende Grundsätze finden zunächst Erwähnung 

in den einleitenden Erwägungsgründen. Hiernach bildet eine angemessene und transparente 

Verteilung von Kontroll- und Managementaufgaben die Basis für eine gute Governance und 

damit eine effiziente und solide Unternehmensführung. Zentraler Grundsatz hierfür ist, dass 

Einzelpersonen keine Entscheidungen ohne Kontrolle durch mindestens eine andere Person 

treffen sollten.499 Die Erwägungsgründe 96 und 97 gehen spezifisch auf die internen Kontrollen 

 
493 Vgl. Art. 46 SII-RL. 
494 Vgl. Art. 246 Abs. 1 SII-RL. 
495 Vgl. Art. 47 Abs. 1 SII.RL. 
496 Vgl. Art. 211 Abs. 2 e) SII-RL. 
497 Vgl. Art. 228 SII-RL. 
498 Vgl. Art. 236 b) SII-RL. 
499 Vgl. Erwägungsgrund 93f. DVO. 
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ein. Diese sollen gewährleisten, dass alle Personen, die operative oder kontrollbezogene Auf-

gaben wahrnehmen, entsprechend den Unternehmenszielen sowie den geltenden Vorschrif-

ten handeln. Sie sollen zudem eine verlässliche und präzise wirtschaftliche Bewertung sicher-

stellen.500 Weiter fordert die DVO, dass die Strategie im Bereich IKS ï sowie die der anderen 

Kernelemente des Governance-Systems ï die Zuständigkeiten, Ziele, Prozesse und Berichts-

verfahren klar darlegt und dass diese mit der Geschäftsstrategie des Unternehmens in Ein-

klang stehen muss.501 Bei der Bewertung des Gesamtsolvabilitätsbedarfs im Rahmen des 

ORSA ist das IKS ebenfalls zu berücksichtigen.502  

Erläuternde Ausführungen zum IKS finden sich in den Art. 266, 267 DVO sowie für die Com-

pliance-Funktion in Art. 270 DVO. Zunächst wird die Zielsetzung des IKS erläutert. Demnach 

muss das IKS 1) die Einhaltung der geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften durch das 

Versicherungsunternehmen, 2) die Wirksamkeit und Effizienz der Geschäftstätigkeit im Hin-

blick auf die Unternehmensziele sowie 3) die Verfügbarkeit und Verlässlichkeit der Informatio-

nen finanzieller und nicht finanzieller Art gewährleisten.503 Im darauffolgenden Art. 267 DVO 

ist festgelegt, dass die Versicherungsunternehmen über wirksame Systeme und Kontrollen 

verfügen müssen, um die Zuverlässigkeit und Angemessenheit der Bewertung der Vermö-

genswerte und Verbindlichkeiten gem. Art. 75 SII-RL sicherzustellen. Es müssen zudem do-

kumentierte Politiken und Verfahren für den Bewertungsprozess existieren. Eine externe, un-

abhängige Bewertung bzw. Überprüfung des Werts wesentlicher Vermögenswerte und Ver-

bindlichkeiten muss auf Verlangen der Aufsichtsbehörde vorgenommen werden. Zusätzliche 

Anforderungen an die Unternehmen sind die ausreichende Bereitstellung von Ressourcen zur 

Entwicklung, Kalibrierung, Genehmigung und Überprüfung der Bewertungskonzepte sowie die 

Einführung spezifischer interner Kontrollverfahren im Zusammenhang mit alternativen Bewer-

tungsmethoden und der Überwachung von Prozessen zur Genehmigung und Überprüfung der 

Bewertung.504 

Hauptanforderungen in der DVO an die Compliance-Funktion sind die Ausarbeitung einer 

Compliance-Politik, im Rahmen derer Zuständigkeiten, Befugnisse und Berichtspflichten der 

Compliance-Funktion festgelegt werden, sowie eines Compliance-Plans, in dem die geplanten 

Tätigkeiten der Funktion dargelegt werden. Zudem zählt die Bewertung der Angemessenheit 

der getroffenen Maßnahmen zur Verhinderung einer Non-Compliance zu den Aufgaben der 

Funktion.505  

 
500 Vgl. Erwägungsgrund 96f. DVO.  
501 Vgl. Art. 258 Abs. 2 DVO.  
502 Vgl. Art. 262 Abs. 2 c) DVO.  
503 Vgl. Art. 266 DVO. 
504 Vgl. Art. 267 Abs. 1-4 DVO. 
505 Vgl. Art. 270 Abs. 1, 2 DVO. 
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In den im Rahmen von Solvency II eingeführten Berichten, dem SFCR sowie dem RSR, bildet 

auch das IKS einen Bestandteil. Im SFCR-Bericht ist eine Beschreibung des IKS des Unter-

nehmens sowie eine Beschreibung der Umsetzung der Compliance-Funktion gefordert.506 Hin-

sichtlich des SFCR der Gruppe ist eine Beschreibung der einheitlichen Umsetzung von Risi-

komanagementsystem und IKS mitaufzunehmen.507 Im detaillierteren RSR-Bericht werden 

Angaben zu den wichtigsten Verfahren des IKS, zu Tätigkeiten der Compliance-Funktion so-

wie zur Compliance-Politik, dem Verfahren zur Überarbeitung dieser, der Häufigkeit der Über-

prüfung und zu signifikanten Veränderungen verlangt.508 Der RSR-Bericht der Gruppe muss 

eine Beschreibung der Umsetzung der internen Kontrollmechanismen in den IKS der Gruppe 

nach Art. 246 Abs. 2 SII-RL enthalten.509 

Die DVO greift interne Kontrollen und Kontrollmechanismen an vielen weiteren Stellen auf. 

Beispielsweise muss das Unternehmen bei der Auslagerung einer kritischen oder wichtigen 

operativen Funktion bzw. Tätigkeit sicherstellen, dass die relevanten Elemente des IKS des 

Dienstleisters angemessen sind und den ausgelagerten Tätigkeiten in seinem eigenen IKS 

angemessen Rechnung tragen.510 Dies dient dazu, Art. 49 Abs. 2 a), b) SII-RL einzuhalten, 

wonach durch die Auslagerung solcher Funktionen die Qualität des Governance-Systems 

nicht wesentlich beeinträchtigt und das operationelle Risiko nicht übermäßig gesteigert werden 

darf. 

3.2.1.3 EIOPA Leitlinien und Erläuterungen 

Hinsichtlich des IKS existieren keine bindenden technischen Standards auf Ebene 2,5, sodass 

nachfolgend die von der EIOPA veröffentlichten Leitlinien auf der dritten Ebene des Lam-

falussy-Verfahrens untersucht werden. Die insgesamt 70 Leitlinien zum Governance-System 

wurden von der EIOPA als Bündelung in einem Dokument veröffentlicht.511 Darüber hinaus 

wurden Erläuterungen zu den einzelnen Leitlinien von der EIOPA veröffentlicht und von der 

BaFin übersetzt.512 

Unter den Abschnitt Interne Kontrollen fallen die Leitlinien 38 und 39. Während die Leitlinien 

selbst sehr kurz sind, finden sich in den Erläuterungen zusätzliche Informationen. In Leitlinie 

38 wird auf die Bedeutung des internen Kontrollumfeldes eingegangen. Das Unternehmen 

muss dafür sorgen, dass alle Mitarbeiter sich ihrer Rolle im IKS bewusst sind, wodurch die 

Bedeutung der Durchführung angemessener interner Kontrollen gefördert wird. Die Kontroll-

 
506 Vgl. Art. 294 Abs. 5 DVO.   
507 Vgl. Art. 359 b) i) DVO. 
508 Vgl. Art. 308 Abs. 5 DVO.  
509 Vgl. Art. 372 Abs. 2 b) i) DVO. 
510 Vgl. Art. 274 Abs. 5 a), b) DVO.  
511 Vgl. EIOPA (2015). 
512 Vgl. BaFin (2016). 
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tätigkeiten sollen zudem den Risiken, die aus den zu kontrollierenden Tätigkeiten und Prozes-

sen resultieren, angemessen sein. Bei Versicherungsgruppen ist auf eine einheitliche grup-

penweite Umsetzung des IKS zu achten.513  

Der erläuternde Text zur Leitlinie 38 geht detaillierter auf die Anforderungen zum IKS ein. So 

werden zunächst die vier Aspekte der internen Kontrollen genannt, nämlich internes Kon-

trollumfeld, interne Kontrolltätigkeiten, Kommunikation und Überwachung. Ein wesentlicher 

Bestandteil des Kontrollumfeldes ist eine hohe Integrität, die vom Unternehmen gestärkt wer-

den muss. Zudem müssen sich alle Mitarbeiter des IKS bewusst sein und ihre Rolle darin 

kennen, sodass das System in die Unternehmenskultur eingebettet werden kann. Außerdem 

müssen die schriftlichen Leitlinien zu den internen Kontrollen durch das VMAO genehmigt 

werden. Die Leitlinien müssen die Instrumente der Unternehmensleitung zur Umsetzung des 

IKS und zur Überwachung der Angemessenheit und Wirksamkeit umfassen. Auf Gruppen-

ebene ist zusätzlich zur einheitlichen Umsetzung zu gewährleisten, dass Risikokonzentratio-

nen und gruppeninterne Transaktionen innerhalb des IKS hinsichtlich Verflechtungen oder In-

terdependenzen zwischen den einzelnen Unternehmen angemessen bewertet, überwacht, be-

richtet und berücksichtigt werden. Die Erläuterungen legen zudem fest, dass ein angemesse-

nes IKS Kontrollen auf unterschiedlichen Ebenen der Aufbau- und Ablauforganisation, für un-

terschiedliche Zeiträume und mit unterschiedlicher Detaillierung umfassen muss. Es werden 

ferner einige Beispiele für Kontrolltätigkeiten genannt, etwa Zustimmungen, Abgleiche oder 

physische Kontrollen. Darüber hinaus können interne Kontrollen auch Datenschutzanforde-

rungen, Sicherheitskontrollen oder Zugangskontrollen umfassen. Sie haben außerdem die 

Aufgabe, Bereiche potentieller Interessenkonflikte zu erkennen und zu regeln.514  

Nach Leitlinie 39 müssen die Überwachungs- und Berichterstattungsmechanismen innerhalb 

des IKS das VMAO mit allen entscheidungsrelevanten Informationen versorgen, was vom Un-

ternehmen einwandfrei festzustellen ist.515 Der erläuternde Text ergänzt, dass die Berichter-

stattung über das Erreichen der Hauptziele und die wesentlichen Risiken, die mit der Ge-

schäftstätigkeit einhergehen, vorab festzulegen ist. Sie sollte außerdem rechtzeitig, exakt und 

vollständig sein. Qualitätsberichte sowie Verbesserungsvorschläge sollten etabliert sein. Die 

Meldung negativer Neuigkeiten muss über die internen Kommunikationslinien ermöglicht wer-

den, unter Umständen auch durch verkürzte Wege über Berichtslinien hinweg. Zudem sollten 

Mechanismen zur Aufdeckung von Mängeln Teil der Überwachung sein, die regelmäßig im 

Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit stattfindet und laufende Managementtätigkeiten so-

wie Maßnahmen der Mitarbeiter im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung umfasst.516  

 
513 Vgl. EIOPA (2015), Randnummer 1.81f. 
514 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.169 ï 2.176. 
515 Vgl. EIOPA (2015), Randnummer 1.83. 
516 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.177-2.181. 
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Neben diesen beiden Haupt-Leitlinien finden sich in vielen anderen Leitlinien und den erläu-

ternden Texten immer wieder Hinweise zu Kontrollen und Kontrollverfahren. Dies verdeutlicht 

die hohe Bedeutung des IKS für das Governance-System.517 Tabelle 5 stellt zusammenfas-

send die europaweiten Anforderungen aus Solvency II dar:  

Rechtsgrundlage Inhalt 

Solvency II-Richtli-

nie  

 

¶ Versicherungsunternehmen müssen über ein wirksames IKS mit folgen-

den Mindestbestandteilen verfügen (Art. 46 Abs. 1): 

o Verwaltungs- und Rechnungslegungsverfahren 

o Interner Kontrollrahmen 

o Angemessene Melderegelungen  

o Compliance-Funktion. 

¶ Aufgaben der Compliance-Funktion (Art. 46 Abs. 2):  

o Beratung des VMAO 

o Beurteilung möglicher Auswirkungen von Änderungen des 

Rechtsumfeldes 

o Identifizierung und Beurteilung des Compliance-Risikos. 

¶ Schriftlich festgelegte Leitlinie zum IKS (Art. 41 Abs. 1). 

¶ Bewertung der Angemessenheit und Wirksamkeit des IKS durch die in-

terne Revision (Art. 47 Abs. 1). 

Delegierte Verord-

nung  

¶ Strategie des IKS muss mit Geschäftsstrategie in Einklang stehen (Art. 

258 Abs. 2). 

¶ IKS muss bei der Berechnung des ORSA berücksichtigt werden (Art. 262 

Abs. 2 c)). 

¶ Zielsetzung des IKS: Gewährleistung der Einhaltung der geltenden 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften durch das Versicherungsunterneh-

men, der Wirksamkeit und Effizienz der Geschäftstätigkeit im Hinblick auf 

die Unternehmensziele sowie der Verfügbarkeit und Verlässlichkeit der 

Informationen (Art. 266). 

¶ Sicherstellung der Zuverlässigkeit und Angemessenheit der Bewertung 

von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten (Art. 267). 

¶ Ausarbeitung einer Compliance-Politik und eines Compliance-Plans 

durch die Compliance-Funktion (Art. 270). 

EIOPA Leitlinien ¶ Förderung der Bedeutung angemessener interner Kontrollen durch Si-

cherstellung, dass Mitarbeiter sich ihrer Rolle im IKS bewusst sind (LL 

38). 

¶ Kontrolltätigkeiten müssen den Risiken angemessen sein (LL 38). 

¶ Einheitliche gruppenweite Umsetzung des IKS (LL 38). 

¶ Überwachungs- und Berichterstattungsmechanismen innerhalb des IKS 

müssen das VMAO mit allen entscheidungsrelevanten Informationen ver-

sorgen (LL 39). 

Erläuterungen den 

zu den Leitlinien 

¶ Vier Aspekte der internen Kontrolle (zu LL 38): 

o Internes Kontrollumfeld 

o Interne Kontrolltätigkeiten 

o Kommunikation 

o Überwachung 

 
517 Z.B. einheitliche Anwendung interner Kontrollpraktiken über die Aufbauorganisation hinweg (vgl. BaFin (2016), 
Randnummer 2.3), Vier-Augen-Prinzip bei wesentlichen Entscheidungen (vgl. EIOPA (2015), Randnummer 1.29), 
interne Kontrollverfahren zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Überprüfung der Anlagetätigkeiten und Ein-
haltung der Anlagegrundsätze (vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.130). 
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¶ Stärkung der Integrität im Unternehmen und Einbettung des IKS in die 

Unternehmenskultur (zu LL 38). 

¶ Durch VMAO genehmigte schriftliche Leitlinien (zu LL 38). 

¶ Einheitliche Umsetzung auf Gruppenebene mit Berücksichtigung von 

Verflechtungen und Interdependenzen (zu LL 38).  

¶ Installation interner Kontrollen auf unterschiedlichen Ebenen der Aufbau- 

und Ablauforganisation (zu LL 38). 

¶ Kontrolltätigkeiten können je nach Unternehmen unterschiedlich ausge-

staltet sein (zu LL 38). 

¶ Berichterstattung über Erreichung der Hauptziele und wesentliche Risi-

ken ist vorab festzulegen (zu LL 39). 

¶ Rechtzeitige, exakte, vollständige Berichterstattung; Etablierung von 

Qualitätsberichten und Verbesserungsvorschlägen (zu LL 39). 

¶ Meldung negativer Neuigkeiten muss ermöglicht werden (zu LL 39). 

¶ Aufdeckung von Mängeln als Teil der regelmäßigen Überwachung (zu LL 

39). 

Tabelle 5: Europäische Anforderungen an ein IKS aus Solvency II. 

3.2.2 Nationale Anforderungen 

3.2.2.1 Versicherungsaufsichtsgesetz 

Das im April 2015 verabschiedete und am 01.01.2016 in Kraft getretene, grundlegend überar-

beitete Versicherungsaufsichtsgesetz, setzt die europaweit geltenden Anforderungen durch 

die SII-RL in nationales Recht um.518 Demzufolge entspricht es grundsätzlich in seinen Anfor-

derungen der SII-RL, erweitert diese aber auch an einigen Stellen.  

Die Einrichtung eines IKS wird in § 29 VAG519 geregelt. Im ersten Absatz werden die europäi-

schen Anforderungen ohne wesentliche Änderungen in nationales Recht umgesetzt. Lediglich 

die Formulierung Ăangemessene Melderegelungenñ520 wurde durch die Forderung nach einer 

angemessenen unternehmensinternen Berichterstattung ersetzt.521 Auch die Aufgabenbe-

schreibungen der Compliance-Funktion in § 29 Abs. 2 VAG weist nur geringe Abweichungen 

gegenüber der SII-RL auf. Während die Richtlinie die ĂBeratung des Verwaltungs-, Manage-

ment- oder Aufsichtsorgans in Bezug auf die Einhaltung der in Übereinstimmung mit dieser 

Richtlinie erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriftenñ522 vorschreibt, konkretisiert der 

deutsche Gesetzgeber das VMAO und schreibt die Beratung des Vorstandes vor. Zugleich 

bezieht sich die Beratungsfunktion nicht nur auf die Einhaltung der in Übereinstimmung mit 

Solvency II erlassenen Vorschriften, sondern auf die Einhaltung aller für den Betrieb des Ver-

sicherungsgeschäfts geltenden Gesetze und Verwaltungsvorschriften. 

 
518 Vgl. Kraft (2015), S. 390. 
519 Durch die nationale Umsetzung der europäischen Richtlinie über die Tätigkeit und die Beaufsichtigung von Ein-
richtungen der betrieblichen Altersvorsorge (vgl. Richtlinie (EU) 2016/2341) im Januar 2019, wurden auch Ände-
rungen am Wortlaut des § 29 Abs. 1 vorgenommen, ohne allerdings inhaltliche Änderungen nach sich zu ziehen. 
(Vgl. Art. 1 Abschnitt 5, Nr. 7 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2341.) 
520 Art. 46 Abs. 1 SII-RL.  
521 Vgl. § 29 Abs. 1 VAG. 
522 Art. 46 Abs. 2 SII-RL. 
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Das deutsche Recht erweitert die Anforderungen an ein IKS darüber hinaus um den Aspekt 

der Berichterstattung. So müssen Versicherungsunternehmen über angemessene Systeme 

und Strukturen verfügen, damit sie die Anforderungen der §§ 40-42 VAG erfüllen und die In-

formationen, die der Aufsichtsbehörde nach dem VAG zu übermitteln sind, bereitstellen kön-

nen.523 In den angesprochenen Paragraphen finden sich die Vorschriften zur Berichterstattung 

im Rahmen des Solvabilitäts- und Finanzberichts, wie die Frist zur Erstellung des Berichts 

sowie inhaltliche Anforderungen.524 Darüber hinaus werden Regelungen zur Nichtveröffentli-

chung von Informationen im Solvabilitäts- und Finanzbericht525 sowie Anforderungen zur Ak-

tualisierung des Berichts526 getroffen. Der ebenfalls ergänzende vierte Absatz fordert zudem 

von den Versicherungsunternehmen in den schriftlichen Leitlinien festzulegen, wie die dauer-

hafte Angemessenheit der Informationen, die veröffentlicht und übermittelt werden, gewähr-

leistet wird.527 

Die Vorschrift zur Anfertigung schriftlicher Leitlinien für das IKS und andere Governance-Be-

reiche findet sich in den allgemeinen Anforderungen an die Geschäftsorganisation wieder.528 

Ergänzend zu den Anforderungen der SII-RL regelt dieser Paragraph die Dokumentation auf-

bau- und ablauforganisatorischer Regelungen sowie des IKS. Diese muss für Dritte nachvoll-

ziehbar sein und mindestens sechs Jahre aufbewahrt werden.529 Die Anforderung zur Prüfung 

des IKS durch die interne Revision gehen inhaltlich mit den europäischen Regelungen ein-

her.530 In den §§ 245 bis 293 VAG werden spezifische Anforderungen an Versicherungsgrup-

pen erläutert. § 275 regelt analog zu Art. 246 SII-RL die Überwachung des Governance-Sys-

tems. Wie auch nach der SII-RL müssen das Risikomanagementsystem und das IKS sowie 

das Berichtswesen aller Gruppenunternehmen so umgesetzt werden, dass eine Kontrolle und 

Steuerung auf Gruppenebene möglich sind. Die Mindestanforderungen an die internen Kon-

trollmechanismen auf Gruppenebene sind von den europäischen Regelungen übernom-

men.531  

Über diese Hauptregelungen hinaus verweist auch das deutsche Gesetz in unterschiedlichen 

Abschnitten immer wieder auf das Vorhandensein eines angemessenen IKS bzw. interner 

Kontrollmechanismen, z.B. bei Regelungen in Zusammenhang mit verbundenen Kreditinstitu-

ten, Wertpapierfirmen und Finanzinstituten.532  

 
523 Vgl. § 29 Abs. 3 VAG. 
524 Vgl. § 40 VAG. 
525 Vgl. § 41 VAG. 
526 Vgl. § 42 VAG. 
527 Vgl. § 29 Abs. 4 VAG. 
528 Vgl. § 23 Abs. 3 VAG. 
529 Vgl. § 23 Abs. 5 VAG. 
530 Vgl. § 30 VAG. 
531 Vgl. § 275 Abs. 1, 2 VAG. 
532 Vgl. § 259 Abs. 1 VAG. 
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3.2.2.2 Mindestanforderungen an die Geschäftsorganisation von Versicherungsunter-

nehmen 

In den Mindestanforderungen an die Geschäftsorganisation von Versicherungsunternehmen 

(MaGo) legt die BaFin die Vorschriften des VAG und der DVO bezüglich des Governance-

Systems für die deutschen Versicherungsunternehmen verbindlich aus. Nach der Konsultati-

onsphase im Oktober 2016 traten die Regelungen zum 1. Februar 2017 in Kraft. Bereits zuvor 

veröffentlichte die Aufsicht Auslegungsentscheidungen zu den Solvency II-Anforderungen als 

Hilfestellung für die Versicherungsunternehmen, darunter die Auslegungsentscheidung zu den 

internen Kontrollen und der internen Revision. Diese wurde allerdings mit Inkrafttreten der 

MaGo aufgehoben.533 

In den Regelungen zur Aufbau- und Ablauforganisation finden sich die ersten Verknüpfungen 

zum IKS. Grundsätzlich wird eine Trennung zwischen dem Aufbau von Risiken und deren 

Überwachung bzw. Kontrolle gefordert. Für eine angemessene Steuerung und Überwachung 

besonders risikobehafteter Prozesse müssen die einzelnen Prozessschritte, inklusive der Kon-

trollaktivitäten im Sinne des IKS und ggfs. Eskalationsschritte sowie Zuständigkeiten, Verant-

wortlichkeiten und Informationsflüsse klar festgelegt werden. Die MaGo nennt Prozesse, die 

auf jeden Fall hierunter eingeordnet werden. Um weitere risikobehaftete Prozesse zu identifi-

zieren müssen alle Prozesse aus Risikosicht beurteilt werden. Es wird betont, dass Kontrollen 

vor allem auf die besonders risikobehafteten Prozessschritte gerichtet sein sollen. Ferner sol-

len das Risikomanagement und die internen Kontrollen unternehmensweit angemessen und 

konsistent umgesetzt werden.534 Bezüglich der schriftlichen Leitlinien zum Governance-Sys-

tem, zu denen auch die Leitlinie für das IKS zählt, ist eine Abstimmung untereinander sowie 

auf die Geschäfts- und Risikostrategie und eine mindestens jährliche Überprüfung notwen-

dig.535 Interne Kontrollen müssen die Einhaltung der schriftlichen Leitlinien sicherstellen.536  

Der neunte Abschnitt der MaGo widmet sich den Schlüsselfunktionen. Hier wird ï getrennt von 

den übrigen Ausführungen zum IKS ï auch auf die Compliance-Funktion eingegangen. Betont 

wird die Hauptaufgabe der Compliance-Funktion, nämlich die Überwachung der Einhaltung 

aller zu beachtenden Gesetze, Verordnungen, aufsichtsbehördlichen Anforderungen und 

sonstiger externer Vorgaben und Standards, sog. externe Anforderungen. Vor allem muss 

überwacht werden, ob angemessene und wirksame interne Verfahren die Einhaltung dieser 

Anforderungen sicherstellen, wozu diese internen Verfahren bekannt sein müssen. Die Über-

wachung muss dabei zumindest die mit wesentlichen Risiken einhergehenden Geschäftsbe-

 
533 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 1, 11. 
534 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 30-34. 
535 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 56f. 
536 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 63.  
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reiche umfassen. Außerdem erfolgt eine Abgrenzung zu den gesetzlich vorgeschriebenen Un-

ternehmensbeauftragten, deren Verantwortlichkeiten und Aufgaben unberührt bleiben. Im 

Rahmen der Beratungsfunktion muss die Compliance-Funktion die Geschäftsleitung hinsicht-

lich der Einhaltung der externen Anforderungen beraten sowie diese bei der Sensibilisierung 

der Mitarbeiter hinsichtlich Compliance-Themen unterstützen. Für die Beurteilung der Auswir-

kungen von Änderungen des Rechtsumfeldes müssen dessen Entwicklungen frühzeitig beo-

bachtet und analysiert werden. Die Geschäftsleitung muss zudem rechtzeitig über relevante 

Änderungen informiert werden. Weitere Aufgabe der Compliance-Funktion ist die Identifikation 

und Beurteilung der Compliance-Risiken. Weiterhin ist ein Compliance-Plan zu erarbeiten, der 

regelmäßig überprüft wird, alle relevanten Geschäftsbereiche berücksichtigt und auf dessen 

Grundlage die Aktivitäten der Funktion erfolgen. Darüber hinaus muss die Compliance-Funk-

tion regelmäßig an die Geschäftsleitung über Compliance-Themen, insbesondere über we-

sentliche Compliance-Risiken sowie deren Maßnahmen, berichten. Außerdem muss der Be-

richt einen Überblick über die Angemessenheit und Wirksamkeit der Verfahren, welche die 

Einhaltung der externen Anforderungen sicherstellen sollen, enthalten.537 

Hinsichtlich der Anforderungen an das IKS betonen die MaGo die Bedeutung des Proportio-

nalitätsprinzips. So ist das IKS in Abhängigkeit des unternehmerischen Risikoprofils auszuge-

stalten. Die Orientierung am Risiko gilt insbesondere für Art, Häufigkeit und Umfang der Kon-

trollen. Zudem muss es in die Strukturen und Prozesse der Aufbau- und Ablauforganisation 

eingebunden sein und auch ausgegliederte Bereiche umfassen. Im internen Kontrollrahmen, 

der dem Risikoprofil angemessen sein muss, sind Grundsätze, Verfahren und Maßnahmen zu 

den internen Kontrollen festzulegen. Die einzurichtenden Informations- und Kommunikations-

systeme müssen die mit den internen Kontrollen beauftragten Personen mit allen notwendigen 

Informationen versorgen. Darüber hinaus ist festgelegt, dass die Angemessenheit und Wirk-

samkeit der Kontrollen fortlaufend überwacht werden müssen und der Geschäftsleitung regel-

mäßig über die Ergebnisse der Überwachung Bericht zu erstatten ist. Bei erheblichen Mängeln 

müssen zusätzlich Ad-hoc-Berichte verfasst werden. Eine zeitnahe Umsetzung notwendiger 

Anpassungen ist durch die Geschäftsleitung sicherzustellen.538 Innerhalb der Aspekte zur Aus-

gliederung von Tätigkeiten des Unternehmens wird betont, dass die Einrichtung und Weiter-

entwicklung des IKS als originäre Leistungsaufgabe der Geschäftsleitung nicht ausgegliedert 

werden kann. Dennoch ist eine Ausgliederung für bestimmte Teilbereiche des IKS möglich.539  

Die nationalen Anforderungen an ein IKS aus dem VAG und den MaGo stellt Tabelle 6 zusam-

menfassend dar: 

 

 
537 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 86-96. 
538 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 230-236. 
539 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 243f. 
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Rechtsgrundlage Inhalt 

Versicherungsauf-

sichtsgesetz 

 

¶ Versicherungsunternehmen müssen über ein wirksames IKS mit folgen-

den Mindestbestandteilen verfügen (§ 29 Abs. 1): 

o Verwaltungs- und Rechnungslegungsverfahren 

o Interner Kontrollrahmen 

o Angemessene unternehmensinterne Berichterstattung  

o Compliance-Funktion 

¶ Aufgaben der Compliance-Funktion (§ 29 Abs. 2): 

o Beratung des Vorstandes 

o Beurteilung möglicher Auswirkungen von Änderungen des 

Rechtsumfeldes 

o Identifizierung und Beurteilung des Compliance-Risikos 

¶ Etablierung angemessener Systeme und Strukturen, um die Anforderun-

gen der §§ 40-42 zu erfüllen sowie zur Informationsbereitstellung an die 

Aufsichtsbehörde (§ 29 Abs. 3). 

¶ Festlegung in Leitlinie, wie die Angemessenheit der Informationen, die 

veröffentlicht und übermittelt werden, gewährleistet wird (§ 29 Abs. 4). 

¶ Schriftlich festgelegte Leitlinie zum IKS (§ 23 Abs. 3). 

¶ Nachvollziehbare Dokumentation zum IKS mit Aufbewahrungsfrist von 

sechs Jahren (§ 23 Abs. 5). 

¶ Bewertung der Angemessenheit und Wirksamkeit des IKS durch die in-

terne Revision (§ 30 Abs. 1). 

Mindestanforderun-

gen an die Ge-

schäftsorganisation  

¶ Trennung von Risikoaufbau und Überwachung bzw. Kontrolle (Randnum-

mer 30) 

¶ Festlegung der einzelnen Prozessschritte, inkl. Kontrollaktivitäten, Zu-

ständigkeiten, Verantwortlichkeiten und Informationsflüsse für besonders 

risikobehaftete Prozesse (Randnummer 32). 

¶ Unternehmensweit angemessene und konsistente Umsetzung des IKS 

(Randnummer 34). 

¶ Abstimmung der schriftlichen Leitlinien untereinander sowie auf die Ge-

schäfts- und Risikostrategie (Randnummer 56). 

¶ Mindestens jährliche Überprüfung der Leitlinie (Randnummer 57). 

¶ Installierung interner Kontrollen, um sicherzustellen, dass Leitlinien ein-

gehalten werden (Randnummer 63). 

¶ Anforderungen an die Compliance-Funktion (Randnummern 86-96): 

o Überwachung der externen Anforderungen und der Einhaltung 

der externen Anforderungen durch interne Verfahren 

o Beratung der Geschäftsleitung, ggfs. der Mitarbeiterschaft hin-

sichtlich Compliance-Themen 

o Beobachtung und Analyse des Rechtsumfeldes und frühzeitige 

Kommunikation wesentlicher Änderungen 

o Identifizierung und Beurteilung der Compliance-Risiken 

o Compliance-Plan als Basis für die Aktivitäten der Funktion 

o Berichterstattung an die Geschäftsleitung 

¶ Ausgestaltung des IKS in Abhängigkeit des unternehmerischen Risi-

koprofils und Einbindung des IKS in die Strukturen und Prozesse der Auf-

bau- und Ablauforganisation (Randnummer 230). 

¶ Einbezug ausgegliederter Bereiche in das IKS (Randnummer 231). 

¶ Festlegung von Grundsätzen, Verfahren und Maßnahmen im internen 

Kontrollrahmen (Randnummer 232). 

¶ Risikoorientierung bei Art, Häufigkeit und Umfang der Kontrollen (Rand-

nummer 233). 
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¶ Versorgung der mit den internen Kontrollen beauftragten Personen mit 

den notwendigen Informationen (Randnummer 234). 

¶ Fortlaufende Überwachung der Angemessenheit und Wirksamkeit der 

Kontrollen (Randnummer 235). 

¶ Berichterstattung an die Geschäftsleitung (Randnummer 236). 

Tabelle 6: Nationale Anforderungen an ein IKS aus Solvency II. 

3.2.3 Zusammenfassung und Interpretation der rechtlichen Anforderungen 

3.2.3.1 Übergeordnete Aspekte 

Nachfolgend werden die wesentlichen Anforderungen an ein IKS nach Solvency II540 zusam-

mengefasst und untersucht, was unter den vier Mindestbestandteilen des IKS zu verstehen 

ist. Da für Versicherungsgruppen in Bezug auf das IKS grundsätzlich die gleichen Anforderun-

gen wie für Einzelunternehmen gelten und zusätzlich eine einheitliche Umsetzung des Sys-

tems in allen in die Gruppenaufsicht einbezogenen Unternehmen gefordert wird, werden im 

Folgenden schwerpunktmäßig die Anforderungen an Einzelunternehmen analysiert. Art. 46 

SII-RL gilt nicht unmittelbar für die deutschen Versicherungsunternehmen, sondern es gilt die 

nationale Umsetzung in § 29 VAG. Darüber hinaus sind die Anforderungen aus Art. 266, 267 

DVO bindend. Die Vorgaben aus den EIOPA-Leitlinien und den MaGo sind zwar keine Ge-

setze, die Aufsichtsbehörden legen darin allerdings die rechtlichen Anforderungen verbindlich 

aus.  

Um die gesetzlichen Anforderungen zu erfüllen, muss das IKS in deutschen Versicherungsun-

ternehmen nach § 29 Abs. 1 VAG mindestens vier Bestandteile umfassen, nämlich Verwal-

tungs- und Rechnungslegungsverfahren, einen internen Kontrollrahmen, eine angemessene 

unternehmensinterne Berichterstattung sowie eine Compliance-Funktion. Da dies nur eine 

Mindestanforderung ist, können die Unternehmen zusätzlich weitere Kontrollbereiche einfüh-

ren.541 Die DVO erwähnt explizit die drei Ziele des IKS, nämlich die Sicherstellung 1) der Ein-

haltung der geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 2) der Wirksamkeit und Wirt-

schaftlichkeit der Geschäftstätigkeit hinsichtlich der Unternehmensziele sowie 3) der Verfüg-

barkeit und Verlässlichkeit der finanziellen und nichtfinanziellen Informationen.542 Die zur Zie-

lerreichung zu definierende Strategie der internen Kontrollen muss mit der Geschäftsstrategie 

des Unternehmens in Einklang stehen und es müssen Zuständigkeiten, Ziele, Prozesse und 

Berichtsmechanismen eindeutig festgelegt werden.543 Dies sollte sich auch in der zu erstellen-

den Leitlinie für das IKS widerspiegeln.544  

 
540 Unter dieser Formulierung werden im Folgenden alle relevanten Rechtsgrundlagen und Empfehlungen ver-
standen, die im Zuge der Einführung des Aufsichtsregimes Solvency II erlassen wurden und in den vorherigen 
Abschnitten dargestellt wurden. Hierzu zählen die nationalen Anforderungen im VAG und den MaGo sowie die 
europaweiten Anforderungen SII-RL, DVO, EIOPA-Leitlinien sowie die erläuternden Texte zu den Leitlinien. 
541 Vgl. Heukamp (2016), S.86. 
542 Vgl. Art. 266 DVO. 
543 Vgl. Art. 258 Abs. 2 DVO. 
544 Vgl. EIOPA (2015), Randnummer 1.34. 
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Neben den vier Mindestbestandteilen des IKS, gibt es in den Erläuterungen zu den EIOPA-

Leitlinien die vier Aspekte der internen Kontrolle: internes Kontrollumfeld, interne Kontrolltätig-

keiten, Kommunikation sowie Überwachung.545 Weder für die vier Mindestbestandteile noch 

für die vier Aspekte der internen Kontrolle gibt es einheitliche Definitionen, weshalb im Folgen-

den untersucht werden soll, was unter den einzelnen IKS-Bestandteilen zu verstehen ist und 

wie diese sinnvoll voneinander abgegrenzt werden können.  

3.2.3.2 Verwaltungs- und Rechnungslegungsverfahren 

In den Vorgaben zu Solvency II gibt es keine Definition der Verwaltungs- und Rechnungsle-

gungsverfahren. Lediglich in einer älteren Veröffentlichung des CEIOPS gibt es eine kurze 

Erläuterung, die allerdings nicht in die Gesetzgebung bzw. die sonstigen Vorgaben übernom-

men wurde.546 Danach sollen die Versicherungsunternehmen angemessene Verwaltungsver-

fahren für die Hauptaktivitäten des Unternehmens definieren und implementieren, um effizi-

ente Abläufe sicherzustellen, Fehler zu vermeiden und die Einhaltung der anzuwendenden 

Vorschriften und Regelungen zu gewährleisten.547 Es handelt sich demnach um die Festle-

gung und Beschreibung der wichtigsten Geschäftsprozesse des Unternehmens. Rechnungs-

legungsverfahren bilden eine Unterkategorie der allgemeineren Verwaltungsverfahren und be-

ziehen sich auf diejenigen Prozesse, die im Zusammenhang mit der Rechnungslegung stehen, 

z.B. Bilanzierung und Bewertung von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten.548  

In den MaGo wird dieser Punkt ebenfalls aufgegriffen, allerdings nicht in den Vorgaben zum 

IKS, sondern bei den allgemeinen Governance-Anforderungen. Um besonders risikobehaftete 

Prozesse steuern und überwachen zu können, ist es notwendig, die einzelnen Prozessschritte, 

inklusive der Kontrollaktivitäten und Eskalationsschritte, die prozessspezifischen Zuständig-

keiten, Verantwortlichkeiten sowie Informationsflüsse klar festzulegen. Besonders risikobehaf-

tete Prozessschritte sind dabei zu identifizieren und regelmäßig zu kontrollieren.549 Durch die 

Darstellung der Hauptaktivitäten des Unternehmens können also einerseits die Stellen im Un-

ternehmen identifiziert werden, die besonders risikobehaftet sind und durch prozessintegrierte 

Kontrollen gemindert werden müssen. Auf der anderen Seite können diese ebenfalls genutzt 

werden, um Prozessschwächen zu identifizieren, die durch Verbesserungsmaßnahmen adres-

siert werden können. So können die Effektivität und Effizienz der Geschäftstätigkeit durch ein 

wirksames IKS sichergestellt werden.  

 
545 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.169. 
546 Vgl. Korus (2016), S. 330. 
547 Vgl. CEIOPS (2009), Randnummer 3.230. 
548 Vgl. CEIOPS (2009), Randnummer 3.230; vgl. Korus (2016), S. 330f. 
549 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 32f. 
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3.2.3.3 Interner Kontrollrahmen 

Der interne Kontrollrahmen muss auf das Risikoprofil des Unternehmens abgestimmt sein und 

Grundsätze, Verfahren und Maßnahmen zu den internen Kontrollen festlegen.550 Er bildet also 

ein umfassendes Grundgerüst für das IKS im Unternehmen und enthält übergreifende Prinzi-

pien und Vorgaben. Nach einer Auslegungsentscheidung der BaFin von 2015 beinhaltet der 

interne Kontrollrahmen mindestens die vier Aspekte internes Kontrollumfeld, interne Kontroll-

tätigkeiten, Kommunikation und Überwachung.551 Diese Aufgliederung hat allerdings keinen 

Eingang in die MaGo gefunden, sodass in den aktuell gültigen Gesetzen und Erläuterungen 

keine eindeutige Definition des internen Kontrollrahmens zu finden ist. In den erläuternden 

Texten zu den EIOPA-Leitlinien werden die von der BaFin dem internen Kontrollrahmen zuge-

ordneten vier Teilbereiche allgemeiner als Aspekte der internen Kontrolle aufgeführt.552 Nach-

folgend wird untersucht, welche dieser Teilbereiche weiterhin in den internen Kontrollrahmen 

eingeordnet werden können. 

Unstrittig dem internen Kontrollrahmen zuzuordnen sind die unterschiedlichen Anforderungen 

zur Etablierung eines angemessenen internen Kontrollumfeldes in den Versicherungsunter-

nehmen, da diese die Voraussetzung für ein unternehmensweit wirksames IKS darstellen. 

Hierzu zählen z.B. die Einbettung des IKS in die Unternehmenskultur und die Sicherstellung 

des Verständnisses der Mitarbeiter zum IKS sowie zu ihrer Rolle darin oder die Stärkung in-

tegrer Unternehmensstrukturen.553 Ebenfalls dem internen Kontrollrahmen zuzuordnen sind 

weitere Grundsätze zur Ausgestaltung des IKS wie die Aufstellung einer schriftlichen Leitlinie 

zum IKS554 oder die unternehmensweit angemessene und konsistente Umsetzung555.  

Auch hinsichtlich der Kontrolltätigkeiten gibt es allgemeine Prinzipien, die unabhängig von der 

konkreten Ausgestaltung der Kontrollen berücksichtigt werden müssen, wie die Risikoorientie-

rung556 und die Integration in die Aufbau- und Ablauforganisation.557 Aufgrund ihres allgemein-

gültigen Charakters können auch diese unter den internen Kontrollrahmen subsumiert werden. 

Ein weiterer wesentlicher Baustein in der Grundstruktur des IKS sind grundlegende Überwa-

chungsmechanismen, da die fortlaufende Überwachung der Angemessenheit und Wirksam-

keit der internen Kontrollen558 sowie die Verfahren zur Aufdeckung von Mängeln559 unabding-

bar für ein andauernd funktionierendes IKS sind.  

 
550 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 232. 
551 Vgl. BaFin (2015c), Randnummer 18. 
552 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.169. 
553 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.170. 
554 Vgl. § 23 Abs. 3 VAG. 
555 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 34. 
556 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 233. 
557 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.173. 
558 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 235. 
559 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.180. 
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Während der Aspekt der Überwachung des IKS also ebenfalls dem internen Kontrollrahmen 

zugeordnet werden kann, ist die Einordnung des Teilbereichs Kommunikation weniger eindeu-

tig. Die Etablierung eines Informations- und Kommunikationssystems560 ist ein wichtiger 

Grundsatz für den Erfolg des IKS. Kommunikationsmaßnahmen sind beispielsweise notwen-

dig, um ein solides Kontrollumfeld sicherzustellen und die Mitarbeiter mit allen notwendigen 

Informationen zu versorgen. Allerdings ist Kommunikation auch ein wesentlicher Bestandteil 

der unternehmensinternen Berichterstattung, die einen eigenen Mindestbestandteil nach § 29 

VAG darstellt. Der Aspekt findet sich also in beiden Bestandteilen des IKS wieder. Dies zeigt, 

dass beide Teilbereiche sehr eng miteinander verbunden sind und sich nicht strikt voneinander 

trennen lassen. Die Ergebnisse der Überwachung sind nur dann von Wert, wenn sie an die 

Entscheidungsträger und Verantwortlichen weitergeleitet werden, was im Rahmen der unter-

nehmensinternen Berichterstattung erfolgt. Die EIOPA fasst die Aspekte Überwachung und 

Berichterstattung daher in Leitlinie 39 zusammen.561 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass der Teilbereich interner Kontrollrahmen sehr umfassend 

und zugleich auch unspezifisch ist. Es lassen sich die Aspekte internes Kontrollumfeld, allge-

meine Grundsätze zu den internen Kontrolltätigkeiten sowie zur Überwachung und teilweise 

Kommunikation hierunter einordnen. Einzelne Unternehmen müssen ihren Kontrollrahmen in-

dividuell ausgestalten und ein solides Grundgerüst für das IKS errichten. Innerhalb dessen 

müssen ein Bewusstsein für die Kontrollen geschaffen, die Kontrollen in den Unternehmensab-

läufen verankert und fortlaufend angemessen und wirksam gehalten werden. Der interne Kon-

trollrahmen trägt damit zum Erreichen aller drei Zielsetzungen des Art. 266 DVO bei. 

3.2.3.4 Angemessene unternehmensinterne Berichterstattung 

Während die SII-RL angemessene Melderegelungen auf allen Unternehmensebenen als Min-

destbestandteil des IKS fordert,562 wird im VAG eine angemessene unternehmensinterne Be-

richterstattung auf allen Unternehmensebenen verlangt.563 Beide Anforderungen sind aller-

dings inhaltlich identisch aufzufassen und beinhalten die Forderung, dass das IKS Mechanis-

men zur Informationsvermittlung an die richtigen Stellen beinhaltet. Aus diesem Grund ist der 

Aspekt Kommunikation hierunter einzuordnen.  

Die enge Verbindung zwischen Überwachung und Kommunikation zeigt sich auch durch die 

Forderung, dass der Geschäftsleitung mindestens jährlich sowie bei erheblichen Mängeln so-

fort Bericht zu erstatten ist, sodass diese ggfs. notwendige Maßnahmen veranlassen kann.564 

 
560 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 234. 
561 Vgl. EIOPA (2015), Randnummer 1.83. 
562 Vgl. Art. 46 Abs. 1 SII-RL. 
563 Vgl. § 29 Abs. 1 VAG. 
564 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 236. 
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Eine Berichterstattung über die Überwachung allein ist allerdings nicht ausreichend. Die Leit-

linien der EIOPA verlangen, das VMAO mit allen Informationen zu versorgen, die für den Ent-

scheidungsprozess relevant sind.565 Hierzu gehört eine vorab festgelegte Berichterstattung 

über das Erreichen der Hauptziele und die wesentlichen Risiken der Geschäftstätigkeit. Die 

Berichterstattung muss rechtzeitig erfolgen, exakt und vollständig sein. Zusätzliche Qualitäts-

berichte und Verbesserungsvorschläge sollten ebenfalls integriert werden.566  

Die einzurichtenden Informations- und Kommunikationssysteme müssen die Personen, die mit 

Kontrollen beauftragt sind, mit allen notwendigen Informationen versorgen und zudem zur Mel-

dung auch negativer Informationen anregen.567 Es wird nicht näher spezifiziert, wen die BaFin 

genau anspricht, wenn sie die Ămit den internen Kontrollen beauftragten Personenñ568 erwähnt. 

Dies könnten einerseits die Mitarbeiter, welche die Kontrollen operativ durchführen, sein, an-

dererseits auch die Geschäftsleitung, in deren Verantwortungsbereich die Umsetzung des IKS 

fällt. Letztendlich müssen beide Personenbereiche von einem angemessenen Informations-

system erfasst werden. Die durchführenden Mitarbeiter müssen ï entsprechend der Forderun-

gen des Kontrollumfeldes ï Informationen über den Sinn und Zweck ihrer Tätigkeit sowie über 

die Durchführung erhalten. Die Geschäftsleitung hingegen muss über ein standardisiertes Be-

richtswesen über die Wirksamkeit des IKS, mögliche Schwachstellen etc. ausreichend infor-

miert werden, um ggfs. Maßnahmen einleiten und Entscheidungen treffen zu können. Auch 

die Compliance-Funktion hat als Teilbereich des IKS bestimmte Berichtspflichten zu erfüllen, 

auf die im Folgenden noch eingegangen wird. 

Die Kommunikations- und Überwachungsmechanismen beeinflussen also maßgeblich den Er-

folg der internen Kontrollen, da nur eine laufende Überprüfung und regelmäßige Informations-

weitergabe die langfristige Wirksamkeit der Kontrollen sicherstellen kann.  

3.2.3.5 Compliance-Funktion 

Die Compliance-Funktion ist der Teilbereich des IKS, der am besten in den Rechtsgrundlagen 

und Konkretisierungen beschrieben ist. Bereits im VAG werden die Aufgaben der Funktion 

beschrieben569 und auch die DVO570 sowie die MaGo571 gehen explizit auf die Compliance-

Funktion als Schlüsselfunktion ein. Zu dieser Funktion gibt es allerdings keine EIOPA-Leitlinie. 

Die Compliance-Funktion ist eine ĂFunktion zur ¦berwachung der Einhaltung der Anforderun-

genñ572. Diese Formulierung, die so beispielsweise in der englischen oder niederländischen 

 
565 Vgl. EIOPA (2015), Randnummer 1.83. 
566 Vgl. BaFin (2016), Randnummern 2.177f. 
567 Vgl. BaFin (2017) Randnummer 234; vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.179. 
568 BaFin (2017), Randnummer 234. 
569 Vgl. § 29 Abs. 2 VAG. 
570 Vgl. Art. 270 DVO. 
571 Vgl. BaFin (2017), Randnummern 86-96. 
572 Vgl. § 29 Abs. 1 VAG. 
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Version der Richtlinie nicht zu finden ist,573 wirft die Frage nach der Reichweite der Compli-

ance-Funktion auf. Die Literatur ist sich weitgehend einig, dass sich die Überwachungsauf-

gabe der Compliance-Funktion nicht nur auf das VAG bzw. die Anforderungen in Bezug auf 

Solvency II beschränkt, sondern alle Gesetze und Regelungen umfasst, die das Unternehmen 

betreffen.574 Dies spiegelt sich ebenfalls in den MaGo wider.575 Die Compliance-Funktion muss 

überwachen, ob die Einhaltung der Gesetze und Verordnungen durch angemessene und wirk-

same interne Verfahren sichergestellt ist. Dabei müssen mindestens die mit wesentlichen Ri-

siken verbundenen Rechtsbereiche berücksichtigt werden.576  

Die Compliance-Funktion hat die folgenden vier Hauptaufgaben:577 

1) Beratung des Vorstandes hinsichtlich der Einhaltung der relevanten Gesetze und Vor-

schriften sowie Unterstützung der Geschäftsleitung bei der Sensibilisierung der Mitar-

beiter für Compliance-Themen. 

2) Beobachtung und Analyse des Rechtsumfeldes und Beurteilung der Auswirkung mög-

licher Änderungen desselben. 

3) Identifikation und Beurteilung des Compliance-Risikos in regelmäßigen Abständen. 

4) Bewertung der Angemessenheit der getroffenen Maßnahmen zur Verhinderung einer 

Non-Compliance. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben ist eine Compliance-Politik, in der Zuständigkeiten, Befugnisse 

und Berichtspflichten festgelegt sind, sowie ein Compliance-Plan, in dem die geplanten Tätig-

keiten der Funktion beschrieben werden, zu erstellen.578 Von den deutschen Versicherern for-

dert die BaFin zudem einen mindestens jährlichen Bericht an die Geschäftsleitung, der die 

wesentlichen Compliance-Risiken sowie die Maßnahmen zur Minderung dieser Risiken enthält 

und einen Überblick über die Angemessenheit und Wirksamkeit der internen Verfahren zur 

Einhaltung der Gesetze und Regelungen gibt.579  

Als Schlüsselfunktion muss die Compliance-Funktion und ihre Aufgaben von den übrigen As-

pekten des IKS getrennt betrachtet werden. Es stellt sich deshalb die Frage, warum die Com-

pliance-Funktion überhaupt durch den europäischen Gesetzgeber als Teilbereich des IKS de-

 
573 Vgl. Dreher (2013), S. 937. 
574 Vgl. Dreher (2013), S. 937f.; vgl. Reese / Ronge (2011), S. 1224; vgl. hierzu auch die Ausführungen in Böhmer 
(2015), S. 132f.  
575 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 86. 
576 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 87f. 
577 Für die folgenden Punkt vgl. § 29 Abs. 2 VAG; vgl. Art. 270 Abs. 2 DVO; vgl. BaFin (2017), Randnummern 90-
93. 
578 Vgl. Art. 270 Abs. 1 DVO. 
579 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 95f. 
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finiert wurde. KORUS bezeichnet dies schlicht als einen ĂFehler des europªischen Gesetzge-

bersñ580, da die Compliance-Funktion Aufgaben wahrzunehmen hat, die über reine Kontrollak-

tivitäten hinausgehen.581 Zwar sind die Anforderungen zur Compliance-Funktion in der SII-RL 

und dem VAG innerhalb der Regelungen zum IKS zu finden. Bereits in der DVO und auch in 

den MaGo wird die Compliance-Funktion allerdings in einem anderen Abschnitt zusammen 

mit den übrigen Schlüsselfunktionen und ohne inhaltlichen Bezug zum IKS geregelt. Diese 

Positionierung der Regelungen zur Compliance-Funktion lässt darauf schließen, dass das IKS 

und die Compliance-Funktion als zwei separate Anforderungen betrachtet werden. 

Es gibt allerdings auch Gründe, welche die Einordnung der Compliance-Funktion in das IKS 

unterstützen. Eines der drei Ziele des IKS ist es, die Einhaltung aller geltenden Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften sicherzustellen.582 Dies entspricht ebenfalls dem Hauptziel der Com-

pliance-Funktion, nämlich die Überwachung der Einhaltung der gesetzlichen Regelungen.583 

Die Compliance-Funktion soll dieses Ziel nicht nur durch reine Überwachungsaktivitäten errei-

chen. Allerdings sieht Solvency II das IKS ebenfalls nicht nur als Bündelung von Kontrollakti-

vitäten, sondern ordnet dem IKS ï wie bereits erläutert ï noch weitere Themenbereiche zu. 

Hierzu gehören die Prozessbeschreibungen, die Einbettung des IKS in die Unternehmenskul-

tur oder die Etablierung von Kommunikations-, Überwachungs- und Berichterstattungsmecha-

nismen. Eine Einordnung der Compliance-Funktion als weiterer Mechanismus zur Erfüllung 

der Zielsetzungen des IKS ist insofern durchaus nachvollziehbar. Darüber hinaus kann die 

Compliance-Funktion als eine Einheit, die zur Überwachung der Regeleinhaltung im Unter-

nehmen eingerichtet wurde, angesehen werden. Solche Funktionen, die zur Kontrolle und 

Überwachung einer spezifischen Tätigkeit oder Einheit zuständig sind, werden von den Erläu-

terungen zu den EIOPA-Leitlinien als dem IKS zugehörige Einheiten angesehen.584  

3.3 Abgrenzung des IKS nach Solvency II 

3.3.1 Abgrenzung des IKS nach Solvency II vom IKS i.w.S. 

3.3.1.1 Zielsetzung 

Nach der Analyse der Bestandteile des IKS nach Solvency II, erfolgt in diesem Kapitel die 

Abgrenzung der gesetzlichen Anforderungen einerseits von der im Rahmen dieser Arbeit ent-

wickelten Definition des IKS i.w.S., andererseits von weiteren rechtlich geforderten Gover-

nance-Bestandteilen. Zunächst wird der Frage nachgegangen, ob das IKS nach Solvency II 

identisch zum IKS i.w.S. ist bzw. welche Unterschiede es gibt. 

 
580 Korus (2016), S. 160. 
581 Vgl. Korus (2016), S. 160.  
582 Vgl. Art. 266 DVO. 
583 Vgl. § 29 Abs. 1 VAG. 
584 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.183. 
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Die Zielsetzung des IKS nach Solvency II ist ähnlich zu der des COSO und des IKS i.w.S. 

Nach Art. 266 DVO gewährleistet das IKS 1) die Einhaltung der geltenden Rechts- und Ver-

waltungsvorschriften, 2) die Wirksamkeit und Effizienz der Geschäftstätigkeit hinsichtlich der 

Unternehmensziele sowie 3) die Verfügbarkeit und Verlässlichkeit der finanziellen und nichtfi-

nanziellen Informationen. Einige weitere Anforderungen heben spezifischere Zielsetzungen 

hervor. Zu nennen ist insbesondere Art. 267 DVO zu den internen Kontrollen der Bewertung 

von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten. Diese sollen sicherstellen, dass die Solvenzbi-

lanz und damit die finanziellen Informationen des Unternehmens nach Solvency II korrekt dar-

gestellt wird. In § 29 Abs. 3 VAG werden zudem angemessene Systeme und Strukturen zur 

Sicherstellung einer angemessenen Informationsbereitstellung im SFCR-Bericht und an die 

Aufsicht gefordert. 

Im Gegensatz zur Definition des COSO schränkt die DVO die Anforderungen nicht ein, indem 

sie nur ein IKS fordert, das hinreichende Sicherheit bezüglich des Erreichens der Ziele ge-

währleistet. Allerdings kann kein IKS die Erreichung der Unternehmensziele mit absoluter Si-

cherheit gewährleisten. Gründe hierfür sind beispielsweise menschliche Fehler, Missbrauch 

durch die verantwortlichen Personen oder außergewöhnliche Geschäftsvorfälle, die durch das 

IKS nur schwer erfasst werden können.585 Aus diesem Grund muss die Einschränkung mit 

hinreichender Sicherheit auch für das IKS nach Solvency II gelten, obwohl dies nicht explizit 

in der DVO erwähnt ist. 

3.3.1.2 Einordnung der Bestandteile des IKS nach Solvency II in die Subsysteme des 

IKS i.w.S. 

Aufgrund der Übereinstimmung der Zielsetzung ist im nächsten Schritt zu prüfen, ob auch die 

Bestandteile des IKS nach Solvency II identisch zu denen des IKS i.w.S. sind. Dieses beinhal-

tet die folgenden, im zweiten Kapitel definierten sechs Subsysteme: Kontrollumfeld, Steue-

rungssystem, Risikosystem, Überwachungssystem, Informations- und Kommunikationssys-

tem sowie Beurteilungssystem. 

Auf Basis der bisherigen Erkenntnisse wird im ersten Schritt geprüft, ob die Mindestbestand-

teile des IKS nach Solvency II auch in der Definition des IKS i.w.S. vorhanden sind. Sodann 

wird im folgenden Abschnitt untersucht, ob dieses darüber hinaus weitere Aspekte umfasst. 

¶ Der Mindestbestandteil Verwaltungs- und Rechnungslegungsverfahren umfasst die 

Darstellung der wichtigsten Abläufe des Unternehmens, was auch in den MaGo im 

Rahmen der allgemeinen Governance-Anforderungen verlangt wird.586 Obwohl die An-

forderung somit nicht bei den Regelungen zum IKS zu finden sind, sind die Prozess-

darstellungen dennoch ein Bestandteil des IKS und bilden die Basis für die sinnvolle 

 
585 Vgl. Bungartz (2014), S. 45. 
586 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 32. 
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Implementierung von Kontrollen. Im IKS i.w.S. sind die Ablaufbeschreibungen Teil des 

Steuerungssystems und stellen eine notwendige Voraussetzung für die Identifikation 

von Risiken und die Einrichtung von Kontrollen dar. Zudem wird durch die Prozessbe-

schreibungen Transparenz geschaffen und es können Optimierungsmaßnahmen für 

einzelne Abläufe abgeleitet werden.587 Beide Definitionen umfassen demnach Pro-

zessbeschreibungen als Voraussetzung für ein funktionierendes IKS. 

¶ Der interne Kontrollrahmen ist ein sehr umfassender Punkt und beinhaltet, wie im vo-

rangegangen Abschnitt analysiert, die Bereiche internes Kontrollumfeld, Grundsätze 

zu den Kontrollaktivitäten und zur Überwachung sowie in Teilen die Kommunikation.  

o Das interne Kontrollumfeld nach Solvency II umfasst übergreifende weiche Fak-

toren wie die Einbettung des IKS in die Unternehmenskultur, die Schaffung ei-

nes Bewusstseins für das IKS oder die Förderung integrer Strukturen im Unter-

nehmen.588 Auch wenn es in den gesetzlichen Vorgaben keine konkreten Maß-

nahmen zum Kontrollumfeld gibt, kann es analog zum Kontrollumfeld des IKS 

i.w.S. als unternehmensweites Fundament des IKS gesehen werden, das sich 

auf dessen andere Bestandteile auswirkt. Ein ineffizientes Kontrollumfeld, in 

dem beispielsweise eine negative Einstellung gegenüber Kontrollen herrscht, 

kann dazu führen, dass das IKS insgesamt nicht wirksam ist.  

o Nach Solvency II müssen interne Kontrollen auf unterschiedlichen Ebenen der 

Aufbau- und Ablauforganisation eingebettet sein. Die Erläuterungen nennen ei-

nige Beispiele für solche Kontrollaktivitäten, die sowohl Kontrollen (z.B. Verifi-

zierungen) als auch organisatorische Sicherungsmaßnahmen (z.B. Zugangs-

kontrollen zu Hardware589) umfassen.590 Darüber hinaus sollen die Kontrollen 

nach den MaGo in Art, Häufigkeit und Umfang den Risiken entsprechen.591 

Nach COSO sollen Kontrollaktivitäten als Grundsätze und Verfahren sicherstel-

len, dass die Entscheidungen der Unternehmensführung umgesetzt und beach-

tet werden. Sie bestehen aus zwei Elementen, nämlich einer Soll-Vorgabe so-

wie Verfahren zur Umsetzung dieser Vorgabe.592 Beide Aspekte werden im IKS 

i.w.S. berücksichtigt und bilden einen Bestandteil des Steuerungssystems (Ab-

leitung von Soll-Vorgaben) bzw. des Überwachungssystems (Überprüfung der 

Einhaltung der Soll-Vorgaben). Die Solvency II-Regelungen geben keine Aus-

kunft darüber, ob die Ableitung von Soll-Vorgaben Teil der Kontrollaktivitäten 

ist. Eine Kontrolle kann allerdings nur dann sinnvoll ausgeführt werden, wenn 

 
587 Zu den Bestandteilen des IKS i.w.S. vgl. Kapitel 2.5. 
588 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.170. 
589 Der IDW PS 261 n.F. nennt Zugriffsbeschränkungen im IT-Bereich als Beispiel einer organisatorischen Siche-
rungsmaßnahme. Vgl. IDW (2017) PS 261 n.F., S. 8. 
590 Vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.173-2.175. 
591 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 233. 
592 Vgl. COSO (1994), S. 49. 
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eine Vorgabe über den Ideal-Zustand vorhanden ist, weshalb auch die Kon-

trollaktivitäten nach Solvency II implizit die Ableitung von Soll-Vorgaben bein-

halten müssen. Das IKS-Verständnis nach Solvency II umfasst somit Kontrol-

len, organisatorische Sicherungsmaßnahmen und implizit die Ableitung von 

Soll-Vorgaben. Alle Elemente sind auch im IKS i.w.S. im Überwachungs- bzw. 

Steuerungssystem vorhanden.  

o Bezüglich der Überwachung fordert Solvency II die fortlaufende Überwachung 

der Angemessenheit und Wirksamkeit der Kontrollen.593 Von der internen Re-

vision wird darüber hinaus gefordert, die Angemessenheit und Wirksamkeit des 

IKS zu überwachen, was allerdings nicht als Teilbereich des IKS angesehen 

wird.594 Im IKS i.w.S. hingegen sind beide Aspekte durch die laufende, prozess-

integrierte bzw. gesonderte Beurteilung abgedeckt.  

¶ Solvency II fordert eine angemessene unternehmensinterne Berichterstattung als wei-

teren Mindestbestandteil des IKS. Hierzu zählt der Informationsfluss innerhalb des Un-

ternehmens. Das IKS muss dafür sorgen, dass alle relevanten Informationen für den 

Entscheidungsprozess zur Verfügung stehen und muss zudem die Rechtzeitigkeit, 

Vollständigkeit oder Relevanz der Daten gewährleisten.595 Auch im Rahmen des IKS 

i.w.S. ist ein Informations- und Kommunikationssystem einzurichten, das die Richtigkeit 

und Weitergabe der Informationen zwischen verschiedenen Unternehmensbereichen 

sicherstellt. So ist beispielsweise die Geschäftsleitung mit allen für die Entscheidungs-

findung notwendigen Informationen zu versorgen. Zugleich müssen diese Entschei-

dungen auch wieder an untere Ebenen transportiert werden, um entsprechende Maß-

nahmen zur Umsetzung ergreifen zu können. Dieser Aspekt der Solvency II-Vorgaben 

ist somit ebenfalls im IKS i.w.S. enthalten. 

¶ Nach Solvency II ist die Compliance-Funktion integraler Bestandteil des IKS. Neben 

der Beratungsfunktion und der Beobachtung und Analyse des Rechtsumfeldes und 

seiner Änderungen ist auch die Identifikation und Beurteilung der Compliance-Risiken 

sowie die Bewertung der getroffenen Maßnahmen dieser Funktion zuzuordnen. Über-

dies übernimmt die Compliance-Funktion Überwachungsaufgaben.596 Die Aufgaben 

der Compliance-Funktion spiegeln sich somit in mehreren Subsystemen des IKS i.w.S. 

wider: Im Risikosystem erfolgt die Identifikation und Beurteilung der Compliance-Risi-

ken, die ergriffenen Maßnahmen sind in das Überwachungssystem eingeordnet. Die 

Beratungsfunktion kann als Teil des Controllings im Steuerungssystem angesehen 

werden, da es die Hauptaufgabe der Funktion ist, die Informationen hinsichtlich der 

 
593 Vgl. BaFin (2017), Randnummer 235. 
594 Vgl. § 30 Abs. 1 VAG. 
595 Vgl. EIOPA (2015), Randnummer 1.83; vgl. BaFin (2016), Randnummer 2.178. 
596 Vgl. § 29 Abs. 2 VAG; vgl. BaFin (2017), Randnummer 86f. 
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rechtlichen Aspekte aufzubereiten und über das Informations- und Kommunikations-

system an die Geschäftsleitung weiterzugeben. Die Überwachungstätigkeit der Com-

pliance-Funktion ist als laufende Beurteilung ebenso im IKS i.w.S. enthalten.  

Alle Anforderungen, die Solvency II an ein IKS stellt, können somit durch ein IKS i.w.S. erfüllt 

werden. Die nachfolgende Abbildung 7 verdeutlicht, welche Bestandteile des IKS i.w.S. durch 

die Solvency II-Vorgaben abgedeckt sind.  

 

Abbildung 7: Einordnung des IKS nach Solvency II in das IKS i.w.S.597 

3.3.1.3 Sonstige Bestandteile des IKS i.w.S. 

In den Solvency II-Regelwerken gibt es noch weitere Aspekte, die sich dem IKS i.w.S. zuord-

nen lassen, bei denen die Vorgaben allerdings keine Verbindung zum IKS herstellen. Diese 

werden nachfolgend den Subsystemen des IKS i.w.S. zugeordnet: 

¶ Das IKS nach Solvency II ist risikoorientiert auszugestalten. Dennoch ist die Risikoana-

lyse als Teil des Risikomanagements außerhalb des IKS verortet.598 Im IKS i.w.S. hin-

gegen ist das Risikosystem mit der Risikoidentifikation und -bewertung ein integriertes 

Subsystem und damit ein Hauptbestandteil des IKS. Nur bezüglich der Compliance-

Risiken bilden die Solvency II-Vorgaben eine Ausnahme. Diese müssen von der Com-

pliance-Funktion identifiziert und überwacht werden, die wiederum als Mindestbe-

standteil des IKS betrachtet wird.599 Die Risikoanalyse wird also nur hinsichtlich der 

Compliance-Risiken als Teil des IKS nach Solvency II betrachtet.  

 
597 Eigene Darstellung. 
598 Vgl. § 26 Abs. 1 VAG. 
599 Vgl. § 29 Abs. 2 VAG. 










































































































































































































































































































































































































